
KOPF DER WOCHE

Ein Etablierter
an der Spitze
Chuck Schumer An ihm könnten sich die
Republikaner und Bald-Präsident Donald
Trump die Zähne ausbeißen: Senator

Charles „Chuck“
Schumer wird ab 3.
Januar die Senats-
fraktion der Demo-
kraten führen.
Wenn es dem
66-jährigen Politi-
ker gelingt, seine
Senatskollegen auf
ein gemeinsames
Vorgehen einzu-
schwören, könnten

die Demokraten den Republikanern durch
ihre faktische Sperrminorität im Senat viele
Steine in den Weg legen (siehe S. 6). Aller-
dings: Mehr Einfluss haben die Demokraten
in der nationalen Politik erstmal auch nicht.
Schumer sitzt seit 1999 für den Bundesstaat
New York im Senat und folgt im Amt auf
Harry Reid aus Nevada, der zwölf Jahre an
der Spitze der Fraktion stand. Bevor er Se-
nator wurde, war Schumer 18 Jahre lang
Mitglied des Repräsentantenhauses. scr T
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ZAHL DER WOCHE

97
Prozent der Mitglieder des US-Repräsen-
tantenhauses, die sich 2016 zur Wiederwahl
stellten, behalten ihren Sitz. Im Senat gilt
dies für 93 Prozent der Senatoren, die wie-
der antraten. Der Durchschnitt in der Nach-
kriegszeit liegt bei 93 Prozent im Repräsen-
tantenhaus und bei 80 Prozent im Senat.

ZITAT DER WOCHE

»America
stands with
Germany
against terror.«
Paul Ryan (Republikaner), Sprecher des US-
Repräsentantenhauses, auf seiner Face-
book-Seite in Reaktion auf den Anschlag
von Berlin
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Gefährlich normal
TRUMPS WAHL Was Populisten in der alten und neuen Welt eint – und was sie trennt

A
lle vier oder acht Jahre
überschneidet sich der
Jahreswechsel in den USA
mit dem politischen Nie-
mandsland der Über-
gangszeit in eine neue

Administration nach den Wahlen Anfang
November. Inzwischen haben die Wahl-
männer und -frauen des „Electoral Col-
lege“ ihre Stimmen so abgegeben, wie ihr
jeweiliger Staat mehrheitlich entschieden
hat, und am 6. Januar, wenn die Stimmen
im Kongress ausgezählt werden, steht der
neue Präsident offiziell fest: Er wird Do-
nald J. Trump heißen.
Alle Hoffnungen auf eine Revision des Er-
gebnisses vom 8. November sind schnell
verpufft. Auch die Demokraten glaubten
nie wirklich, dass eine neue Stimmenaus-
zählung in einzelnen Bundesstaaten daran
etwas ändern könnte. Einen Gewissensauf-
stand im Electoral College gab es nicht
und erst recht keine nachhaltigen Volks-
proteste auf den Straßen, denn die De-
monstrationen der ersten Tage sind schnell
verklungen. Sieht so die Kapitulation vor
einer autoritären Systemtransformation
aus?
Jedenfalls haben die Amerikaner überwie-
gend zu einem pragmatischen Umgang
mit dem auch Europa aufrührenden politi-
schen Erdbeben gefunden. Selbst die ent-
schiedenen Gegner Trumps konzentrieren
sich weniger auf die pathetische Wider-
standsgeste als vielmehr, der Mentalität des
Landes entsprechend, auf konkrete Maß-
nahmen im eigenen, lokalen Wirkungs-
kreis. Wer weiß, ob die Mauer nach Süden
oder die massenhafte Abschiebung mexi-
kanischer Migranten ohne Papiere tatsäch-
lich kommt – aber die eigene Stadt oder
die eigene Hochschule soll zum „sanctua-
ry“ werden, zu einem rechtlichen Schutz-
raum, in den Behörden des Bundes oder
des Staates nicht eingriffen können, fast
wie ein vergrößertes deutsches Kirchenasyl.
Die progressiven Kräfte, die „Liberalen“ im
amerikanischen Sprachgebrauch, halten
sich derweil in der Ursachenforschung sel-
ber den Spiegel vor. Die Abneigung gegen
Macht- und Geldeliten, zu denen auch die
Clintons gehören, hat man
wohl unterschätzt, und
noch mehr die Unzufrie-
denheit – nicht bloß der
vielzitierten „weißen Män-
ner“ –, dass linke Politik
sich vermeintlich mehr um
Geschlechteridentitäten als
um sichere Jobs in der
nachindustriellen Gesell-
schaft kümmert. Das ist ein
auffälliger Unterschied
zum europäischen Populis-
mus: Zumal es in der aka-
demisch-intellektuellen Linken durchaus
Zustimmung gibt, dass etwas faul im Staate
Washington sei. Der Erfolg der Vorwahl-
kampagne von Bernie Sanders hat das
deutlich gezeigt. Dagegen sind die deut-
schen Grünen, ja ist selbst die Linke sys-
temkonform und staatsfromm.

Widersprüchliche Signale Die Signale,
die der „President-Elect“ in den vergange-
nen Wochen ausgesendet hat, sind wider-
sprüchlich. Ihr gemeinsamer Nenner ist
nur ihre Unberechenbarkeit – und viel-
leicht bleibt das in den ersten hundert Ta-
gen der Amtsführung ab dem 20. Januar
oder in den nächsten vier Jahren so, beson-
ders in der Außenpolitik. Ins Weiße Haus
und auf Kabinettsposten hat Trump bisher,
seinem anti-elitären Gestus zum Trotz,
eher Repräsentanten der klassischen repu-
blikanischen Eliten berufen, mit einer Ten-
denz – wen wundert’s – zu Geld und Un-
ternehmertum. Manche radikalen Trum-
pianer der ersten Stunde sind abgeblitzt.
Die Nominierung des russlandfreundli-
chen ExxonMobil-Chefs Rex Tillerson zum
Außenminister wird bei den Europäern
noch für Kopfschmerzen sorgen. Aber das
umgekehrte Signal einer Zuspitzung der
Konfrontation mit Russland, in der nicht
wenige schon einen heißen Krieg um das
Baltikum befürchten, hätte das genauso ge-
tan.

In der Innenpolitik zeichnet sich sogar ei-
ne Bewegung zur Mitte, jedenfalls zur Mä-
ßigung der schlimmen und zu Recht Ent-
setzen auslösenden Wahlkampfrhetorik ab.
Die am europäischen Sozialstaat orientier-
te Gesundheitsreform Barack Obamas wird
sein Nachfolger wohl nicht vollständig
über Bord werfen – zum Ärger der radika-
len Republikaner im Kongress. Mit einem
großen Infrastrukturprogramm geht Trump
auf Distanz zum fiskalischen Konservatis-
mus, der seit Ronald Reagan Dogma seiner
Partei war. In gesellschaftspolitischen De-
batten über Abtreibung oder Homo-Ehe,
welche die amerikanische Gesellschaft viel
stärker aufwühlen und polarisieren als die

deutsche (und die meisten
westeuropäischen), ist
Trump gewiss kein Linker,
aber weniger ideologisch
als der Mainstream, ganz
zu schweigen vom funda-
mentalistischen Rand der
Republikaner.
Der neue amerikanische
Populismus, den Donald
Trump zugleich verkörpert
und groß gemacht, erzeugt
und gebündelt hat, ist un-
verkennbar ein Geschwis-

terkind der europäischen populistischen
Bewegungen, Parteien und Führer des spä-
ten 20. und frühen 21. Jahrhunderts. In der
Person, aber auch in Teilen des Programms
und der Politik – soweit man das über-
haupt schon sagen kann – erinnert der
New Yorker Immobilientycoon an den
Mailänder Medien- und Multiunternehmer
Silvio Berlusconi. Vor allem aber sind die
Wurzeln des populistischen Aufstands im
Kern dieselben und unterstreichen, über al-
le transatlantischen Gräben hinweg, die
Gemeinsamkeit von Entwicklungsdynami-

ken der westlichen Welt. Die Globalisie-
rung, die Auflösung von Grenzen, von ein-
deutigen Zugehörigkeiten, verunsichern
viele Menschen. Ob sie objektiv darunter
leiden, ist eine ganz andere Frage. Es
spricht freilich manches dafür, dass sie für
Regionen der USA wie den „Rust Belt“ des
Mittleren Westens, der Trump den Sieg
brachte, eher zu bejahen ist als für
Deutschland, die Niederlande oder eine
europäische Reichtumsregion wie Nordita-
lien, in der die Lega Nord groß wurde.

Gemeinsamkeiten Den amerikanischen
und den europäischen Populismus verbin-
det zudem seine tiefe Skepsis gegenüber
der neuen Welle gesell-
schaftlicher und kultureller
Liberalisierung, die den
Westen erfasst hat. Die
Ängste, die oft in Hass um-
schlagen, zeigen hier wie
dort sogar, dass selbst die
erste Welle, die Revolution
von Kultur und Rechten
seit den 1960er Jahren, von
vielen nicht verdaut ist.
Rassenfragen, Geschlechter-
fragen, gestörte patriarcha-
lische Ordnung: Trumps
Tabubrüche im Wahlkampf sind gewiss
Ausdruck von Persönlichkeitsstörung, aber
kalkulieren auch sehr bewusst mit unter-
schwelligem Ressentiment.
Gleichwohl: Der Trumpismus nimmt in
der aufgewühlten politischen Landschaft
der USA einen anderen Platz ein als in der
Europas, und das nicht nur wegen einst-
weilen noch ganz unsicherer Signale einer
möglichen Mäßigung des 45. Präsidenten.
Ohne den Rassismus Trumps, ohne die
Verbindungen mancher seiner Gewährsleu-
te in rechtsradikale Milieus herunterzu-

spielen: Trumps Bewegung ist weniger in
diesen verankert und weniger von ihnen
abhängig, als es für viele Muster des euro-
päischen Populismus, einschließlich der
deutschen AfD, gilt. Wenn man einmal
von den linken Varianten einiger südeuro-
päischer Krisenländer, von Syriza in Grie-
chenland und Podemos in Spanien, ab-
sieht, dann sind Ursprung und Veranke-
rung in der extremen Rechten ein verbin-
dendes Merkmal von Skandinavien über
Deutschland bis in die Alpenländer. Erst
recht gilt das für den französischen Front
National, mit Einschränkungen auch für
die britische UKIP. Dabei kann das Spek-
trum breit sein: Es reicht von einem sehr

traditionellen Konservatis-
mus, der sich in dessen
modernisierten Varianten
nicht mehr wohlfühlt, bis
zum manifesten Antisemi-
ten- und Neonazimilieu.
Aber so wichtig die Unter-
schiede auf dieser Band-
breite sind, so gehört zum
europäischen Populismus
zugleich die Weigerung –
nein: die strukturelle Unfä-
higkeit, eine klare Grenze
zum antidemokratischen

Rechtsextremismus zu ziehen.
Ob der Faschismus historisch-kulturell zu
Europa gehört oder jenseits des Atlantiks
erfolgreich hätte sein können, muss hier
gar nicht entschieden werden. Fest steht
aber, dass die antimoderne Revolte in den
USA ebenso wie die populistische Radika-
lisierung des Konservatismus schon vor
Trump geblüht haben, etwa zuletzt in der
Graswurzelbewegung der „Tea Party“.
Trumps politischer Instinkt hat ihm richtig
gesagt, dass in dieser Form der rechten Ra-
dikalisierung kein Erfolg winkt, jedenfalls
nicht die Präsidentschaft. Ironischerweise
könnte er nun dazu beitragen, seine ins Ex-
treme verbissene Partei ein Stück zurück
zur Mitte zu bewegen. Aber noch ist das
Spekulation, und vielleicht Hoffnung, auf
dem schmalen Grat zwischen populisti-
scher Gefahr und demokratischer Normali-
tät, soweit es diese Normalität in unseren
Tagen überhaupt gibt. Paul Nolte T

Der Autor ist Professor für Neuere
Geschichte/Zeitgeschichte an der Freien

Universität Berlin.

Der Überraschungssieger: Donald J. Trump wird am 20. Januar als 45. Präsident der Vereinigten Staaten vereidigt. © picture-alliance/AP Images

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Demonstrationen gegen Trump wie hier in New York wenige Tage nach der Wahl sind in-
zwischen abgeebbt. © picture alliance / ZUMAPRESS.com

EDITORIAL

Präsident
als Protest

VON JÖRG BIALLAS

Wofür, außer für sich selbst, steht dieser Do-
nald Trump eigentlich? Das ist schwer zu sa-
gen. In einem mit bespielloser Schlichtheit ge-
führten Wahlkampf wurde lediglich klar, woge-
gen der Mann ist: gegen Zuwanderung, gegen
bewährte Werte in den US-Außenbeziehun-
gen, gegen Freihandel, gegen Muslime und
vieles mehr.
Unter Trumps Führung sollen die USA wieder
zu alter Stärke zurückfinden. „Make America
great again“, lautete seine Botschaft. Das war
einfach und kam an.
Ist die alte Machtelite, zu der landläufig auch
Trumps Wahlkampf-Gegnerin Hillary Clinton
und Ehemann Bill, der Ex-Präsident, gezählt
werden, erst einmal abgelöst, geht es auf-
wärts. Vor allem wirtschaftlich. Der Rest, so die
Logik des Milliardärs, ergibt sich dann von
selbst. So funktioniert der „American dream“.
Dass es so einfach nicht werden wird, ahnen
auch viele Trump-Wähler. Längst nicht alle sind
Fans des Mannes mit den Drei-Wort-Sätzen.
Sie nehmen Trump in Kauf, um dem Establish-
ment eins auszuwischen.
So funktioniert Protestwahl, in den USA und
anderswo. Wie hoch der Preis für diese De-
monstration sein wird, kann heute niemand
seriös ermessen.
Wie aber soll die Welt jetzt mit diesem Polit-
Quereinsteiger umgehen, dem stets eine Aura
von Selbstverliebtheit umweht?
Zunächst einmal respektvoll. Trump ist ein de-
mokratisch gewähltes Staatsoberhaupt. Seine
Berufung zum Präsidenten durch das amerika-
nische Volk macht die Zeitläufte gewiss nicht
berechenbarer. Aber sie ist bis zum Beweis des
Gegenteils auch kein Beleg dafür, dass die Su-
permacht USA fürderhin planlos durch die
Weltpolitik taumelt.
Es wird jetzt darauf ankommen, unaufgeregt
ein Gefühl für die Verhältnisse im Weißen Haus
zu entwickeln. Schwierigkeiten sind absehbar,
etwa angesichts der außenpolitischen Unbe-
darftheit des neuen Hausherrn.
Es ist schon bemerkenswert, wenn der US-Prä-
sident noch vor seiner offiziellen Ernennung
erst einmal China brüskiert, weil er mit der tai-
wanischen Staatschefin telefoniert hat. Die
Welt wird daran aber nicht zu Grunde gehen.
Donald Trump ist eine Herausforderung. Eine
Katastrophe ist seine Wahl zum US-Präsiden-
ten einstweilen nicht.

Skepsis
gegenüber

der
Liberalisierung

treibt die
Populisten.

Die Ameri-
kaner setzen

auf Prag-
matismus im
Umgang mit

Donald Trump.
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Politik kann er nicht
CONTRA Nein. Nach acht Jahren im Amt bleibt bei

Barack Obama das Gefühl zurück: Der
Mann kann alles, nur nicht Politik. Bas-
ketball spielen, reden, singen. Aber politi-

sche Versprechen umsetzen? Viel blieb schon im
Ansatz stecken: das Ende von Guantanamo, das
Abmildern der Einkommensunterschiede, ein ver-
schärftes Waffenrecht, Regeln für die Finanzwelt.
Was Obama sonntags ankündigte, blieb montags
im operativen Gestrüpp hängen. Bei seinem An-
tritt versprach er 2009, dass Hoffnung über Angst,
Einigkeit über Zwietracht siegen werde. Obama
wollte das Land einen. „Yes, we can“. Heute wis-
sen wir: He couldn’t.
Die USA sind tiefer gespalten als je zuvor. Die Ein-
kommen der reichsten zehn Prozent der Bevölke-
rung stiegen, die der Mittelschicht stagnierten. Die
mittlere Bevölkerungsgruppe, über Jahrzehnte die
reichste der Welt, verlor erstmals den globalen
Spitzenplatz. Und die ärmsten 30 Prozent der US-
Amerikaner erlebten gar Einkommensverluste.
Es ist Obamas Verdienst, dass Millionen US-Ameri-
kaner nun eine Krankenversicherung haben. Aber
Millionen müssen jetzt auch höhere Beiträge zah-
len und zudem gestiegene Ausgaben für Kitas,
Schulen, Studienplätze und Wohnungen. Latinos
und Schwarze haben immer noch geringere Auf-
stiegschancen als Weiße. Der Schuldenberg des
Staates ist auf Rekordhöhe. Und Millionen leben in
der Perspektivlosigkeit. Obamas vermeintliches
Job-Wunder ist keines, schaut man genau hin. Die
offizielle Arbeitslosigkeit ging zurück, doch bleiben
dabei jene außen vor, die sich nicht mehr suchend
melden. Sechs Millionen leben in dieser Schatten-
welt. Barack Obama war der coolste Präsident der
US-Geschichte. Aber auch einer der schlechteren.

Mehr zum Thema der Woche auf den Seiten 1 bis 3.
Kontakt: gastautor.das-parlament@bundestag.de

Michael Bröcker,
»Rheinische Post«,
Düsseldorf
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Der Transatlantiker: Omid Nouripour

Omid Nouripour war entsetzt. „Als feststand, dass Do-
nald Trump Präsident der USA wird.,war,mein erster
Gedanke: Oh, Gott – was kommt jetzt auf uns zu“, er-
innert sich der außenpolitische Sprecher der Grünen-

Fraktion. Schließlich, so sagt er, habe Trump im Wahlkampf und
auch danach zu so gut wie jedem Thema ständig andere Posi-
tionen eingenommen.
Den Gedanken, dass sich die USA unter Präsident Trump tat-
sächlich nur noch mit sich selbst beschäftigen und die Entwick-
lungen in der Welt weitgehend ignorieren, hält er für eher un-
wahrscheinlich. „Mit Isolationismus ist noch nie ein Land auf
der Welt groß geworden“, sagt der 41-Jährige. China beispiel-
weise sei Hauptschuldner der USA und habe daher großen Ein-
fluss darauf, was in der US-Wirtschaft passiert.
Und auch die Annahme, die USA würden ihre militärischen En-
gagements im Ausland beenden, trifft seiner Ansicht nach nicht
zu. „Trump hat gesagt, es wird kein militärisches Engagement
der USA mehr geben, es sei denn, es sei im Interesse der USA.
Das ist eine Hintertür, die ist so groß, da passen mehrere Pan-
zer-Divisionen durch“, betont Nouripour.
Wie auch immer – Europa muss sich wohl auf drastische Verän-
derungen bei der Sicherheitspolitik einstellen, oder nicht? „Die
mit Abstand wichtigste Aufgabe deutscher Außenpolitik muss
es sein, den Zusammenhalt der EU zu gewährleisten. Unser
Friede, unser Wohlstand hängt unabdinglich davon ab“, sagt
Nouripour. Um den Zusammenhalt zu schaffen, müsse aber

auch auf die Sorgen einzelner Partner eingegangen werden.
„Es gibt eine mannigfaltige und von mir nachvollziehbare
Angst vor Russland – nicht nur im Baltikum. Wenn die Amerika-
ner dem Baltikum keine Garantien mehr geben wollten, müsste
es die EU tun. Dafür brauchen wir eine Vertiefung der Zusam-
menarbeit im Sicherheitsbereich“, fordert der Grünen-Politiker.
Gleichwohl hat Nouripour die Hoffnung, dass die „ungemein
wichtigen“ transatlantischen Beziehungen erhalten bleiben.

„Die Amerikaner haben in ihrer Geschichte schon mehrfach ge-
sagt, sie bräuchten uns nicht. Dann haben sie aber wieder ge-
merkt, dass das falsch ist“, sagt er.
Trump hin oder her: Für Omid Nouripour, der sich als „über-
zeugten Transatlantiker“ bezeichnet und seinen Fuß schon in
40 der 51 Bundesstaaten gesetzt hat, waren und bleiben die
USA ein „wundervolles, großartiges Land mit nicht immer einer

tollen Regierung, aber einer tollen Gesellschaft“. Die Zivilge-
sellschaft in den USA sei die vitalste auf dem ganzen Planeten.
„In vielen Fragen, bei denen wir Grüne Bündnispartner brau-
chen, finden wir sie in den USA, weil man sich dort mit diesen
Themen schon befasst hat.“ Die Auseinandersetzung um ökolo-
gische Fragen stamme aus der Zivilgesellschaft der USA, führt
Nouripour als Beleg an.
Mag es in den USA auch noch so toll sein – die „schönste Stadt
der Welt“ ist laut Nouripour Frankfurt am Main. 1975 im Iran
geboren kam Nouripour als 13-Jähriger in die hessische Metro-
pole. Seine Familie hatte schon in den 1970er Jahren dort eine
Wohnung gekauft. Dass er Mitte der 1990er Jahre den Schritt
in die Politik wagte, hat auch mit Cem Özdemir zu tun, erzählt
er. „Als der 1994 in den Bundestag gewählt wurde, ist mir klar
geworden, dass man gar nicht blond und blauäugig sein muss,
um in Deutschland Politik zu machen.“ Bei den Grünen gelan-
det ist er im Übrigen unter anderem, weil man ihn dort nicht
gefragt hatte, „wo kommst du her“. Immer noch, so freut er
sich, spiele bei seiner Partei die Herkunft keine Rolle.
Fragt man ihn jetzt, wo er herkommt, lautet die Antwort: Frank-
furt. Dort lebt auch seine Familie. „Die schönste Zeit in meinem
Leben ist die, die ich mit meiner Familie verbringe“, sagt Nouri-
pour. Und dennoch: „So richtig abspannen kann ich nur, wenn
ich auf meinem Hometrainer sitze, laut Frankfurter Rap höre
und mit der Eintracht auf der Playstation die Champions Lea-
gue gewinne.“ Götz Hausding T

.....................................................................................................................................................

»Die USA sind ein
wundervolles Land mit

nicht immer einer tollen
Regierung, aber einer
tollen Gesellschaft.«
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GASTKOMMENTARE
WAR DIE OBAMA-ÄRA EIN GEWINN FÜR DIE USA?

Gute Bilanz
PRO Es stimmt: Viele Hoffnungen, die Barack

Obama einst nach dem Motto „Yes, we
can“ geweckt hat, konnte er in acht Jahren
nicht erfüllen. Doch sein Land steht heute

weit besser da, als viele Deutsche wahrhaben wol-
len. Auch die guten Umfragewerte des Präsiden-
ten zeigen, dass ihn eine Mehrheit in den USA
nicht als Gescheiterten ansieht. Als Obama ins
Weiße Haus einzog, steckte sein Land in einer tie-
fen Finanz- und Wirtschaftskrise. Investmentban-
ken brachen zusammen, große Autobauer melde-
ten Konkurs an, die Arbeitslosenrate stieg. Heute
herrscht nahezu Vollbeschäftigung, die Wirtschaft
boomt. Dank seiner Gesundheitsreform („Obama-
care“) ist erstmals in der Geschichte ein Großteil
der US-Bürger krankenversichert. Der Präsident
setzte fortschrittliche Akzente in gesellschaftspoli-
tischen Fragen. Keiner seiner Vorgänger nahm den
Klimaschutz so ernst wie er, saubere Energien er-
klärte er gleichsam zum Staatsziel. Dass er in sei-
ner zweiten Amtszeit wichtige Versprechen nicht
umsetzen konnte, lag vor allem an der Blockade
durch die republikanische Mehrheit im Kongress.
In der Außenpolitik fällt die Bilanz gemischter aus.
Wie versprochen, beendete Obama die Kriege in
Afghanistan und im Irak und holte die eigenen
Soldaten zurück. Auch weil er der militärischen
Versuchung widerstand, schuf er ein machtpoliti-
sches Vakuum, das andere füllten. Aber er ging
nicht das Risiko ein, die USA in einen neuen Krieg
von unkalkulierbarer Dauer hineinzusteuern. Der
Präsident, der an den Wert von Verhandlungen
und Regeln glaubt, schloss einen großen Abrüs-
tungsvertrag mit Russland und das Atomabkom-
men mit dem Iran. Obama wird seinen Platz im
Geschichtsbuch bekommen – und das nicht nur,
weil er der erste schwarze Präsident der USA war.

Hans Monath,
»Der Tagesspiegel«,
Berlin
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Herr Steinbrück, wie schwer fällt es
Ihnen, nach dem Wahlsieg von Donald
Trump weiterhin ein überzeugter Trans-
atlantiker zu sein?
Nicht schwer. Denn die transatlantischen
Beziehungen sind zu wichtig, um sie von
einem noch so umstrittenen Präsidenten
abhängig zu machen. Sie haben mit oder
ohne Trump einen besonderen Stellenwert,
erst recht angesichts des Zustandes, in dem
die Welt sich derzeit befindet.

Wird unter Trump ein neues Kapitel
in den transatlantischen Beziehungen
aufgeschlagen?
Ganz sicher. Selbst wenn er nur einen Teil
seiner protektionistischen Ideen realisiert,
wird das die wechselseitigen Handelsbezie-
hungen zwischen der EU und den USA be-
einträchtigen. Das Transatlantische Frei-
handelsabkommen TTIP ist dann mause-
tot, obwohl es nicht nur ein wichtiges stra-
tegisches Projekt zur Verbesserung der Be-
ziehungen wäre, sondern insbesondere für
den Mittelstand in Deutschland enorme
Potenziale erschließen würde. Darüber hi-
naus weiß derzeit niemand, welche Affini-
tät Trump tatsächlich zu autokratischen
und autoritären Personen rund um den
Erdball hat und was das für die US-ameri-
kanische Außenpolitik bedeutet. Ob ihm
seine Bemerkungen zu Putin einfach aus
dem Mund gepurzelt sind, wie so vieles
andere auch, oder ob dahinter ernsthafte
Überlegungen stehen, ist völlig unklar. Si-
cher ist wohl, dass Trump die EU sehr viel
stärker drängen wird, mehr Eigenverant-
wortung im Bereich der Außen- und Si-
cherheitspolitik zu übernehmen. Das hätte
Hillary Clinton allerdings auch gemacht.

Könnte genau das nicht ein Antrieb
für die EU-Staaten sein, in Zukunft en-
ger zusammenzuarbeiten?
Mit Blick auf die Risse im europäischen
Haus könnte die Wahl von Trump tatsäch-
lich ein Warnschuss sein. Wenn dessen Po-
litik dazu führt, dass die EU-Staaten sich
wieder gemeinsam gegen Nationalisie-
rungstendenzen stellen und die Institutio-
nen endlich in die Lage versetzen, sich im
Bereich der Außen- und Sicherheitspolitik,
der Steuerpolitik, der Flüchtlingsfrage und
der Stabilisierung der Eurozone stärker zu
koordinieren, wäre das eine hochwillkom-
mene Antwort auf Trump.

Über das Wesen und die Ziele von
Trump wird viel spekuliert. Viele halten
ihn für eine Gefahr für die Welt, nicht
wenige für einen Faschisten. Wer ist die-
ser Mann aus Ihrer Sicht?
Er ist ein Narzisst und ein undisziplinierter
Mensch, der bereit ist, mit Ressentiments
und Ängsten zu spielen. Aber das ist nicht
das Gefährlichste. Entscheidender ist die
Tatsache, dass er wie kaum ein anderer Prä-
sident in der Geschichte der USA politisch
und administrativ völlig unerfahren in die-
ses Amt kommt. Wird er in Stress- und Kri-
sensituationen so ellenbogenartig und ag-
gressiv reagieren wie bisher? Oder wird er
angemessen handeln und auf Ratschläge
hören? Die Antwort auf diese Fragen ist für
die USA, Europa und wahrscheinlich für
die ganze Welt von großer Bedeutung.

Was sagt der Erfolg von Donald
Trump über den Zustand der Demokratie
in den Vereinigten Staaten?
Ich glaube, dass die Demokratie in den
USA bereits vorher dysfunktional gewesen
ist. Besonders zwei Entwicklungen haben
sie erheblich unter Druck gesetzt und zu
einer extremen Polarisierung beigetragen.
Zum einen die „Super PACs“, also Lobby-
gruppen, die mit Genehmigung des Obers-
ten Gerichtshofes irrsinnige Gelder zur Un-
terstützung eines genehmen Kandidaten
spenden und das natürlich mit einer ent-
sprechenden Einflussnahme auf die Politik
verbinden. Zum anderen die völlig grotes-

ke Aufteilung der Wahlkreise, die eine sehr
homogene Wählerschaft zur Folge hat. Da-
durch kommt es nicht mehr so sehr darauf
an, wie der Wähler entscheidet. Viel wich-
tiger ist, welche Kandidaten die Delegier-
ten der jeweiligen Parteien aufstellen. Das
hat dazu geführt, dass in den vergangenen
Jahren immer radikalere Abgeordnete in
den Kongress gewählt wurden. Schließlich
darf das Wahlsystem in den USA hinter-
fragt werden, nach dem Hillary Clinton
trotz eines Vorsprungs von zwei Millionen
Wählerstimmen verloren hat.

Das Wahlergebnis hat offenbart, dass
sich vor allem die weiße Arbeiterschicht
von den Eliten abgehängt und als Verlie-
rerin der Globalisierung fühlt. Ist der
amerikanische Traum ausgeträumt?
Nein, nichts ist in Stein gemeißelt. Ein
nächster Präsident, eine nächste Präsiden-
tin kann vieles wieder verändern. Aber
Trump ist in der Tat ein Symptom für die
Zerrissenheit der amerikanischen Gesell-
schaft und nicht vom Himmel gefallen.
Der Boden, der ihn aufsteigen ließ, ist in
den vergangenen fünf bis sechs Jahren

maßgeblich von der republikanischen Par-
tei und ihrer Bereitschaft, sich der Tea-Par-
ty-Bewegung zu unterwerfen, genährt wor-
den, aber auch durch eine sehr einseitig, ja
geradezu ideologisch ausgerichtete Me-
dienlandschaft. Sein Sieg hinterlässt ein
auf lange Sicht tief gespaltenes Land und
eine zerrissene republikanische Partei, in
der die Moderaten nun eindeutig in der
Minderheit sind und mit Liebesentzug
rechnen müssen. Nicht zuletzt müssen die
Demokraten realisieren, dass sie im Hin-
blick auf den Zustand der US-amerikani-
schen Gesellschaft auf die falsche Kandida-
tin gesetzt haben.

Im deutsch-amerikanischen Verhält-
nis gibt es seit Jahren Spannungen – an-
gefangen vom Irak-Krieg über die Späh-
affäre bis hin zum Streit um TTIP. Wie
steht es heute um die Beziehungen?
Die deutsch-amerikanischen Beziehungen
waren zuletzt kein Honeymoon mehr, das
ist wahr. Aber es macht keinen Sinn, nur
aus deutscher Sicht kritisch auf die USA zu
schauen. Denn ernstzunehmende Vorbe-
halte gibt es auch von Seiten der Amerika-
ner.

Welche ?
Sie mahnen schon lange eine stärkere Füh-
rungsrolle Deutschlands bei der Stabilisie-
rung der Eurozone, der europäischen Inte-
gration, beim Einsatz für mehr Handlungs-
fähigkeit in der Außen- und Sicherheitspo-
litik an. Und sie wollen, dass wir Deutsche
mehr dafür tun, damit die europäische
Wirtschaft wieder wächst. Insgesamt bekla-
gen die USA die Unfähigkeit Europas, in
der Weltpolitik als Einheit aufzutreten und
sie damit zu entlasten. Wie viele Nato-Gip-
fel hat es gegeben, auf denen die Europäer
versprochen haben, künftig zwei Prozent
des Bruttoinlandsproduktes für Verteidi-
gung auszugeben? Am Ende war das alles
nur Schall und Rauch.

Sie sind am 30. September aus dem
Bundestag ausgeschieden. Was wollen
Sie Ihren alten Kollegen für den Bundes-
tagswahlkampf mitgeben mit Blick auf
den Wahlausgang in den USA?
Als Ex-Abgeordneter und als Ex-Minister
brüllt man nicht von den Seitenlinien auf
den Platz. Aber ganz allgemein gespro-
chen: Trump ist ab dem 20. Januar US-Prä-
sident. Das ist, wie die Amerikaner sagen,
„a matter of fact“. Wir werden also nicht
umhin kommen, mit diesem Mann zu le-
ben. Deshalb sollten mehr Abgeordnete im
Bundestag künftig ihr Interesse auf die
transatlantischen Beziehungen legen. Sie
sollten in die USA fahren und dort Kontak-
te knüpfen, und zwar nicht nur an der Ost-
küste, nicht nur in Boston, New York und
Washington, sondern auch an der Westküs-
te, wo technologisch extrem viel passiert,
und im Mittleren Westen, wo viele Trump-
Wähler leben. Sie sollten sich eine eigene
Meinung bilden – und werden feststellen,
dass die USA zwar ein zerrissenes, polari-
siertes, ambivalentes, aber auch in vielerlei
Hinsicht ein fantastisches Land mit vielen
begeisternden Facetten und Begabungen
ist.

Das Gespräch führten Johanna Metz
und Sören Christian Reimer. T

Peer Steinbrück (69, SPD) war von 2005
bis 2009 Bundesfinanzminister und saß

von 2009 bis 30. September 2016 im
Deutschen Bundestag, wo er die

Parlamentariergruppe USA leitete.
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»Trump
ist ein
Narzisst«
PEER STEINBRÜCK Der SPD-
Politiker sieht schwere Zeiten
auf Europa und die Welt zu-
kommen, sollte Trump seine
Agenda realisieren

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper



Der unwahrscheinlichste Sieger
DONALD TRUMP Mit Hetze und abseitigen Vorschlägen gewann der neue Präsident bei einer frustrierten Mittelschicht

I
n den ersten Wochen nach seiner
Wahl zum Präsidenten der Vereinig-
ten Staaten von Amerika hat Do-
nald Trump fortgesetzt, was den un-
glaublichsten Wahlkampf in der
US-Geschichte ausgezeichnet hat.

Über Twitter unterbreitete er einen errati-
schen Vorschlag nach dem anderen. Erst
zweifelte er ohne Not die Rechtmäßigkeit
der Wahl an, obwohl er doch gewonnen
hatte. Dann stellte er aus gegebenem An-
lass die Meinungsfreiheit in Frage, unter
die in den USA auch das Verbrennen der
US-Flagge fällt. Er verkündete mit einem
Tweet, dass er sich vollständig aus seinem
Geschäftsimperium zurückziehen werde.
Schließlich ließ er sich in dem sozialen
Netzwerk auch noch über Kabarettisten
aus, die sich über ihn lustig machten.
Trump und sein Smartphone bilden eine
Symbiose, die viel zu dem unerwarteten
Wahlsieg des unwahrscheinlichsten aller
Präsidentschaftsbewerber beigetragen hat.
Das innige Verhältnis will Trump offenbar
auch nach der Wahl nicht völlig
auflösen.Warum auch? In Trumps eigenen
Worten ist Twitter ein hervorragendes Me-
dium, um seine Positionen ungefiltert un-
ter die Leute zu bringen. Ihm folgen bereits
fast 17 Millionen Menschen.

»Schwachsinnige Idee« Twitter allein er-
klärt allerdings nicht den Erfolg des Milli-
ardärs, den das liberale Magazin „The New
Yorker“ eine „amerikanische Tragödie“
nennt. Genauer gesagt: Eine Eigenheit des
US-Wahlsystems hat dafür gesorgt, dass
nicht Hillary Clinton, sondern Donald
Trump am 20. Januar den Amtseid als Prä-
sident vor dem Kapitol in Washington ab-
legen wird. Der Filmemacher Michael
Moore spricht von einer „obskuren,
schwachsinnigen Idee aus dem 18. Jahr-
hundert“, die zum Wahlsieg Trumps ge-
führt habe.
Anders als etwa in Österreich wird der Prä-
sident in den USA nicht direkt vom Volk
gewählt, sondern von einem Wahlmänner-
gremium, dem „Electoral College“. Je nach
Einwohnerzahl hat jeder US-Bundesstaat
eine bestimmte Zahl von Stimmen in dem
538-köpfigen Gremium. Kalifornien etwa
hat 55 Stimmen, Delaware nur drei. Weil
in den meisten Bundesstaaten das Mehr-
heitswahlrecht gilt, heißt das: Gewinnt ein
Kandidat auch nur mit einer Stimme Vor-
sprung in einem Staat, bekommt er auto-
matisch alle Wahlmännerstimmen zuge-
sprochen – „Winner takes it all“.
Am 8. November ist Trump das Unerwarte-
te gelungen. Er hat Staaten wie Pennsylva-
nia, Wisconson und Michigan gewonnen,
die bis zu diesem Zeitpunkt als Hochbur-
gen der Demokraten galten. So kam, was
weder professionelle Politikbeobachter
noch Demoskopen für möglich gehalten
hätten. Trump bekam die Mehrheit im
Electoral College, Clinton dagegen die
Mehrheit der landesweit abgegebenen
Stimmen. Die Ex-Außenministerin dürfte
am Ende mit 2,5 Millionen Stimmen vor
Trump liegen. Der Bauunternehmer aus
New York ist also kein Präsident des Vol-
kes, sondern ein Präsident des Wahlsys-

tems. Aber deswegen wird Trump trotzdem
Präsident.
Der 70 Jahre alte Donald J. Trump, eine
hochgewachsene, bullige Gestalt mit der
Frisur eines Mannes, der dem Verlierer ei-
nes Haarschneide-Wettbewerbs in die Hän-
de gefallen ist, hat eine Heerschar von Ex-
perten, Journalisten, Politikern und profes-
sionellen Beobachtern unglaubwürdig ge-
macht. Als er im Juni 2015 auf der Roll-
treppe seines Wohn-Wolkenkratzers an der
Fifth Avenue in Manhattan ins Erdgeschoß
fuhr, um dort zu verkünden, dass er die
feste Absicht habe, Nachfolger von Barack
Obama zu werden, war das Gelächter groß.
Guter Witz, sagten die Experten. Ein Jour-
nalist der „Washington Post“ versprach so-
gar, er werde die Zeitungsseite essen, auf
der er Trump in einem Kommentar im
Herbst 2015 ein schnelles Scheitern vorher-
sagte. Als Trump dann der Kandidat der
US-Republikaner wurde, ließ sich Dana
Milbank von einem Spitzenkoch ein Menü
aus Zeitungspapier kochen und verspeiste
es.
Trump, dessen Vorfahren aus Deutschland
und Schottland stammen, ist ein Kunst-
stück gelungen. Er ist gewissermaßen in
das Kostüm eines Robin Hood geschlüpft
und hat sich zum Volkstribun erklärt, des-
sen Rhetorik Millionen von Wählern in
den USA erlegen sind. Er war gleicherma-
ßen der „Mittelfinger der republikanischen
Basis“ (Kolumnist Chris Cillizza) wie auch
der „menschliche Molotow-Cocktail“ (Fil-
memacher Michael Moore), der aus Wut
über die Missstände im Land auf das poli-
tische Establishment in Washington gewor-
fen wurde.
Über den ganzen Wahlkampf hinweg –
und in gewisser Weise auch über die Wahl-

nacht hinaus – sagte und machte Trump,
wonach ihm gerade war. Reflexion ist nicht
seine Sache. Er zweifelt nicht an sich. Er
bittet nicht um Entschuldigung. Wird er
angegriffen, keilt er gnadenlos aus. Beleidi-
gungen erklärt er zu notwendigen Verstö-
ßen gegen die „politische Korrektheit“ –
ein Begriff, der während des Wahlkampfs
von Trumps Anhängerschaft als eine Ursa-
che für den vermeintlichen Niedergang der
USA genannt wurde.
Trump profitierte von der Verärgerung und
der Furcht, die sich vor allem in der wei-
ßen Mittelschicht der USA ein Sprachrohr
suchte. Viele Menschen ha-
ben das Gefühl, von den
Eliten in Washington veral-
bert zu werden. Sie klagen
über zu geringe Lohnzu-
wächse, sie sehen sich im
Nachteil gegenüber den
Millionen von illegalen Im-
migranten, sie fühlen sich
verraten. Viele US-Amerika-
ner sind zornig, weil die Re-
gierung von Barack Obama
vor knapp acht Jahren auf
dem Höhepunkt der Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise
Banken und Großunternehmen mit Staats-
geld vor dem Untergang gerettet hat, aber
die kleinen Leute nicht davor bewahrt hat,
ihre Häuser zu verlieren. Da spielte es kei-
ne Rolle mehr, dass Obama die Misere von
seinem Vorgänger George W. Bush geerbt
hatte. Der erste afro-amerikanische Präsi-
dent in der Geschichte der USA wurde im
Wahljahr 2016 dafür zur Verantwortung ge-
zogen, dass er nicht erfolgreicher war.
Jahrelang hat die populistische Tea-Party-
Bewegung dieses Gefühl aufgesogen und

transportiert, allerdings damit wenig Erfolg
gehabt. Im Wahlkampf des Jahres 2016
wandten sich immer mehr Anhänger der
Tea Party nicht mehr nur gegen US-Präsi-
dent Barack Obama. Sie probten auch er-
folgreich den Aufstand gegen das republi-
kanische Establishment.

Erfolgreicher Verkäufer Trump wurde
darüber zum Sprecher einer tief verunsi-
cherten und frustrierten Gesellschafts-
schicht, die den Zwang zur politischen
Korrektheit abschütteln wollte und einem
Mann ins höchste Staatsamt wählte, der

kein Blatt vor den Mund
nimmt und vor allem so
viel eigenes Geld hat, dass
er nicht allzu sehr abhän-
gig ist von Großspendern.
Nach der Wahl kündigte er
sogar an, er werde auf das
Präsidentengehalt verzich-
ten. Das wurde ihm, wie-
wohl völlig überflüssig, als
generöse Geste ausgelegt.
Es war ohnehin bemer-
kenswert, wie unbedeu-
tend der persönliche
Reichtum Trumps für seine

Anhänger war. Es war für sie unerheblich,
dass er quasi mit dem Silberlöffel im
Mund zur Welt kam. Keine Rolle spielte
auch die Weigerung Trumps, seine Steuer-
erklärungen zu veröffentlichen. Das war
Pflicht für Kandidaten in den Wahlkämp-
fen der Vergangenheit. In diesem Jahr aber
nicht. Im Gegenteil sogar: Je mehr sich Be-
richte über Trumps Steuerakrobatik und
über seine Misserfolge im Business häuf-
ten, desto enger rückten die Anhänger des
Geschäftsmannes zusammen.
Das Trump-Lager verzieh seinem Kandida-
ten jeden Affront. Trump konnte Frauen
beleidigen, er konnte von ihnen als „fetten
Schweinen“ und „ekelhaften Tieren“ reden,
er konnte gegen Einwanderer hetzen, er
konnte sie als Mörder und Vergewaltiger
bezeichnen. Ein Video, in dem Trump
frauenfeindliche Bemerkungen machte,
störte die Wähler, aber auch die Wählerin-
nen des Immobilienmagnaten ebenso we-
nig wie die Vorwürfe von einem Dutzend
Frauen, sie seien von Trump sexuell beläs-
tigt worden. „Auch wenn er nicht gewin-
nen sollte, so bringt er doch anderen Poli-
tikern bei, keine Politiker mehr zu sein“,
fasste eine pensionierte Lehrerin ihre Faszi-
nation im August 2015 zusammen.
Der Trumpismus, eine Mischung aus Het-
ze, Verschwörungstheorie, Inhaltsleere und
Fremdenfeindlichkeit, hat am 8. Novem-
ber gesiegt. Trump gerierte sich in der Poli-
tik als ebenso erfolgreicher Verkäufer wie
im Immobilienbusiness. Schon vor fast
40 Jahren sagte der US-Architekt Der Scutt
ehrfurchtsvoll über den damals noch jun-
gen Trump: „Dieser Donald, der könnte
den Arabern Sand verkaufen.“
Dieses Talent hat Trump nicht verloren,
auch wenn er selbst überrascht gewesen
sein dürfte, dass ihm der Wahlsieg gelun-
gen ist. Wäre Trump nicht erst Immobi-
lienmagnat, dann Anti-Politiker und
schließlich designierter US-Präsident ge-

worden, er würde auf jedem Krämermarkt
mit Erfolg Gurkenhobel verkaufen kön-
nen. Er konnte wie kein Zweiter aus der
Reihe der insgesamt 17 republikanischen
Präsidentschaftsbewerber viel sagen, ohne
eine klare Aussage zu machen. Sein politi-
sches Programm erschöpfte sich in dem
Satz:„Die Regierung ist inkompetent, aber
ich bin ein großartiger Manager.“ Das soll-
te einfach heißen: Ich muss es machen,
denn nur ich kann es machen. Und die
Wähler glaubten es.
Kein Vorschlag ihres Idols schien ihnen ab-
seitig. Trump musste bei Wahlveranstaltun-
gen nur einen Satz beginnen. Die Masse
vervollständigte ihn wie ein Chor, der ei-
nem Vorsänger antwortet. „Mexiko“, brüll-
ten seine Anhänger, wenn Trump fragte,
wer für den Bau einer Mauer an der Grenze
bezahlen werde. Sie klatschten Beifall,
wenn der Bauunternehmer versprach, er
werde die illegalen Einwanderer aus dem
Land schaffen, die Handelsabkommen neu
verhandeln, die ins Ausland verlagerten Ar-
beitsplätze wieder nach Hause bringen. Sie
jubelten, wenn Trump sagte, er werde
Amerika wieder großartig, stark und mäch-
tig machen. Viele dieser Veranstaltungen
glichen Massentreffen von bekennenden
Realitätsverweigerern.

Marke Trump Es half auch nichts, dass das
liberale Amerika zum Gegenangriff blies.
Trump, so das normalerweise sehr zurück-
haltende Magazin „The Atlantic“, sei eine
Krämerseele, die Verschwörungstheorien
verbreite, ein entsetzlicher Sexist, erratisch,
xenophob, ein Bewunderer autoritärer
Herrscher, leicht reizbar, ein Feind des fak-
ten-basierten Diskurses. Diese Kritik wirkte
jedoch in der Rückschau eher kontrapro-
duktiv. Jeder Angriff der Gegenseite bestä-
tigte die im Trump-Lager tief verankerte
Überzeugung, dass das politische Estab-
lishment nur zurückschlägt, um sich seine
Pfründe zu sichern. Hillary Clinton galt als
Mustervertreterin einer politischen Klasse,
für die andere Regeln gelten als für Joe Six-
pack und seine Familie. Dass Lügen und
falsche Beschuldigungen dabei im Spiel
waren, ist unerheblich gewesen. Wahrhei-
ten waren nicht gefragt, sie störten nur.
Als langjähriger Moderator der Reality-TV-
Show „The Apprentice“ hat Trump gelernt,
dass der Schein wichtiger ist als das Sein.
Das Fernsehen hat den designierten Präsi-
denten der USA zu einer weltweit bekann-
ten Marke gemacht, die dem Trump-Clan
auch in der Zukunft geldwerte Vorteile
bringen dürfte.
Noch ist unklar, ob es Trump gelingen
wird, von einem Politik-Darsteller zu ei-
nem realen Politiker zu werden, den es
braucht, um ein Land wie die USA zu re-
gieren. Das Getwitter, von dem Trump
auch nach dem Wahlsieg nicht abgelassen
hat, lässt eher vermuten, dass sich der
künftige „Leader of the Free World“ in Stil-
fragen kaum ändern wird. Warum auch? In
Trumps Augen hat sich der Erfolg einge-
stellt. Damir Fras T

Der Autor ist US-Korrespondent der
DuMont-Zeitungsgruppe.

New Yorker Zeitungsstand am 9. November, dem Tag nach der US-Präsidentenwahl: „Sie sagten, es könne nicht passieren“, titelte die „New York Post“ (rechts) zu Trumps Erfolg. © picture-alliance/Photoshot

10. November 2016: US-Präsident Barack Obama (rechts) empfängt seinen gewählten
Nachfolger Donald Trump im Oval Office des Weißen Hauses. © picture-alliance/newscom

BIOGRAPHIE

14. Juni 1946 Donald John Trump wird in
New York City als viertes von fünf Kindern
eines Immobilienunternehmers geboren.
Seine Mutter stammte aus Schottland, die
Familie seines zum Multimillionär gewor-
denen Vaters aus Deutschland.

1964 bis 1968 Studium der Wirtschafts-
wissenschaften

1968 Trump tritt in das väterliche Über-
nehmen ein, dessen Leitung er 1971 über-
nimmt. 1974 erfolgt die Umfirmierung in
„The Trump Organization LLC“.

1977 Heirat mit dem Fotomodell Ivana Zel-
nickova. Aus der 1991 geschiedenen Ehe
gehen Donald jr. (geboren 1977), Ivanka
(1981) und Eric (1984) hervor.

1983 Bau des 202 Meter hohen „Trump-
Tower“ an der Fifth Avenue in Manhatten

1990/91 Einbruch der Baukonjunktur, Neu-
strukturierung der Holding. 1995 folgt die
Konzentration der Hotel- und Casino-Betei-
ligungen in der Holding „Trump Hotels
& Casino Resorts Inc.“

1993 Geburt von Tochter Tiffany und Heirat
mit deren Mutter, der Schauspielerin Maria
Maples. 1999 Scheidung

2001 Fertigstellung des 262 Meter hohen
„Trump World Tower“ in Manhattan.

2004 Trump tritt als CEO bei der Kasino-
Holding zurück; Insolvenz.

2004 bis 2015 Produktion und Ko-Mode-
ration der TV-Serie „The Apprentice“

2005 Trump heiratet das 1970 geborene
Model Melania Knauss, 2006 wird Sohn
Barron geboren.

2009 Antrag auf Gläubigerschutz der
„Trump Entertainment Resorts Inc“

Juni 2015 Trump kündigt seine Bewer-
bung als Kandidat der Republikaner für
die US-Präsidentenwahl 2016 an.

Februar bis Mai 2016 Bei den Vorwah-
len der Republikaner schlägt Trump alle
Mitbewerber aus dem Rennen; im Juli
wird er auf einem Parteitag offiziell als
Kandidat der Republikaner nominiert.

8. November 2016 Bei der Wahl des
US-Präsidenten setzt sich Trump gegen
die Kandidatin der Demokraten, Hillary
Clinton, durch. sto T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Trump
hat gelernt,

dass der
Schein

wichtiger ist
als das Sein.
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Komfortable Ausgangslage
PARLAMENTARISMUS Weißes Haus und Kongress sind in der Hand der Republikaner. Durchregieren geht aber nicht

E
s gab Zeiten im vergangenen
Wahlkampf, da hatten die De-
mokraten ganz große Hoff-
nungen: Nicht nur sahen sie
Hillary Clinton schon im Wei-
ßen Haus, auch im Senat woll-

ten sie nach zwei Jahren in der Minderheit
wieder das Ruder übernehmen. Und man-
cher träumte – als Donald Trumps Skanda-
le und Fehltritte im Spätsommer Schlag
auf Schlag folgten – schon davon, auch das
Repräsentantenhaus, wo die Republikaner
seit 2010 den Ton angeben, erneut unter
Kontrolle der Demokraten zu bringen. Es
wären perfekte Startbedingungen für Präsi-
dentin Clinton gewesen.
Es kam anders. Statt im Weißen Haus und
in den Büros der Mehrheitsführer im Senat
und Repräsentantenhaus müssen sich die
Demokraten nun in der „Political Wilder-
ness“, der politischen Wild-
nis, einrichten. Auf natio-
naler Ebene geben künftig
die Republikaner komplett
den Ton an. Im Repräsen-
tantenhaus musste die
„Grand Old Party“ zwar
leichte Verluste einstecken:
Mit 241 Sitzen ist die
Mehrheit (218 Sitze) aber
noch sehr komfortabel. Die
Demokraten haben 194
Sitze. Im Senat halten die
Konservativen mit 52 Sena-
toren eine Mehrheit. 46 Senatoren sind
Demokraten. Zwei weitere sind offiziell
Unabhängige, machen aber mit den De-
mokraten gemeinsame Sache – darunter
Bernie Sanders, der Herausforderer von
Clinton im Vorwahlkampf.
Kann Präsident Donald Trump also durch-
regieren? Rein systemisch gesehen ist das
nicht vorgesehen oder gewollt. Das politi-
sche System setzt auf „Checks & Balances“,
das Regieren soll kompliziert, Macht ver-
schränkt sein. Der Präsident hat zwar in
der Außenpolitik relativ viele Freiheiten
und kann – bis auf den unwahrscheinli-
chen und komplizierten Fall einer Amts-
enthebung – nicht abberufen werden. Um-
gekehrt kann der Präsident formell kein
Gesetz einbringen und so die parlamenta-
rische Agenda setzen. Dafür braucht er im
Kongress einen Verbündeten.

Die magische Zahl Aber auch der Kon-
gress selbst ist komplex. Gesetze müssen
von zwei Kammern verabschiedet werden.
Repräsentantenhaus und Senat unterschei-
den sich dabei in Hinblick auf Legislatur-
perioden, Wählerschaft und Verfahren. Die
435 Mitglieder des Repräsentantenhauses
müssen sich alle zwei Jahre den Wählern

in ihren Wahlbezirken stellen. Es herrscht
quasi permanenter Wahlkampf, auch wenn
viele Sitze nicht zwischen den Parteien,
sondern maximal während der Vorwahlen
innerhalb der Parteien umstritten sind. Ein
Grund dafür ist der parteiische Zuschnitt
von Wahlbezirken („Gerrymandering“).
Die Wahlperiode der 100 Senatoren, zwei
pro Bundesstaat, dauert sechs Jahre. Es
wird versetzt gewählt, sodass alle zwei Jah-
re ein Drittel des Senats zur Wahl steht.
Und dann gibt es noch die Regeln: Wäh-
rend das Repräsentantenhaus auf die simp-
le Mehrheit setzt, 218 Stimmen reichen,
um zu arbeiten, ist die Lage im Senat kom-
plizierter. Dort ist bei strittigen Themen
häufig 60 die magische Zahl. So viele Stim-
men braucht es, um eine Debatte zu einem
Punkt für beendet zu erklären, um über-
haupt über die Sache abstimmen zu kön-

nen. Einfach ist anders.
„Der Kongress kann arbei-
ten, wenn er es will. Aber
der Kongress kann auch
sehr dysfunktional sein,
wenn er es nicht will“, sagt
Molly Reynolds von der
Brookings Institution, einer
Washingtoner Denkfabrik
mit Neigung zum politi-
schen Spektrum der Demo-
kraten. In den vergangenen
Jahren habe die Legislative
zur Dysfunktionalität ge-

neigt. Das war teils Kalkül: Die Republika-
ner nutzten die parlamentarischen Instru-
mente, um Präsident Barack Obama das le-
gislative Leben schwer zu machen. Die An-
ti-Obama-Strategie zeigte bis zuletzt Wir-
kung: Der Senat verweigerte Obama seit
März 2016 eine Anhörung für seinen Kan-
didaten für den vakanten Sitz am Obersten
Gerichtshof. Nun kann Trump einen Kan-
didaten nominieren.

Unkonventionelle Ansätze Ob Trump in
seiner Amtszeit auf die Unterstützung der
Republikaner im Kongress zählen kann,
hängt laut Reynolds vom jeweiligen Thema
ab: „Bei manchen Dingen wie etwa Steuer-
senkungen besteht zwischen Trump und
den Republikanern im Kongress Einigkeit
darüber, sie anzugehen.“ Konkretes müsse
noch ausgearbeitet werden. Spannender
könnte es bei Themen werden, bei denen
Trump einen im Vergleich zur konservati-
ven Dogmatik der Republikaner unkon-
ventionellen Ansatz vertritt oder gar keine
wirkliche Priorität setzt. Ein Beispiel: Der
Umgang mit Obamas Gesundheitsreform
(siehe Beitrag rechts unten), bei der Trump
von seiner Maximalkritik zumindest rheto-
risch schon Abstand genommen hat. Das
Thema könnte bei den Republikaner im
Kongress als Spaltpilz wirken. Reynolds
verweist darauf, dass etwa der „Freedom
Caucus“, eine Gruppe von besonders radi-
kalen Konservativen, auf eine zügige Ab-
wicklung der damit verbunden Programme
setzt. Andere Republikaner favorisieren

längere Übergangszeiten, auch weil noch
keine Alternative absehbar ist. Konflikte
zwischen Konservativen und Noch-Konser-
vativeren prägten die Fraktion im Reprä-
sentantenhaus schon in den vergangenen
Jahren. Auch die von Trump angekündig-
ten Investitionen in die Infrastruktur der
Vereinigten Staaten könnten gerade den
„Defizit-Falken“ bei den Republikanern
sauer aufstoßen, sprechen sie sich doch ge-
gen überbordende Staatsausgaben aus. Das
müsse es aber nicht zwangsläufig, denn die
Kontrolle über den Kongress und das Wei-
ße Haus könne solche Differenzen über-

tünchen, meint Reynolds. Manch ein Prin-
zipienreiter könnte einknicken.
Ganz ohne Demokraten wird es allerdings
nicht gehen. 52 Sitze im Senat sind zwar
eine Mehrheit, aber wenn die Demokraten
wollten, könnten sie vieles blockieren. Ob-
struktion könnte bei manchen Themen ei-
ne Möglichkeit sein, bei anderen seien
Kompromisse zu erwarten, prognostiziert
die Kongress-Expertin. Denn die Wahlen
von 2018 werfen ihre Schatten voraus.
Mancher Senator der Demokraten steht
dann in einem Bundesstaat zur Wieder-
wahl, den Trump gerade erst gewonnen

hat. Komplett gegen Trump zu arbeiten,
könnte sich am Wahltag rächen. Diese
Überlegungen setzten aber eine halbwegs
normale Präsidentschaft voraus. Wenn
Trump zu einem Nixon-ähnlichen Alb-
traum würde, dann könnte die Kontroll-
funktion des Kongresses im Mittelpunkt
stehen, mal ganz abgesehen von der Mög-
lichkeit der Amtsenthebung. Ausschüsse
haben die Möglichkeit, sich intensiv und
öffentlichkeitswirksam mit Fehlverhalten
der Administration auseinanderzusetzen,
Gesetze könnten das Handeln von Trump
und seinem Team einschränken. Und der

Kongress hat die Budgethoheit – „the
power of the purse“. Im Zweifel wird der
Geldhahn zugedreht. Ein erstes Schlaglicht
auf dieses Potenzial wirft die Debatte um
den Einfluss Russlands auf die Wahl. Wäh-
rend Trump die Vorwürfe von CIA und FBI
zur Seite wischt, fordern Republikaner im
Kongress Untersuchungen. Generell sehe
sie aber nicht, dass die Republikaner im
Kongress schon in diese Richtungen gehen
würden, sagt Reynolds. Auch hier gelte: „Es
gibt viele Wege, wie der Kongress die Exe-
kutive kontrollieren kann. Er muss es aber
wollen.“ Sören Christian Reimer T

Senatoren und Mitglieder des Repräsentantenhauses lauschen im Januar 2016 Präsident Obamas letzter »State of the Union«-Rede. Nun ist es an Donald Trump, die gewählten Volksvertreter von seiner Agenda zu überzeugen. © picture-alliance/AA

In den USA
soll das

Regieren kom-
pliziert und
Macht ver-

schränkt sein.

Große Pläne, viele Fallen
GESUNDHEIT Versicherungsbörsen stecken in der Krise. Einzelne US-Staaten blockieren Obamas Gesundheitsreform

Deke Dickerson war überglücklich, als
2010 der Affordable Care Act – die natio-
nale Gesundheitsreform der Obama-Regie-
rung – vom US-Kongress verabschiedet
wurde. Der 52 Jahre alte Musiker aus Kali-
fornien konnte nun auf dem freien Markt
eine Krankenversicherung erwerben – an-
gesichts seiner Diabetes bislang eine Un-
möglichkeit. Dickerson war einer von rund
20 Millionen unversicherten Amerikanern,
für die durch die historische Reform ein
Gesundheitsschutz möglich wurde. Die Ra-
te der Unversicherten in den USA ist seit-
her auf einem historischen Tiefstand. Ex-
perten sind sich einig, dass die Gesund-
heitsreform ein Erfolg ist. So sagt Jennifer
Pomeranz, Dekanin des Fachbereichs für
Gesundheitspolitik an der New York Uni-
versity: „Obamacare funktioniert.“
Dennoch ist die Kritik weiter groß. So be-
zeichnete der designierte US-Präsident Do-
nald Trump „Obamacare“ wiederholt als
„komplettes Desaster“. Sein bestellter Ge-
sundheitsminister Tom Price gehörte im
Kongress zu den erbittertsten Gegnern des
Gesetzes und kündigte an, wesentliche As-
pekte der Reform rückgängig zu machen.
Die Kritik ist nicht gänzlich aus der Luft
gegriffen. Tatsächlich mehren sich die An-
zeichen dafür, dass Obamacare mit Proble-
men zu kämpfen hat. So schrieb selbst der
Nobelpreisträger für Wirtschaftswissen-
schaft, Paul Krugman, einer der eifrigsten
Befürworter der Reform, jüngst in der
„New York Times“, dass „Obamacare in ein
Schlagloch gerauscht“ sei.

Versicherungsbörsen Zentrales Element
des Affordable Care Act sind Versiche-
rungsbörsen der Einzelstaaten. Die Versi-
cherungsgesellschaften waren dazu ange-
halten, günstige Produkte für diese Börsen
zu entwickeln. Auf den staatlichen Websei-
ten konnten Bürger diese Policen dann ver-
gleichen und auswählen. Für bestimmte
Einkommensgruppen waren staatliche Zu-
schüsse verfügbar. Der Wettbewerb der Pro-
dukte sollte zusätzlich die Preise drücken.
Doch in ihrer vierten Saison stecken die

Börsen in der Krise. Mehr als 75 Prozent
dieser Versicherungen schreiben Verluste.
Die Versicherungsbranche verlor 2014
durch die Obamacare-Policen 2,7 Milliar-
den Dollar, 2015 war die Summe fast dop-
pelt so groß. Für 2017 haben einige große
Versicherer den Ausstieg angekündigt, an-
dere erwägen drastische Prämienerhöhun-
gen. Das größte Problem: Nicht genügend
Bürger beteiligen sich daran. Nur zwölf
Millionen Amerikaner haben eine Versi-
cherung über die Obamacare-Börse abge-
schlossen – zu wenige, um das Programm
für die Versicherer profitabel zu machen.
Hinzu kommt, dass die Obamacare-Versi-
cherten die Verluste für die Unternehmen
in die Höhe treiben. Es sind vorwiegend äl-
tere und kranke Menschen, die diese Leis-
tungen in Anspruch nehmen. Junge Leute,
die wenige Leistungen benötigen, ziehen es
häufig vor, sich gar nicht zu versichern und
stattdessen die milden Strafgebühren zu
zahlen, die für Nichtversicherte anfallen.
Freunde der Reform wie Pomeranz erken-
nen diese Probleme an. „Die wachsenden

Prämien und der Ausstieg zahlreicher Ver-
sicherungen ist zweifellos ein Problem“,
sagt Pomeranz. Sie weist aber darauf hin,
dass in Staaten, die Obamacare voll umge-
setzt haben, das System gesund ist. „Wir
verzeichnen im Grunde eine Spaltung zwi-
schen den demokratisch und republikani-
schen geführten Staaten.“ Tatsächlich sei in
den Staaten, wo die Regierung kooperiert,
die Rate der Unversicherten gesunken, die
Börsen funktionierten, und die Indikato-
ren der Volksgesundheit hätten sich dras-
tisch gebessert. In anderen Staaten verhin-
dere ideologisch motivierte Obstruktion
den Erfolg. „Für mich ist dieser Widerstand
der Hauptgrund dafür, dass das Ziel einer
universellen Versorgung bislang nicht er-
reicht werden konnte“, sagt Pomeranz.

Gerichtliche Vorgaben Den meisten Sand
ins Getriebe der Gesundheitsreform streute
2012 eine Verfassungsklage des Verbandes
unabhängiger Betriebe gegen den Afforda-
be Care Act. Das Gericht schmetterte zwar
die Klage ab, welche die universelle Pflicht-
versicherung als verfassungswidrig erklärt
haben wollte. Doch das Gericht überließ es
den Einzelstaaten, an einem zentralen As-
pekt des Gesetzes – der sogenannten „Me-
dicaid Expansion“ – teilzunehmen oder
eben nicht. Medicaid ist ein staatliches
Programm zur Gesundheitsversorgung der
ärmeren Bevölkerung, das seit 1965 in
Kraft ist. Obamas Gesetz sah die Auswei-
tung des Programms auf weitere Bevölke-
rungsteile vor. Das Verfassungsgericht un-
tersagte dem Bund, jenen Staaten, welche
die Erweiterung von Medicaid nicht umset-
zen, die Mittel für das existierende Pro-
gramm zu streichen.
Einer der Staaten, der sich weigerte, Medi-
caid zu erweitern, war Mississippi. Mittler-
weile gilt Mississippi – der ärmste Staat der
USA – als Musterbeispiel für das Scheitern
von Obamacare. In Mississippi sind seit
der Einführung der Reform weniger Men-
schen versichert als vorher. Der Staat, des-
sen Gouverneur sich der Tea Party zurech-
net, hat nicht nur die Erweiterung von Me-

dicaid abgelehnt, sondern auch den Auf-
bau der staatlichen Versicherungsbörse ver-
schleppt. Zudem wurden Bundesmittel zur
Prämienbeihilfe für Versicherte mit niedri-
gen Einkünften abgelehnt. Ergebnis: Die
Indikatoren der Volksgesundheit in Missis-
sippi sind verheerend, die Krankenhäuser
stecken in finanziellen Schwierigkeiten.
Warum die politischen Verantwortlichen in
einem Staat wie Mississippi es schaffen,
dieses Scheitern von Obamacare auf das
Bundesgesetz zu schieben, obwohl sie es
selbst verschulden, ist für Pomeranz ein
Rätsel: „Die Menschen sind zurecht zornig,
aber sie verstehen nicht, dass es ihre eigene
Staatsregierung ist, die diese Entscheidun-
gen getroffen hat und nicht Washington.“
Für Pomeranz, Krugman oder auch Hillary
Clinton liegt die Lösung in der Ausweitung
von Obamacare, nicht in der Abschaffung.
Zuletzt war aus dem Trump-Lager zu hö-
ren, dass er einige Aspekte von Obamacare
beibehalten möchte, die Möglichkeit etwa,
für Personen mit Vorerkrankungen wie De-
ke Dickerson, Versicherung zu erwerben.
Allerdings würden solche Menschen in so-
genannten „High-Risk“-Pools zusammen-
gefasst. Diese Pools würden zwar vom
Bund subventioniert. Dennoch wäre mit
deutlichen Prämienerhöhungen zu rech-
nen. Pomeranz ist skeptisch: „Ich weiß ehr-
lich gesagt nicht, wie das finanzierbar sein
soll, wenn man gleichzeitig die Pflichtver-
sicherung aufhebt.“
Dickerson macht das alles ebenfalls große
Sorgen: „Ich habe Angst davor, was da auf
uns zu kommt.“ Die Angst ist gerechtfer-
tigt. So sagte Timothy Jost, Experte für Ge-
sundheitspolitik an der Washington Uni-
versity zu den Plänen des designierten Ge-
sundheitsministers Price: „Sie werden den
Leuten am wenigsten helfen, die Trump ge-
wählt haben – der Arbeiterschicht.“ Di-
ckerson hat zwar nicht Trump gewählt.
Doch als Niedrigverdiener wird auch er
vermutlich zu den Verlierern der reformier-
ten Reform zählen. Sebastian Moll T

Der Autor ist Journalist in New York.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper USA-Problem: Übergewicht und Diabetes
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I
ch bin im Moment angepisst!“, wü-
tete Dave McClure, der Start-Up-
Förderer und Silicon-Valley-Investor,
aufgebracht von der Bühne, und er
verlangte von seinen Zuhörern
beim Web-Gipfel am 9. November

ähnliche Emotionen: „Was ist mit euch
nicht in Ordnung, wenn ihr nicht auch an-
gepisst seid? Was ist, verdammt noch mal,
mit euch nicht in Ordnung?“
Klatschend und johlend signalisierten die
Anwesenden im portugiesischen Lissabon
dem 50-jährigen High-Tech-Unternehmer
und PayPal-Mitbegründer, dass sie über
den Sieg von Donald Trump bei der Präsi-
dentschaftswahl am Vorabend in den USA
ähnlich entsetzt seien.
Aber vielleicht haben sie es einfach nicht
besser verdient? In diesem Wahljahr war
das Silicon Valley nicht das Silicon Valley:
Die Mutter aller Labore, sonst stets unkon-
ventionell und auf Neues versessen, boy-
kottierte bei den Präsidentschaftswahlen
das Experimentelle nach besten Möglich-
keiten. Nicht dass die ältliche Hillary Clin-
ton der Traum der Computer-Nerds und
Unternehmensgründer gewesen wäre.
Doch Trump, so ihr Konsens, dürfe auf kei-
nen Fall ins Weiße Haus.
Nun sind die 55,7 Millionen Dollar, die
aus der Kommunikations- und Elektronik-
Industrie in Clintons Wahlkampfkasse flos-
sen, schlicht verbrannt. Die Geldgeber aus
der amerikanischen Internet- und High-
Tech-Industrie hatten sich verkalkuliert.

Nur einer für Trump Der einzige nennens-
werte Trump-Unterstützer aus diesem Mi-
lieu, der deutsch-amerikanische PayPal-
Gründer und Milliardär Peter Thiel, dürfte
hingegen seine Spende in Höhe von
1,25 Millionen Dollar an den künftigen
Präsidenten als kluge Investition ansehen.
Seit über einem Jahrhundert ist die prospe-
rierende San-Francisco-Bay-Region mit-
samt dem Silicon Valley der Brutkasten für
revolutionäre Erfindungen. Die Erfolgsge-
schichte begann 1891 mit der Eröffnung
der Stanford University, gestiftet vom Ei-
senbahn-Tycoon und Ex-Gouverneur Le-
land Stanford und seiner Frau Jane. Die
Universität in Palo Alto, damals recht ab-
gelegen, aber heute nur eine halbe Auto-
stunde von San Francisco entfernt, trägt
bemerkenswerterweise im Wappen das
(von Ulrich von Hutten entlehnte)
deutschsprachige Motto „Die Luft der Frei-
heit weht“. Stanford sollte den Kindern der
Pioniere im Westen eine Alternative zu den
Elitehochschulen des Establishments an
der Ostküste bieten.
Die erste Kombination aus bahnbrechen-
der Erfindung und kluger Investition in je-
ner Region wird auf das Jahr 1909 datiert,
als der damalige Universitäts-Präsident Da-
vid Starr Jordan die Arbeit des Erfinders
Lee de Forest finanzierte. Dessen Vakuum-
röhren, produziert in Palo Alto, ermöglich-
ten die Entwicklung von Telefon- und Ra-
diotechnik.
Das war der Grundstein. Bald nachdem der
Erfinder der Transistoren und spätere No-
belpreisträger William Shockley 1956 seine
revolutionären Halbleiter entwickelt hatte,
erhielt die Gegend den Spitznamen Silicon
Valley, entlehnt von dem für die Mikro-
elektronik unverzichtbaren Halbmetall Si-
lizium.
Shockley hatte sich mit seiner Firma übri-
gens in Mountain View eingerichtet, heute
Sitz von Google. Der Genius loci ist geblie-
ben. Adobe, Apple, Cisco, eBay, Hewlett
Packard, Netflix, Oracle, Tesla und Yahoo
sind weitere Silicon-Valley-Marken des di-
gitalen Zeitalters mit weltweitem Wiederer-
kennungswert. Hinzu kommen etwa 500
Start-Up-Firmen. Schon die Adresse bedeu-
tet bares Geld: Unternehmen im Silicon
Valley sind bis zu zehnmal so viel wert wie
vergleichbare Wettbewerber fernab des
Tals.

„Es ist okay zu scheitern.“ So beschreibt
William F. Miller, Computerwissenschaft-
ler, Atomphysiker und ehemaliger Vizeprä-
sident der Stanford University, das Ge-
heimnis von Silicon Valley. Werde andern-
orts ein Bankrott als Beleg dafür genom-
men, „dass ein Unternehmer nichts taugt,
wird bei uns gesagt: Toll, er hat es probiert,
er hat Mut. Also, bitte noch einmal“, sagt
der 91-jährige Miller.
Venture-Capital-Investoren und Kreative
versammeln sich in einer attraktiven Regi-

on zwischen Pazifikküste und Weinbergen,
und sie adoptieren die Philosophie der
zweiten oder dritten Chance nach einem
Scheitern – ist das der simple Algorithmus
des Silicon Valley?
Ein zusätzlicher Erfolgsfaktor kommt hin-
zu, mit dem in der Region nicht mehr so
gern geprahlt wird: Pentagon, Geheim-
dienste und andere Regierungsstellen ha-
ben vor allem in der Startphase enorme
Summen investiert. Das begann 1957 mit
dem „Sputnik-Schock“, ausgelöst durch

den ersten sowjetischen Satelliten in der
Erdumlaufbahn. Washington wollte den
Technologievorsprung der Kommunisten
ausgleichen. Die von Shockley gegründete
Firma Fairchild erhielt großzügige Entwick-
lungsbudgets von der Air Force und der ei-
lig gegründeten Nasa. Gordon Moore und
Robert Noyce, zwei Ex-Mitarbeiter von
Shockley, gründeten kurz darauf die Chip-
Fabrik Intel.
Der Auslandsgeheimdienst NSA prahlte
gern, der größte Arbeitgeber für Mathema-

tiker in den USA zu sein. Der Inlandsge-
heimdienst CIA gründete die Venture-Capi-
tal-Firma In-Q-Tel – benannt nach Q, dem
genialischen Entwickler aus den James-
Bond-Filmen. In-Q-Tel investiert in für Ge-
heimdienste interessante Firmen Beträge
von 500.000 bis zwei Millionen Dollar, be-
richtete die „Washington Post“ 2005 über
das ansonsten nicht sehr transparente Ge-
schäftsmodell. Pro investierten Dollar flie-
ßen elf bis 15 Dollar zurück – da kann sich
sogar der Steuerzahler freuen.

Im Laufe der Jahrzehnte ist der Anteil der
US-Behörden und Dienste an den Investi-
tionen in die Silicon-Valley-Firmen massiv
geschrumpft. Private Investoren übernah-
men den Part. Und dann kam es zu einer
Art Scheidung zwischen flippigen Internet-
Nerds und professionellen Schlapphüten.
Im Juni 2012 war noch alles gut, als sich in
Las Vegas Computer-Hacker und Sicher-
heitsexperten zur jährlichen Black-Hat-
Konferenz trafen. Ein Redner war der da-
malige Chef der NSA (National Security
Agency), Keith Alexander. Der Vier-Sterne-
General hatte die Uniform daheim gelas-
sen und lud in T-Shirt und Blue Jeans zur
Karriere bei seinem Geheimdienst ein:
„Wir brauchen euch!“
Im Juli 2013 besuchte Alexander erneut die
Black-Hat-Konferenz. Diesmal trug er sein
Militärhemd, und er warb nicht um Mitar-
beiter, sondern wie ein Angeklagter um
mildernde Umstände. Es gehe um die Ver-
teidigung der Nation gegen den Terroris-
mus, sagte er. „Lügner!“, schrien Zuhörer,
er solle mal die Verfassung lesen. Als der
Ober-Spion von der Bühne ging, hatte das
etwas von Sündenfall und der Vertreibung
aus dem Paradies.

Kungeln mit Geheimdienst Wochen zu-
vor hatte Edward Snowden das Ausmaß
der Kooperation zwischen Industrie und
Nachrichtendiensten enthüllt. In Top-Se-
cret-Programmen halfen die amerikani-
schen Internet-Riesen der NSA willig, Da-
ten über Telefonate und die Email-Kom-
munikation ihrer Kunden zu speichern.
Amerikas Internet-Wirtschaft büßte dafür.
Brasilien, dessen damalige Präsidentin wie
die deutsche Kanzlerin Angela Merkel am
Telefon abgehört wurde, kündigte Aufträge
für Microsoft und vereinbarte zudem mit
der Europäischen Union die Verlegung ei-
gener Unterseekabel nach Portugal, weil
man der amerikanischen Infrastruktur
nicht mehr vertraute. Ausländische Kon-
kurrenten jagten den stets übermächtigen
US-Konzernen durch Hinweis auf ihre ei-
gene Diskretion Marktanteile ab.
Inzwischen demonstrieren die Konzerne
Distanz gegenüber dem Staat. Google, Mi-
crosoft und Twitter veröffentlichten Re-
ports über den Zugriff der Behörden auf
ihre Daten. Es kam zu Klagen gegen die Re-
gierung. Die Politik entschärfte Gesetze,
die zur Zusammenarbeit mit der NSA ver-
pflichteten.
Droht dem Silicon Valley jetzt neues Unge-
mach? Im Wahlkampf hatte Trump ange-
kündigt, er werde das Programm für
H-1B-Visa „für immer beenden“, über das
High-Tech-Firmen hochqualifizierte Com-
puter-Experten aus dem Ausland für be-
grenzte Zeiträume einstellen. Stattdessen
sollten zuerst Amerikaner eingestellt wer-
den. Zudem hatte Trump Apple scharf atta-
ckiert, weil sich das Unternehmen nach
dem islamistischen Terroranschlag im kali-
fornischen San Bernardino weigerte, den
Behörden den Code zur Entschlüsselung
des iPhones eines Attentäter zu überlassen.
Apple-Chef Tim Cook argumentierte, die
Überlassung des Codes, mit dem jedes
iPhones entsperrt werden könnte, würde
„sämtliche Freiheiten unterminieren, die
unsere Regierung schützen soll“.
Andere Ankündigungen Trumps dürften
den Unternehmen hingegen gefallen, da-
runter die Senkung der Körperschaftssteuer
und die Reduzierung von Auflagen. Am
Ende dürfte sich das Silicon Valley auch
mit dem ungewöhnlichen neuen Präsiden-
ten arrangieren. Mark White, renommierter
Anwalt im Tal der Erfinder, sagt es so: „Sili-
con Valley wird ständig neu erfunden. Wir
machen das, indem wir einfach voran-
schreiten. Und dieser Prozess erzeugt eine
Menge Leuchtkraft.“ Ansgar Graw

Der Autor ist Korrespondent
von „Welt/N24“ in den USA. T

Google entwickelt im Herzen von Silicon Valley, in Mountain View, Prototypen von selbstfahrenden Autos. © picture-alliance/AP Photo

Im Tal der Kreativen
FORTSCHRITT Das Silicon Valley ist schon seit einem Jahrhundert Ideenschmiede

Gegen TTIP waren eigentlich alle
FREIER HANDEL Amerika besinnt sich auf den Protektionismus. Der Weltkonjunktur drohen harte Zeiten

Karel de Gucht, der vormalige EU-Han-
delskommissar, suchte nicht nach diplo-
matischen Floskeln. „Ich glaube, TTIP ist
tot“, sagte der Belgier wenige Tage nach
dem Sieg Donald Trumps bei den US-Prä-
sidentschaftswahlen über den Freihandels-
vertrag zwischen Europa und Amerika
(Transatlantic Trade and Investment Part-
nership). Trump stand mit seinem ausge-
sprochen protektionistischem Programm
und seiner Absage an multilaterale Frei-
handelsverträge im Wahlkampf allerdings
keineswegs isoliert da. Wenn es ein Thema
gab, bei dem er und seine Rivalin Hillary
Clinton weitgehend übereinstimmten,
dann war es die Kritik an der Idee des welt-
weiten Warenverkehrs nach einvernehmli-
chen Normen und ohne hohe Zölle.

Der TTP-Deal Clinton mochte nichts mehr
wissen vom transpazifischen TPP-Deal,
den sie als Außenministerin noch als
„Goldstandard“ gefeiert hatte, und der
künftige Präsident bezeichnete das von
den USA und elf weiteren Staaten wie Ja-
pan, Australien, Peru oder Kanada bereits
unterzeichnete Regelwerk als „Katastro-
phe“. Trump will zudem den 1994 zwi-
schen den USA, Kanada und Mexiko ge-
schlossenen nordamerikanischen Freihan-
delsvertrag (North American Free Trade

Agreement, NAFTA) „entweder neu verhan-
deln oder platzen lassen“.
Der noch nicht ausgehandelte transatlanti-
sche Vertrag TTIP zwischen der EU und
den USA wurde im Rennen ums Weiße
Haus ignoriert. Trotzdem
sind die Chancen auch für
TTIP gesunken. Denn ob-
wohl die Republikaner, die
ab Januar im Weißen Haus,
im Senat und im Repräsen-
tantenhaus herrschen, bis-
lang als Anwälte des globa-
len Freihandels galten, ist
der Wind umgeschlagen in
Washington. In Europa war
TTIP zudem schon vor
Trumps Wahlsieg unter
massiven öffentlichen
Druck geraten.
„Die amerikanische Wirtschaft braucht
Freihandel“, sagte Dan Coats, scheidender
republikanischer Senator und einst US-
Botschafter in Deutschland, im Dezember
beim GABC (German-American Business
Council) in Washington. Trump sei nicht
grundsätzlich gegen Freihandel, „sondern
er ist gegen multilaterale Handelsverträge.
Bilaterale Verträge bleiben möglich.“
Nach dem Ansatz Trumps müsste jedes der
28 EU-Mitglieder an der Stelle von TTIP bi-

laterale Vereinbarungen mit Washington
treffen – aus Sicht der EU keine Alternati-
ve, denn die Mitgliedsländer haben die Zu-
ständigkeit für den allergrößten Teil der
Handelspolitik an Brüssel verloren.

Ironischerweise könnte
China, das von Trump zu-
sammen mit Mexiko als
wichtigstes Argument gegen
den Freihandel angeführt
wird, am stärksten vom En-
de von TPP profitieren.
Denn in Asien wird be-
fürchtet, einer isolationisti-
schen Handelspolitik der
USA könnte ein Rückzug
von verteidigungspoliti-
schen Verpflichtungen etwa
gegenüber Japan und Süd-
korea folgen. Wenn sich die

Supermacht aus der Wachstumsregion ver-
abschiedet, dürften die Anrainer rasch en-
gere Bande zu Peking knüpfen. „TPP ist ein
schrecklicher Vertrag“, sagte Trump im No-
vember 2015. „Das ist ein Vertrag, der für
China entworfen wurde, damit sie wie im-
mer durch die Hintertür hereinkommen
und jeden völlig ausnutzen.“
Doch China war nie Vertragspartner von
TPP. Die Idee bestand vielmehr darin,
Volkswirtschaften wie Japan, Vietnam oder

Singapur mit Australien, Chile, oder den
USA zu verknüpfen, um gemeinsame Stan-
dards bei Produkten und Arbeitsbedingun-
gen zu entwickeln. In gleicher Weise woll-
ten mit der EU und den USA die beiden
größten Volkswirtschaften der Welt über
TTIP die Bedingungen des internationalen
Handels definieren.
Nun scheint diese Chance zunächst ver-
spielt. Trump droht Ländern wie China
oder Mexiko hohe Einfuhrzölle an, weil
die Importe aus diesen Ländern deutlich
größer sind als die Exporte dorthin. Das
Handelsdefizit zu China ist enorm. Doch
China dürfte mit ähnlichen protektionisti-
schen Maßnahmen reagieren. Dann dro-
hen der Weltkonjunktur harte Zeiten.
Das englischsprachige Blatt „China Watch“
machte gerade mit einem Zitat von Präsi-
dent Xi Jinping auf, das als Appell an
Trump zu verstehen und bis vor kurzem
nur als Aufforderung in die andere Rich-
tung vorstellbar war: „Freihandel ist der
Weg nach vorne, sagt Xi.“ A.G. T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

»Freihandel
ist der
Weg
nach

vorne.«
Präsident Xi Jinping

(China)
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»Nur einen Terroranschlag entfernt von der Verhängung des Kriegsrechts«
MUSLIME Weniger als ein Prozent der US-Amerikaner gehören dem Islam an. Der künftige Präsident will sie in einer Datenbank erfassen – zur »Terrorvorbeugung«

Der handgeschriebene Brief ist in seiner
Aussage unmissverständlich. Donald
Trump, heißt es in den anonymen Schrei-
ben, werde mit den Muslimen das ma-
chen, was Hitler mit den Juden gemacht
habe: „Ihr Muslime seid ein abscheuliches
und schmutziges Volk. Ihr seid böse. Ihr
betet den Teufel an. Aber der Tag der Ab-
rechnung ist gekommen.“
Der Brief ist dieser Tage in einer Moschee
in Kalifornien eingegangen. Die Polizei
versucht, die Schreiber der hasserfüllten
Zeilen zu ermitteln. Und die Adressaten
versuchen, Haltung zu bewahren.

Angst vor Schlimmerem Seit der Wahl
Donald Trumps zum Präsidenten sind vie-
le Muslime in einem Gemütszustand zwi-
schen Hoffen und Bangen. Einerseits hof-
fen sie, dass es nicht so schlimm kommen
wird, wie befürchtet. Andererseits haben
sie Angst, dass es noch viel schlimmer
kommen könnte. Die angesehene Beob-
achtungsstelle für Rassismus, Extremismus

und Fremdenfeindlichkeit, das Southern
Poverty Law Center, hat in den ersten zehn
Tagen nach der Wahl fast 900 Fälle von
Hass-Attacken gegen Minderheiten regis-
triert. Etwa sechs Prozent davon waren ge-
gen Muslime gerichtet – jene Religions-
gruppe, die sich Trump im Wahlkampf in
besonderem Maße vorgenommen hat.
Nach einer Statistik der US-Bundespolizei

FBI ist die Zahl der Übergriffe auf Muslime
im Jahr 2015 rasant angestiegen. Auch im
Büro von Jim Sues ist ein Brief eingegan-
gen, abgeschickt in Anchorage/Alaska von
einer Gruppe, die sich „Global Security Bu-
reau“ nennt und nur eine Postfachadresse
aufweist. Im Umschlag steckt ein Flugblatt,
das nicht auf den ersten Blick mit Hasstira-
den aufwartet wie der Brief aus Kalifor-

nien. Aber Sues macht sich dennoch Sor-
gen wegen der Kreuzritter-Symbolik und
der wirren Einträge. Er sagt, die hasserfüllte
Rhetorik gegen Muslime gebe es nicht erst
seit der Wahl. Aber er habe den Eindruck,
die Wahl Trumps zum Präsidenten habe ei-
ne Schleuse geöffnet.
Sues ist Regionaldirektor von CAIR im
Bundesstaat New Jersey. Der Rat für ameri-
kanisch-islamische Beziehungen unter-
stützt US-Muslime, wenn sie sich diskrimi-
niert fühlen. Sues sagt, er habe immer
noch Hoffnung, dass Trumps schrille An-
kündigungen aus dem Wahlkampf nicht
mehr als Kneipengeschwätz waren.
Dessen anti-muslimischer Wahlkampf be-
gann vor mehr als einem Jahr. Im Novem-
ber 2015 behauptete Trump, er habe gese-
hen, wie am 11. September 2001 Tausende
von Muslimen in New Jersey gejubelt hät-
ten, als das World Trade Center einstürzte.
Beweise dafür gibt es nicht. Trumps An-
hänger jubelten trotzdem.
Dann geschah das Attentat von San Bernar-
dino, und Trump forderte einen vorläufi-
gen Einreisestopp für Muslime in die USA.
Diese Idee schwächte er später etwas ab,
um dann von einer Datenbank zu fabulie-
ren, in die alle Muslime in den USA aus
Gründen der Terrorvorbeugung aufgenom-
men werden sollten. Außerdem sollen

Menschen aus Ländern, die mit dem Terro-
rismus in Verbindung stehen, künftig sorg-
fältig wie nie zuvor überprüft werden, be-
vor sie ein Einreisevisum bekommen.
Das ist alles noch unscharf. Doch viele
Muslime sind verunsichert und ängstlich.
Muslimen-Funktionär Sues sagt, würden
Trumps Ansagen in Politik übersetzt, dann
würde sich die Spaltung der US-Gesell-
schaft nur noch verschärfen. Er hofft da-
rauf, dass sich Trump mit Mitarbeitern um-
geben wird, die um diese Gefahr wüssten.
Doch die ersten Personalentscheidungen
deuten in eine andere Richtung. Der künf-
tige nationale Sicherheitsberater Trumps
hat den Islam beispielsweise einmal als ge-
fährliche politische Ideologie bezeichnet,
einen „bösartigen Krebs“.
Intellektuelle wie Moustafa Bayoumi sor-
gen sich. „Es fühlt sich an, als seien wir nur
einen Terroranschlag entfernt von der Ver-
hängung des Kriegsrechts“, schreibt der
Professor aus New York im „Guardian“:
„Und dabei hat die neue Regierung ihre
Arbeit noch nicht einmal aufgenommen.“
Heute gebe es weiße US-Amerikaner, die
glaubten, dass die Muslime daran arbeite-
ten, das islamische Rechtssystem der Scha-
ria einzuführen. „Diese Vorstellung kulti-
viert eine Stimmung der Verbitterung und
des Argwohns, obwohl sie fundamental

falsch ist“, sagt Bayoumi. Doch wie gegen
Stereotypen ankämpfen, wenn der Sieger
der Präsidentschaftswahl die klischeehaf-
ten Bilder immerzu mit neuer Farbe auf-
frischt?
Mohamed Khairullah hat eine Idee. Er ist
41 Jahre alt, gebürtiger Syrer, Muslim und
seit mehr als einem Jahrzehnt Bürgermeis-
ter des Städtchens Prospect Park in New
Jersey. Khairullah sagt, man müsse sich
einmischen, jetzt noch mehr als zuvor:
„Wenn du nicht am Tisch sitzt, dann bist
du Teil der Speisekarte.“

Wachsende Widerstände Seit der Wahl
habe er viele Nicht-Muslime getroffen, die
zusammen mit Muslimen im Land Schlim-
meres verhindern wollten. Wenn Trump
die Idee einer Datenbank für Muslime tat-
sächlich verwirklichen wolle, dann werde
er schon sehen, was er bekommen werde.
„Mir haben Christen und Juden gesagt,
dass sie sich dann einfach als Muslime aus-
geben und registrieren lassen werden“, sagt
Khairullah. Widerstand formiert sich auch
anderer Stelle. Hunderte Mitarbeiter von
US-Technologiekonzernen haben mittler-
weile auf der Website neveragain.tech
schriftlich hinterlegt, dass sie niemals In-
formationen für eine Muslimen--Daten-
bank liefern wollen. Damir Fras T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Muslime feiern den Fastenmonat Ramadan in der Turkish American Cultural Center Mo-
schee in Washington. © picture-alliance/AA

Ein langer Marsch
RASSISMUS Schwarze in den USA erfahren noch immer massive Diskriminierung und Gewalt. Die Fronten verhärten sich

I
m März 2015 reiste Barack Obama
nach Selma in Alabama. 50 Jahre
zuvor hatte die Polizei hier am
„Bloody Sunday“ Bürgerrechtler zu-
sammengeschlagen, die friedlich
über die Edmund-Pettus-Brücke

marschierten. Die Brutalität verursachte
solche Empörung, dass Martin Luther
Kings Bewegung (siehe Stichwort) ihren
größten Erfolg errang: In Washington ver-
abschiedete der Kongress den „Voting
Rights Act“, der die Teilnahme von Schwar-
zen an Wahlen gewährleis-
tete. Fünf Jahrzehnte später
konnte sich Amerikas erster
schwarzer Präsident selbst
als Erfüllung von Kings Ver-
sprechen rühmen. Obama
würdigte die Demonstran-
ten in Selma als Wegberei-
ter aller Afroamerikaner,
die heute Unternehmen
führten, als Richter amtier-
ten oder dem Land in Wa-
shington dienten, „vom
Kongress bis hin zum Oval
Office“. Wer diesen Fort-
schritt kleinrede, dem mangele es an Res-
pekt vor den Vorvätern – und vor der eige-
nen Fähigkeit, die Dinge zum Besseren zu
wenden.
Nur wenige Tage vor der Gedenkfeier hatte
Obamas Justizministerium allerdings dem
Polizei- und Justizwesen der Stadt Fergu-
son in Missouri die systematische Diskri-
minierung der afroamerikanischen Bevöl-

kerungsmehrheit vorgeworfen. Im Jahr da-
vor hatte sich in dem Vorort von Saint
Louis die aufgestaute Wut entladen, nach-
dem ein weißer Polizist einen unbewaffne-
ten Schwarzen erschossen hatte. Und eini-
ge Monate später noch einmal, als Ge-
schworene entschieden, den Polizisten
nicht anzuklagen.
Obama ging in Selma darauf ein. „Was in
Ferguson passiert ist, mag kein Einzelfall
sein“, sagte er, „aber es ist nicht mehr en-
demisch.“ Den Vorwurf, dass sich nichts

geändert habe, wies er zu-
rück. Dennoch werfe Ame-
rikas „Rassengeschichte“
nach wie vor „ihren langen
Schatten auf uns“, sagte der
Präsident. Die Nation sei
weit gekommen. „Doch der
Marsch ist noch nicht vor-
bei.“
Allerdings streben die Mar-
schierenden führungslos in
verschiedene Richtungen.
Vor allem jungen Aktivis-
ten erscheint Obamas Wahl
und Wiederwahl nicht wie

eine Vollendung von Kings Vision, son-
dern wie eine Sackgasse. Das ist nicht in je-
dem Fall ein Urteil über die Leistung des
Präsidenten: Viele junge Schwarze feiern
ihn und die First Lady weiterhin als Idole.
Andere werfen Obama aber vor, im Amt zu
zaghaft vorgegangen zu sein – womöglich
in der Sorge, von den Weißen als Präsident
der Schwarzen betrachtet zu werden. Ge-

mein ist beiden Lagern, dass sie im Kampf
gegen Rassismus nicht mehr dem Modell
von King folgen wollen, in dem Massende-
monstrationen ein von Pastoren und Pro-
testführern eingesetztes Druckmittel waren,
um Politikern konkrete Zugeständnisse ab-
zutrotzen.
„Black Lives Matter“ (BLM), die wirkmäch-
tigste Bürgerrechtsgruppe dieser Tage, ist ei-
gentlich gar keine. Was als Hashtag für
Twitter-Botschaften anfing, ist bis heute
eher eine Marke als ein Verband. BLM hat
keine Satzung, keinen Vorstand, keinen
Forderungskatalog. Es gibt ein Netz von
knapp vierzig regionalen, lose verbunde-
nen Aktivistengruppen – und viele weitere
Gruppen, die unter dem gleichen Banner
protestieren. Schwarzen Interessenvertre-
tern alter Schule wie dem „Pastor“ und
Fernsehmoderator Al Sharpton laufen da-
gegen die Anhänger weg.

Ungeklärte Umstände Im Herz der Auf-
wallung steht der Protest gegen Polizeige-
walt und Rassismus im Justizwesen. Fergu-
son, Baltimore und Charlotte sind nur ei-
nige der Städte, in denen Schwarze unter
teils bis heute ungeklärten Umständen
durch Polizeikugeln oder in Polizeigewahr-
sam umkamen. Aktivisten hielten Mahn-
wachen ab oder blockierten wichtige Stra-
ßen. In etlichen Fällen haben die Angehö-
rigen der Opfer eine Handhabe, weil Pas-
santen die Vorfälle mit ihren Handys ge-
filmt haben. FBI-Chef James Comey wittert
angesichts steigender Mordraten in etli-

chen Großstädten einen „Ferguson-Effekt“
– eine wachsende Befangenheit, die Poli-
zisten aus Angst vor Strafverfolgung am be-
herzten Eingreifen zum Schutz der Bevöl-
kerung hindere.
Fakt ist: Harsche Strafen, die zur Überfül-
lung amerikanischer Gefängnisse und ei-
ner rund zehnmal höheren Haftquote als
in Deutschland führen, werden überpro-
portional oft gegen Afroamerikaner ver-
hängt. Schwarze Autofahrer werden häufi-
ger angehalten, schwarze Drogensüchtige
häufiger festgenommen, schwarze Bürger
häufiger wegen ihrer Rasse nicht als Ge-
schworene zugelassen. Auch die wirtschaft-
lichen Disparitäten bleiben krass: Das
mittlere Haushaltkommen von Afroameri-
kanern liegt nur knapp über der Hälfte des

weißen Vergleichswerts. Das Haushaltsver-
mögen beträgt sogar nur ein Zwölftel. Die
Nachfahren der Sklaven hatten vergleichs-
weise wenig Gelegenheit, Vermögen zu er-
werben und vererben, deshalb sind
Schwarze viel seltener Hausbesitzer. Gut
ein Viertel der Afroamerikaner lebt in Ar-
mut. Dennoch war es noch nie so salonfä-
hig wie heute, an Afroamerikaner gerichte-
te Sozial- und Förderprogramme auf eine
angebliche rassische Besessenheit der Lin-
ken zurückzuführen. Auch darauf gründet
der Wahlsieg von Donald Trump. Er und
„Black Lives Matter“ sind Antipole. Doch
sie haben eine gemeinsame Wurzel: den
Vertrauensverlust in vermittelnde Instan-
zen, der in Amerika breite Bevölkerungs-
schichten erfasst hat. Trump wie auch die

Aktivisten erreichen ihr Publikum direkt
über Twitter. Sowohl die Schwarzen-Bewe-
gung als auch der designierte Präsident
mobilisieren eher mit lauten Protestbot-
schaften als mit Lösungsverschlägen oder
gar Gesetzesvorhaben. Trump hat „Black
Lives Matter“ im Wahlkampf fälschlich
vorgeworfen, Gewalt gegen Polizisten gut-
zuheißen und die schwarzen Polizisten-
mörder von Dallas und Baton Rouge ange-
stachelt zu haben. „Black Lives Matter“-Ak-
tivisten wiederum bezeichnen den Präsi-
denten in spé als Rassisten oder gar Fa-
schisten. Zu einer Einladung ins Weiße
Haus dürfte es sobald nicht kommen.
Doch es gäbe sowieso keinen Sprecher, der
im Namen der Bewegung einen „Deal“ mit
Trump schließen könnte. Unter Obama
ging Al Sharpton im Weißen Haus ein und
aus. Doch immer weniger Afroamerikaner
versprechen sich etwas vom Marsch durch
die Institutionen.
Manche Demokraten glauben, dass Hillary
Clinton auch deshalb verloren hat, weil sie
die Wählerschaft zu offensichtlich in lauter
Minderheiten unterteilt habe. Dass sie sich
die Klage über einen „systemischen Rassis-
mus“ in Amerika zu eigen machte, emp-
fanden viele Weiße als Schlag ins Gesicht.
Und für die Demokratin ging die Rech-
nung nicht auf: Rund zwei Millionen
schwarze Obama-Wähler mochten Clinton
ihre Stimme nicht geben. Andreas Ross T

Der Autor ist
Nordamerika-Korrespondent der FAZ.

»Amerikas
Rassenge-

schichte wirft
nach wie vor

einen Schatten
auf uns.«

US-Präsident
Barack Obama

> STICHWORT
Kampf für die Rechte der Schwarzen

> Martin Luther King Der Bürgerrechtler (Foto) führte in den
1960er Jahren die gewaltlose Bewegung gegen die Unterdrü-
ckung der schwarzen Bevölkerung in den USA an und protes-
tierte erfolgreich gegen die Rassentrennung in öffentlichen
Verkehrsmitteln und Einrichtungen. Am 4. April 1968 wurde
der Friedensnobelpreisträger bei einem Attentat in Memphis
erschossen.

> Black Lives Matter Es begann im Juli 2013 mit einem Face-
book-Hashtag, inzwischen ist daraus die wirkmächtige Bewe-
gung in den USA gegen den staatlichen Rassismus geworden. ©
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Proteste gegen Polizeigewalt in Charlotte, North Carolina: Polizisten hatten hier im September den Schwarzen Keith Lamont Scott erschossen. © picture-alliance/AP-Images



Unerreichbarer Sehnsuchtsort
FLÜCHTLINGE Für Menschen aus Kriegs- und Krisengebieten war es schon immer schwer, Asyl in den USA zu bekommen. Unter Trump dürfte es für Muslime fast unmöglich werden

Als Jeff Sessions vor einigen Wochen er-
klärte, seine Mitbürger im ländlichen Ala-
bama wollten keine Fremden aus dem Na-
hen Osten in ihrer Nachbarschaft, schenkte
dem für erzkonservative Positionen be-
kannten Senator kaum jemand Gehör. Die
Wahl Donald Trumps zum neuen Präsi-
denten Amerikas hat das radikal geändert.
Sessions übernimmt das Justiz-Ressort. Er
gilt als einer der einflussreichsten Einflüs-
terer des New Yorker Milliardärs, der im
Wahlkampf massiv gegen die Flüchtlings-
politik von Barack Obama und seiner de-
mokratischen Rivalin Hillary Clinton agi-
tiert und den radikalen Islamismus für sei-
ne Kampagne instrumentalisiert hat.
Ausgelöst durch vereinzelte Attentate mit
islamistischem Hintergrund stellte Trump
das sogenannte „Vetting“ in Zweifel. Dabei
werden Asylbewerber für eine Einreise aus
Kriegsgebieten intensivsten Nachforschun-
gen unterzogen. In jedem einzelnen Fall
nehmen Experten des Heimatschutzminis-
teriums (DHS) den jeweiligen Kandidaten
im Heimatland persönlich unter die Lupe.
Parallel werden die Geheimdienste einge-
schaltet, um eventuelle Terror-Hintergrün-
de in der Biografie auszuleuchten. Im Fall
von syrischen Kandidaten kann das Verfah-
ren wegen oftmals nicht vorhandener oder
nicht beglaubigter Papiere bis zu zwei Jah-

re dauern. Tausende werden regelmäßig
abgelehnt. Das Außenministerium schickt
sogar Kontroll-Personal in Anrainer-Staa-
ten wie Jordanien, wo Hunderttausende sy-
rische Flüchtlinge festsitzen.
Trotzdem erweckte Donald Trump nach
den Terroranschlägen von Paris und Brüs-
sel den Eindruck, dass Amerika fahrlässig
massenweise potenzielle Terroristen ins
Land lässt. Er sprach von einem „trojani-
schen Pferd“ und beschwor, verstärkt durch
soziale Netzwerke, den nationalen Not-
stand. Seiner Konkurrentin Clinton sagte
er wahrheitswidrig nach, den Flüchtlings-
zuzug um „über 500 Prozent“ steigern zu
wollen. Für den Fall seiner Wahl kündigte
er an, die Einreise aus Ländern komplett
zu stoppen, von denen islamistisch moti-
vierter Terrorismus ausgeht. Menschen aus
Ländern in denen ein radikaler Islam ge-
lebt wird, sprach Trump die Vereinbarkeit
mit westlichen Werten ab. „Sie versklaven
Frauen und ermorden Schwule. Ich will sie
nicht in unserem Land haben.“
Sein ältester Sohn, Donald Trump junior,
verglich syrische Flüchtlinge mit vergifteten
Bonbons der in den USA begehrten Marke
Skittles. „Wenn ich eine Schale Skittles hät-
te und Dir sagen würde, dass Dich drei da-
von töten würden. Würdest Du dann eine
Handvoll nehmen?“, schrieb er auf Twitter.

„Genau das ist unser Problem mit syri-
schen Flüchtlingen.“
Trumps Abschottungsversprechen, seit der
Wahl mehrfach von ihm wiederholt, mar-
kiert eine weitere Verengung des Flaschen-
halses, durch den die Opfer von Bürger-
kriegen in Amerika einen sicheren Hafen
finden können. Zu Zeiten des Vietnam-
Krieges öffnete Washington jährlich etwa
200.000 Flüchtlingen die Tore. In den
1990er Jahren fiel die Zahl auf unter

120.000 ab. Die Anschläge vom 11. Sep-
tember 2001 sorgten zwischenzeitlich für
einen Absturz auf unter 30.000 Menschen
pro Jahr. In den Obama-Jahren stieg die
Zahl zum Schluss auf rund 70.000 Flücht-
lingsaufnahmen. Wobei Syrer die kleinste
Gruppe darstellen. 2015 gab Amerika exakt
69.933 Personen eine neue Heimat, darun-
ter stammten nur 1.693 Menschen aus Sy-
rien. 70 Prozent der zugelassenen Flücht-
linge waren nach Regierungsangaben Frau-

en und Kinder, die meisten stammten aus
dem Kongo, Burma, Irak und Somalia.
Alle Versuche Obamas, den Kongress in
Washington zu mehr Engagement zu brin-
gen und sich im Lichte der europäischen
Flüchtlingskrise als humanitäre Weltmacht
zu präsentieren, waren jedoch zum Schei-
tern verurteilt. Bestärkt durch viele konser-
vative Gouverneure in den Bundesstaaten,
stellten sich die Republikaner im Kongress
konsequent quer.
Für Obama war das peinlich, weil er wäh-
rend des Papstbesuches 2015 und in der
darauf folgenden Generaldebatte bei den
Vereinten Nationen erklärt hatte, dass
Amerika sich künftig stärker seiner Verant-
wortung stellen werde. Die Rede war von
insgesamt 110.000 Flüchtlingen im Jahr
2017 – eine Marke, die nicht erreicht wird.
Stattdessen wurde das Budget aufgestockt,
mit dem Washington internationale Hilfs-
organisationen unterstützt, um möglichst
viele Opfer des syrischen Bürgerkrieges in
der Region zu halten. Seit 2011 flossen hier
über fünf Milliarden Dollar. In dem am
1. Oktober abgelaufenen Fiskaljahr 2016
schaffte Amerika nur mit Ach und Krach
die Aufnahme von 10.000 Syrern. Ein
Tropfen auf den heißen Stein angesichts
von knapp 4,5 Millionen, die dort entwur-
zelt oder auf der Flucht sind.

In der Fachwelt wird Trumps Blockadepoli-
tik scharf kritisiert und unter Populismus
und Fremdenfeindlichkeit abgebucht. Ein-
wander aus muslimischen Ländern unter
Generalverdacht zu stellen und pauschal
als Sicherheitsrisiko zu brandmarken, ist
von den Kriminalitätsstatistiken nicht ge-
deckt, sagen Experten.

Unbeirrter Kurs Nach Angaben des „Mi-
gration Policy Institute“ ließen die Verei-
nigten Staaten nach dem 11. September
2001 rund 800.000 Flüchtlinge ins Land.
Nur in drei Fällen habe es seither nach-
weisbare Verbindungen zu terroristischen
Aktionen gegeben. Die Zahl von Musli-
men, die im gleichen Zeitraum in den USA
von weißen Rechtsextremisten getötet wur-
den, sei höher. Der designierte Präsident
Trump hält dennoch weiter unbeirrt an sei-
ner Linie fest. Für Flüchtlinge aus be-
stimmten islamischen Ländern bleibt
Amerika voraussichtlich ein unerreichbarer
Sehnsuchtsort. Dirk Hautkapp T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Demonstranten in New York heißen syrische Flüchtlinge willkommen. Trump warnt hin-
gegen davor, potenzielle Terroristen ins Land zu lassen. © picture-alliance/Pacific Press
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D
ie durchweg spanisch
sprechende Baukolonne,
die vor kurzem an der
33. Straße im Nordwes-
ten Washingtons neuen
Asphalt auftrug, war auf

die Frage nicht vorbereitet. Was die Wahl
Donald Trumps zum Präsidenten für ihr
Lebensgefühl und das ihrer Familien be-
deute, wollte der dort lebende Autor dieses
Berichts in Erfahrung bringen. Schweigen.
Unsichere Blicke. „Keine Ahnung“, sagte
einer der Männer. Ein anderer: „Das liegt
in Gottes Hand.“ Ein Dritter: „Arbeiten Sie
für die Regierung?“ Stunden später erklärte
der Vorarbeiter, Miguel (32), warum. „Vie-
le meiner Männer sind seit Jahren mit ih-
ren Familien in Amerika. Gute, tüchtige
Leute, aber sie haben keine Papiere. Und
als Illegaler muss man nach dieser Wahl
einfach höllische Angst haben.“
Die Szene ist typisch für den aktuellen See-
lenzustand vieler der rund zwölf Millionen
Menschen, die in der Grauzone leben –
das Gros Latinos aus Mexiko und den süd-
licher gelegenen Ländern Mittel- und La-
teinamerikas. Donald Trump hat den
Kampf gegen die illegale Einwanderung
zum Top-Thema seiner Kandidatur ge-
macht, gepaart mit dem Versprechen, an
der Grenze zu Mexiko eine unüberwindba-
re Mauer zu bauen. Vor allem die Beteue-
rung, massenhaft Menschen abzuschieben,
die sich regelwidrig im Land aufhalten, hat
nach Untersuchungen von Meinungsfor-
schern viele enttäuschte Wähler der von
Abstiegsängsten geplagten weißen Arbeiter-
klasse an die Wahlurnen getrieben.

Experten rätseln Niemand weiß verläss-
lich, wie der neue Präsident wirklich ver-
fahren wird. Er hat seine Position schon
im Wahlkampf mehrfach verwässert. So
war zunächst von der Abschiebung aller
zwölf Millionen Illegalen die Rede. Die
Zahl, die Trump kurz nach der Wahl nann-
te, liegt bei „zwei, bis drei Millionen“. Wo-
runter er ausschließlich straffällig geworde-
ne Personen versteht – Drogendealer,
Gang-Mitglieder.
Experten rätseln über die Zahl. Das renom-
mierte „Migration Policy Institute“ geht
davon aus, dass maximal 800.000 illegale
Migranten kriminell geworden sind,
300.000 davon wegen schwererer Strafta-
ten. Laut Justizministerium liegen knapp
75.000 Abschiebebefehle (Stand Ende
2015) vor, die ausgeführt werden könnten.
500.000 Fälle sind strittig und noch vor
Clearingsstellen anhängig. Wie Trump die-
se Menschen dingfest machen und zügig
außer Landes bringen will, ist unbekannt.
„Dazu bräuchte man eine Sondertruppe
mit vielen tausend Beamten. Wer soll das
bezahlen?“, sagen Einwanderungs-Fachleu-
te in Washington.
In der Latino-Community herrscht große
Aufregung. Maria Cordero, eine inzwi-
schen eingebügerte Mexikanerin, die in
Brownsville/Texas im Auftrag der Bürger-
rechtsorganisation ACLU Flüchtlinge berät,
berichtet, dass Trumps harsche Rhetorik
„Angstzustände“ auslöst. In Corderos
Nachbarschaft wohnen viele Illegale. Weil
die Grenze nur einen Steinwurf entfernt
ist, patroullieren regelmäßig Autos der
„Border Patrol“ durch die Straßen. „Wir
habe eine Facebook-Seite eingerichtet, da-
mit sich die Nachbarn warnen können“,
sagt Cordero. „Denn wer aufgegriffen wird,
geht das Risiko der unmittelbaren Abschie-
bung ein.“
Besonders prekär ist die Lage für Einwan-
derer, die einst als Kinder von ihren Eltern
über die Grenze nach Amerika gebracht
wurden und hier trotz fehlender Papiere
ein völlig integriertes Leben führen. Als die
Republikaner im Kongress Barack Obamas
Einwanderungsreform mit Hilfe des Obers-
ten Gerichtshofes blockierten, die Millio-
nen Illegalen ein dauerhaftes Aufenthalts-

recht und eine Perspektive zur Erlangung
der Staatsbürgerschaft eröffnet hätte,
machte der scheidende Präsident mit präsi-
dialen Anordnungen („executive order“)
Politik. Er rief das Programm „Deferred Ac-
tion for Childhood Arrivals“ (DACA) ins
Leben; junge Latinos, die vor ihrem
16. Lebensjahr und vor Juni 2007 in die
USA gekommen sind, erhielten auf Antrag
eine Arbeitserlaubnis für zwei Jahre und
müssen keine Abschiebung mehr fürchten.
Bis kurz vor der Wahl hatten sich knapp

850.000 Menschen für DACA registrieren
lassen, mehr als 600.000 verlängerten ihre
bereits abgelaufenen Arbeitserlaubnisse.
Doch Donald Trump hat angekündigt, vie-
le Dekrete seines Vorgängers am ersten
Amtstag zu annullieren. An vielen Univer-
sitäten im Süden der USA grassiert nun
„unter hispanisch-stämmigen Studenten
die nackte Angst“, berichten Sozialarbeiter
in Phoenix/Arizona auf Anfrage.
Interessenverbände, die nicht den Republi-
kanern nahestehen, nennen Trumps Rhe-

torik „verlogen“. Es entstehe der Eindruck,
unter der noch amtierenden Regierung
herrsche „eine Politik der offenen Tür und
Amerika werde von Fremden überrannt“.
Das Gegenteil sei nachweislich der Fall,
sagt das Heimatschutzministerium (DHS).
In den acht Amtsjahren Obamas wurden
demnach über 2,7 Millionen Menschen
abgeschoben. Allein 2014 waren es mehr
als 400.000. In der republikanischen Vor-
gänger-Regierung George W. Bush lagen
die jährlichen Abschiebungen zwischen

150.000 und 350.000. Außerdem kehren
mehr Latinos freiwillig hinter den Rio
Grande zurück. Auch, weil in Mexiko
punktuell bessere Arbeitsmarktchancen
winken.
Den Vorwurf Trumps, die Sicherung der
Grenze zu Mexiko sei unter Obama total
vernachlässigt worden, lässt das DHS eben-
falls nicht gelten. Knapp 20.000 „Border
Patrol“-Kräfte sind inzwischen im Einsatz,
teilweise mit modernen Infrarot-Kameras
an den Hubschraubern. Im abgelaufenen

Haushaltsjahr 2016 sind nach Regierungs-
angaben mehr als 400.000 Latinos am ille-
galen Grenzübertritt gehindert worden.
Die Grenze zwischen den Vereinigten Staa-
ten und dem südlichen Nachbarn, die von
San Diego von der Pazifikküste durch Kali-
fornien, Arizona, New Mexico und Texas
bis Brownsville am Golf von Mexiko führt,
misst rund 3.100 Kilometer. Knapp tau-
send davon sind bereits mit einem Eisen-
zaun abgeriegelt. Etliche Teilabschnitte die-
nen als grüne Grenze. Sie zu bebauen,
würde astronomische Kosten verursachen
oder an der Topographie scheitern; etwa
da, wo der Rio Grande sich als natürliche
Grenze durch die Landschaft schlängelt.
Mindestens 30 Milliarden Dollar, schätzen
Experten, würde die von Trump geforderte
Mauer kosten. Es sei unwahrscheinlich,
dass der Kongress angesichts der hohen
Staatsverschuldung die dazu nötigen Haus-
haltsmittel bewilligt, mutmaßen Zeitungen
wie die Washington Post.

Wirtschaftsverbände warnen Im Wahl-
kampf hatten Kongress-Abgeordnete bei-
der Lager, Wirtschaftsverbände und einzel-
ne Unternehmen darauf hingewiesen, dass
Illegale zentraler Bestandteil des US-ameri-
kanischen Arbeitsmarktes sind. So sind in
der Landwirtschaft fast 25 Prozent Illegale,
am Bau 15 Prozent.
Verschiedene Studien sehen einen wirt-
schaftlichen Einbruch von 70 Milliarden
US-Dollar im Jahr voraus, falls Millionen
Menschen abgeschoben würden. Die Auto-
ren erinnern daran, dass mehr als die Hälf-
te derer, die illegal in den USA leben und
einer Beschäftigung nachgehen, ordnungs-
gemäß Steuern zahlen. Allein in Kalifor-
nien tragen Illegale nach Berichten der Los
Angeles Times drei Milliarden Dollar pro
Jahr zum Bundesstaatshaushalt bei.
Trump hat sich der Kritik bisher nie öffent-
lich gestellt. Aber sie wird lauter. Zum Bei-
spiel in Kalifornien. Dort hat eine überwäl-
tigende Mehrheit der Wähler Hillary Clin-
ton gewählt, die Demokraten stellen in
beiden Kammern des Parlaments die
Mehrheit. Angefangen von Los Angeles‘
Bürgermeister Eric Garcetti bis zu Gouver-
neur Jerry Brown lehnt die erste Riege der
Politik sowohl Trumps Abschiebungsdro-
hung wie auch den Mauerbau-Plan ab.
Noch bevor Trump am 20. Januar an die
Schalthebel der Macht gelangt, hat der
Kongress in Sacramento gesetzliche Maß-
nahmen verabschiedet, die Einwanderer,
die illegal, aber strafrechtlich unauffällig in
Kalifornien leben, vor der Abschiebung
schützen sollen. Unter anderem soll ein
Fonds aufgelegt werden; aus ihm sollen
Rechtsanwälte bezahlt werden können, die
sich um Einwanderer kümmern, die in den
nächsten Monaten eine Aufforderung zur
Ausreise erhalten. Die Demokraten, und
nur sie, stellen sich vor diese Gruppe. „Ein-
wanderer sind Teil der Kultur und der Ge-
sellschaft unserer Bundesstaates“, sagt Kon-
gresssprecher Anthony Rendon.
Kalifornien ist nicht allein. Mehr als 300
Städte und Landkreise im ganzen Land ha-
ben sich als Zufluchtsorte („Sanctuary-Ci-
tys“) erklärt, in denen Polizei und Behör-
den nicht akribisch auf die Staatsangehö-
rigkeit achten. Sie stellen sich quer gegen
Trump, der ihnen bereits mit der Strei-
chung von Finanzhilfen gedroht hat.
Maria Cordero macht der Aufstand der
Städte Mut. Sie schwamm vor 22 Jahren
mit Tochter und Sohn durch den Rio Gran-
de und ließ sich kurz hinter der Grenze in
Brownsville nieder. Sie hat ein Haus, ein
solides Einkommen und einen klaren
Rechtsstatus. Doch drei ihrer fünf Ge-
schwister sind immer noch illegal. Sie hat
Angst, „dass der neue Präsident unsere Fa-
milie auseinanderreißt“. Dirk Hautkapp T

Der Autor ist Korrespondent der
Funke-Mediengruppe in Washington.

Eine US-Patrouille kontrolliert am Grenzzaun zwischen Amerika und Mexiko bei Santa Teresa in New Mexico. Wird Trump die Absperrungen ausbauen? © picture-alliance/AP Photo

Die nackte Angst
ZUWANDERUNG Zwölf Millionen Menschen leben illegal in den USA, Trump will
viele von ihnen abschieben. Während sich unter den Einwanderern Panik breit
macht, wachsen in vielen Bundesstaaten die Widerstände gegen die Pläne
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»Trumps Wahl passt zum neoliberalen Angriff auf Politik und Demokratie«
INTERVIEW Politikwissenschaftlerin Wendy Brown über den Zustand der amerikanischen Demokratie und die Fehler von Linken und Demokraten

Frau Brown, was sagt die vergange-
ne Präsidentschaftswahl über den Zu-
stand der US-Demokratie aus?
Da bin ich mir nicht sicher. Wenn man
unter Demokratie versteht, dass Men-
schen zur Wahl gehen und dann das Er-
gebnis anerkennen, ist genau das passiert.
Wenn mit Demokratie aber mehr gemeint
ist, nämlich die Bejahung der demokrati-

schen Prinzipien in Amerika, dann sind
wir in schlechter Verfassung. Dazu zählen
Gleichheit, Inklusion, Universalität, ga-
rantierte Freiheitsrechte und eine maßvol-
le republikanische Teilhabe. Donald
Trump ist kein Verfechter vieler dieser
Werte. Er lehnt nicht alle ab, aber er ist
kein Fürsprecher politischer und wirt-
schaftlicher Gleichheit und Inklusion. Er
ist kein Vertreter des Konstitutionalismus,
sondern hegt eine Affinität zum Autorita-
rismus. Seine Wahl passt allerdings zum
neoliberalen Angriff auf Politik und De-
mokratie.

Wie meinen Sie das? Trumps Positio-
nen etwa zum Freihandel stehen doch
eher im Widerspruch zu einer reinen
neoliberalen Agenda.
Da wird es nun komplex.
Der Neoliberalismus favo-
risiert den modus operan-
di der Wirtschaftswelt
auch für das Politische.
Mit der Wahl Trumps sitzt
nun ein Geschäftsmann
an einem Platz, wo eigent-
lich jemand mit politi-
scher Qualifikation sitzen
sollte. Nun sitzt ein Auto-
krat an einem Platz, wo ei-
gentlich jemand mit de-
mokratisch-konstitutio-
neller Ausrichtung sitzen
sollte.
Aber richtig ist auch, dass ein Teil dieser
Wahl – nicht nur auf Seiten Trumps, son-
dern auch auf Seiten Bernie Sanders – ei-
ne Reaktion gegen die zahlreichen Aus-
wirkungen des Neoliberalismus war, etwa
den Verlust von Arbeitsplätzen, sinkende
Löhne und die Schwächung der Infra-

struktur. Hinzu kommt, dass der Lebens-
standard insbesondere von Teilen der wei-
ßen Mittel- und Arbeiterklasse gegenüber
deren Erwartungen und Vorstellungen ge-
sunken ist. Wurde das als Folge des Neoli-
beralismus benannt? Eben nicht! Trumps
Spezialität war es gerade, die Ursachen zu
verschieben. Das ist eine klassische Tech-
nik des rechten Flügels, die Effekte des
Neoliberalismus, die gerade bei Weißen
zu Wut und Ressentiments geführt haben,
Immigranten und Nicht-Weißen anzu-
hängen.

Hat Trumps Agenda denn Aussicht
auf Erfolg?
Das sind nur Luftschlösser. Das Verspre-
chen, Fabrikjobs wieder in die USA zu ho-
len, ist absurd. Das Versprechen, Arbeits-

bedingungen sowie die Si-
cherheit für Arbeit und Al-
ter wiederherzustellen, wie
sie die weiße Mittel- und
Arbeiterklasse in den
1950ern und 1960ern hat-
te, ist albern. Wir können
das Rad der Globalisierung
nicht zurückdrehen. Man
kann gegen die Folgen an-
schreien, man kann eine
Mauer bauen – aber eine
national abgeschottete
Wirtschaftsordnung wird
es in Zeiten internationaler

Finanz- und Kapitalströme nicht mehr ge-
ben.

Führt das nicht zu Enttäuschungen ?
Die Frage ist, ob das überhaupt eine Rol-
le spielt. Haben jene, denen er das Ver-
sprechen gegeben hat, darauf primär aus
wirtschaftlicher Sicht reagiert? Oder ha-
ben sie vielmehr darauf reagiert, dass
Trump erkannt hat, dass sich diese Men-
schen nicht als Teil von Hillary Clintons
Erzählung von Fortschritt und Inklusion
verstanden haben? Wird es also einen
Unterschied machen, ob Trump Ergeb-
nisse liefert, wenn er weiterhin genau

diese Gruppe anspricht und argumen-
tiert, dass sie von Immigranten, Latinos,
dem globalen Süden oder Chinesen be-
stohlen werden? Man muss keine Ergeb-
nisse liefern. Man muss es nur schaffen,
eine Solidarität aufzubauen, die auf Res-
sentiments basiert, und als Hass mobili-
siert wird. Ich sage nicht, dass Trump da-
mit Erfolg haben wird. Aber genau das
ist unsere Sorge – und ich glaube, diese
Sorge wird auch in Europa geteilt.

Können Demokraten und Linke
überhaupt eine Erzählung liefern, die
auch diese Trump-Wähler einschließt?
Dazu gibt es keine Alternative. Wir wer-
den nie wissen, wie die Geschichte mit
Bernie Sanders als Kandidat ausgegan-
gen wäre. Aber es gibt keinen Zweifel
daran, dass es ihm gelang, nicht nur die
Jugend der Occupy-Bewegung sowie die
„Millenials“, die für sich keine Zukunft
in diesem System sehen, zu begeistern,
sondern auch Arbeiter innerhalb und
außerhalb der Gewerkschaften anzuspre-
chen. Der Mainstream der Demokraten
und auch die Linke haben hingegen die
weiße Arbeiter- und untere Mittelklasse
schon vor langer Zeit aufgegeben. Die
Linke etwa war sehr mit sich selbst be-
schäftigt, anstatt Arbeiter zu organisie-
ren. Wir haben angenommen, dass wir
diese Leute an Evangelikale, rechte Ideo-
logie und Desinformation a la Fox-News
verloren hätten. Die Demokraten liefer-
ten auch nur Lippenbekenntnisse, aber
waren Teil des Problems. Sie haben die
neoliberale Wende in der Zeit nach Rea-
gan mitgemacht.

Hillary Clinton konnte das nicht än-
dern?
Clinton war die falsche Kandidatin für
diesen Moment der populistischen Rebel-
lion gegen das politische und wirtschaftli-
che Establishment. Einer der Gründe, wa-
rum Hillary die Wahl verloren hat, ist ihre
Affinität zu dieser neoliberalen Politik der
1990er Jahre. Die weißen Wähler der Mit-

tel- und Arbeiterklasse sehen darin aber
den Grund, der ihre Leben ruiniert und
ihre Nachbarschaften zerstört hat.

Braucht es nun eine Art Klassenpoli-
tik?
Nein, das funktioniert in Amerika nicht.
Aber man kann eine Politik gegen extre-
me Ungleichheit und Unfairness machen.
Dazu müssen wir aber eine Spaltung
überwinden: Eine der großen Trennlinien
in der Wählerschaft war die Bildung. 90
Prozent der Weißen ohne College-Ab-
schluss haben Trump gewählt. Der freie
Zugang zur höheren Bildung, ein Erbe der
Nachkriegszeit, wurde in den vergange-
nen 30 Jahren systematisch abgebaut. Das
ist auch eine Folge des Neoliberalismus.
Hinzu kommt die ideologische Spaltung
in den Medien. Wir leben heute alle in
unseren eigenen Blasen.

Zu den Filter-Blasen kommt offen-
bar auch eine Stadt-Land-Trennung.
Das sieht man auf den Nachwahlkarten:
Es stehen die urbanen Küstenregionen

gegen die ländliche Mitte. Solange wir
das nicht angehen, haben wir eine per-
manente Mobilisierung in diesen Regio-
nen mit den Zurückgelassenen und Aus-
geschlossenen.
Anders ausgedrückt: Sie wissen, dass wir
sie verachten, und sie hassen uns dafür.
Ein Teil des Hasses, der da wählte, rich-
tete sich eben nicht nur gegen Immig-
ranten oder Frauen. Es war der Hass auf
die Küsteneliten, die urbanen, gebilde-
ten Schichten. Das ist der Kampf, in
dem wir uns jetzt befinden. Aber es ist
eben kein Klassenkampf. Viele junge
Menschen in den Städten leben von viel
weniger Geld als die weiße Mittel- und
Arbeiterklasse. Und der wahre Abstieg in
die Armut findet bei den Afro-Amerika-
nern statt.

In der USA grassiert Misstrauen ge-
genüber der Politik, die politische Kul-
tur hat in dem Wahlkampf arg gelitten.
Wie schafft man es, Menschen wieder
dazu zu bewegen, nicht nur zu demons-
trieren, sondern wieder aktiv Politik
machen zu wollen?
Prostest ist sehr wichtig. Wir brauchen
aber kompetente, sachkundige und über-
zeugende Kandidaten. Es ist aber sehr
schwer, solche Menschen zu finden, die
auch den grässlichen Umständen gerade
der nationalen Politik standhalten kön-
nen. Es fällt schwer, sich vorzustellen, wa-
rum und wie sich junge Menschen ange-
sichts dessen in die Politik begeben soll-
ten – und doch brauchen wir genau das
sehr dringend.

Das Gespräch führte und übersetzte
Sören Christian Reimer.

Wendy Brown ist
Politikwissenschaftlerin an der University

of California, Berkeley. Zuletzt ist auf
Deutsch von ihr das Buch erschienen:

„Die schleichende Revolution: Wie der
Neoliberalismus die Demokratie

zerstört“ (Suhrkamp).

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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»Das
Versprechen,

Fabrikjobs
wieder in die
USA zu holen,
ist absurd.«

Wendy Brown

Der ausgeträumte Traum
SOZIALE GERECHTIGKEIT Wer hart arbeitet, kommt voran – dieses lang geltende Credo gilt für viele nicht mehr

A
ls Donald Trump in der
Wahlnacht in New York
an die Mikrofone tritt,
spricht er den Satz aus,
der ihn zum Präsidenten
gemacht hat: „Die verges-

senen Männer und Frauen dieses Landes
werden nicht länger vergessen sein.“ Wen
er meint? Den Stahlarbeiter in Indiana,
den Kohle-Bergbau-Arbeiter in Pennsylva-
nia, den Ladenbesitzer in Ohio. Den „klei-
nen Mann“, der täglich kämpft, um seinen
Alltag zu meistern. Trump hatte erfolg-
reich in sein Land hineingehört. Er kannte
die Sorgen der Menschen und nannte sie
beim Namen. Er wusste um das Leid und
die Enttäuschung, die in den USA in vie-
len Regionen gärt. So wurde der Multimil-
lionär, gegen jede Ratio, zur Hoffnung des
kleinen Mannes.
Hillary Clinton dagegen schaffte es nicht,
ihren lebenslangen Einsatz für Benachtei-
ligte zu vermitteln. Sie erreichte in weiten
Teilen Amerikas Künstler, Intellektuelle,
Wissenschaftler, viele Städter, auch die
Minderheiten. Für den „kleinen Mann“
aber blieb sie vor allem eins: unnahbar
und unglaubwürdig. Wie schon 2008, als
sie im Vorwahlkampf gegen Barack Oba-
ma und seine Botschaft von „Change“ ver-
lor, überließ sie auch diesmal ihrem Kon-
trahenten den Stempel des Machers und
der Andersartigkeit. Die Botschaft „Make
America Great Again“ des Polit-Outsiders
Trump traf den Nerv der Zeit genauso wie
das „Yes, we can!“ des jungen Obama.
Clinton übersah damals wie heute: Die
Gräben innerhalb der US-Gesellschaft, die
wirtschaftliche und soziale Schieflage, der
Frust über die Elite, sie sind tiefer als sie es
jemals waren – und der Wille nach Verän-
derung ist groß.

Land der Extreme Amerika war schon
immer ein Land der Extreme. Einerseits:
die weltweit meisten Millionäre, berühmte
High-Tech-Medizin, das legendäre Silikon
Valley, die weltbesten Hochschulen. Ande-
rerseits: Mangels Pflichtversicherung war
Krankheit über Jahre ein zentraler Grund
für Privatinsolvenzen. Studieren kann sich
nur leisten, wer ein finanzstarkes Eltern-
haus im Rücken hat, oder sich nicht
scheut, Kredite in astronomischen Sum-
men aufzunehmen. Gute Schulen gibt es
nur dort, wo reichlich Steuern fließen – in
wohlhabenden Regionen. Das soziale Si-
cherheitsnetz ist dünn: Kündigungsschutz
kennen die meisten Amerikaner nicht.
Staatliche Hilfe wie Arbeitslosengeld gibt
es nur unter strikten Bedingungen. Es

muss zuvor meist eine bestimmte Lohnhö-
he erreicht sein, zudem ist die Zahlung in
der Regel auf 26 Wochen beschränkt. Viele
Millionen Amerikaner leben unterhalb der
Armutsgrenze. Im Vor-Wahljahr 2015 wa-
ren es 43,1 Millionen. Auch die Kinderar-
mut ist in einer der reichsten Nationen der
Welt ein massives Dauer-Problem: Eins
von fünf Kindern lebt in Armut.
Die Finanzkrise 2008 hat die Situation
verschärft. Die folgende Rezession kostete
fast acht Millionen Jobs. Die Krise zog
auch die in ihren Sog, die sich bislang auf
der sicheren Seite wähnten: die Mittel-
schicht. Selbst in gut situierten Regionen
wie der US-Hauptstadt Washington D.C.

prägten verbarrikadierte Häuser das Stra-
ßenbild, Zwangsversteigerungen enteigne-
ten ihre Besitzer.
Zu den Ausläufern der Krise gesellten sich
Effekte der Globalisierung, strukturelle
Veränderungen in Schlüsselindustrien,
Wandel durch Digitalisierung. Während
Metropolen wie New York glänzen, bluten
andere Regionen aus. Ganze Landstriche
leiden bis heute unter hoher Arbeitslosig-
keit, die Menschen haben – wenn über-
haupt – nur eine schlechte Krankenversi-
cherung, wer etwas verdient, verdient we-
nig. Für viele von ihnen hieß die Antwort
auf ihre nun schon seit Jahren währende
Misere: Trump wählen.

Weitere Zahlen zeigen, wie rau das Leben
in den USA sein kann: In den vergangenen
Jahren beantragten so viele US-Bürger Le-
bensmittelhilfen wie noch niemals zuvor.
Sie erhielten über das „Supplemental Nu-
trition Assistance Program“ eine Art staat-
liche Kreditkarte, um damit einkaufen ge-
hen zu können. In der Spitze waren fast
48 Millionen Amerikaner auf diese Hilfe
angewiesen – und dieser Wert stammt aus
dem Jahr 2013, als der Ausbruch der Krise
schon fünf Jahre her war. Aktuell liegt die
Zahl der Bezieher noch immer bei mehr
als 44 Millionen. Zum Vergleich: Im Vor-
krisenjahr 2007 bekamen 26 Millionen
staatliche Lebensmittelhilfe.

In Trumps Amerika ist der Begriff der
„working poor“ geläufig. Menschen schuf-
ten zu niedrigen Löhnen, teils sogar in
mehreren Jobs gleichzeitig. Sie arbeiten als
Pizzaverkäufer, Paketzusteller, Putzkräfte.
Zum Leben reicht es dennoch kaum, selbst
mit gesetzlichem Mindestlohn von 7,25
Dollar in der Stunde nicht. Laufende Kre-
dite, hohe Gesundheitsausgaben und Le-
benshaltungskosten lasten auf den Schul-
tern der Familien. Die Folge: Vielen Men-
schen ist in den vergangenen Jahren ihr
positives Grundgefühl abhanden gekom-
men, eigentlich ein Ur-Bestandteil der
DNA jeden Amerikaners. Das lange gelten-
de Credo: Wer hart arbeitet, kommt voran,

es gilt im Amerika von heute für viele
nicht mehr. Das große Versprechen von
Glück und Wohlstand für alle ist gebro-
chen.
Das Ungleichheitsgefühl wird von Fakten
gestützt: Seit 30 Jahren stagnieren die Löh-
ne von Arbeitern und Angestellten, in den
unteren Einkommensklassen sinken sie
sogar, analysiert Politik-Professor Robert B.
Reich, Arbeitsminister unter Bill Clinton,
in seinem aktuellen Buch „Saving Capita-
lism – For the Many, not for the Few“. Für
die obersten Zehntausend sehe es dagegen
immer rosiger aus. Reich zeigt: Mitte der
1960er Jahre verdiente ein CEO eines
Großunternehmens durchschnittlich
zwanzig Mal so viel wie sein Arbeiter, heu-
te mehr als dreihundert Mal so viel. Nicht
nur er beklagt: Die Schere bei Einkommen
und Wohlstand geht immer weiter ausei-
nander. Armut, Sorgen und Frustration
schlagen sich inzwischen auf bittere Art
und Weise nieder: Amerika wird von einer
beispiellosen Heroin-Epidemie überrollt,
es grassiert ein massiver Schmerzmittel-
missbrauch.
Besonders verbreitet ist das Suchtproblem
dort, wo die Struktur schwach und der Zu-
spruch für Trump groß ist, hat die Denkfa-
brik Brookings unlängst analysiert. Die
Zahl der Suizide ist so hoch wie seit Mitte
der Achtziger Jahren nicht mehr. Aktuelle
Forschungsergebnisse der Princeton Uni-
versity zeigen: Amerikas weiße Männer mit
niedrigem Bildungsniveau sterben wieder
früher. Der Grund: Drogen, Alkohol,
Selbstmord.
Es gibt Hoffnung: Trump erbt von Obama
eine robuste US-Wirtschaft. Die Arbeitslo-
senquote liegt aktuell bei 4,6 Prozent. So
niedrig war sie zuletzt vor neun Jahren.
Der Optimismus bleibt aber gedämpft:
„Trotz aller Verbesserungen glauben viele
Millionen Amerikaner verständlicherweise,
dass der Aufschwung an ihnen vorbeige-
gangen ist“, erkennt die New York Times.
Unqualifizierte Arbeiter müssten weiter
schlecht bezahlte Jobs ohne verlässliche
Planung und mangelnde soziale Sicherung
verrichten. Haupternährer von Familien,
die einst gute Jobs in der Produktion hat-
ten, seien gezwungen Service-Jobs anzu-
nehmen, wenn sie denn überhaupt einen
Job finden. Es liegt nun an Donald Trump
dafür zu sorgen, dass „die vergessenen
Männer und Frauen“ tatsächlich nicht län-
ger vergessen sind. Nora Schmitt-Sausen T

Die Autorin arbeitet als freie Journalistin
in Berlin. Sie hat von 2008 bis 2012 die
Wirtschaftskrise in den USA miterlebt.

Flaschensammeln in luxuriöser Umgebung: Straßenszene aus Manhattan in New York © picture-alliance/Norbert Schmidt
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Trump im Porzellanladen
AUSSENPOLITIK Wie die Vorgänger wird der künftige Präsident oft reagieren müssen, statt nach seinen Plänen agieren zu können

D
onald Trump macht
manches anders als seine
Vorgänger. Das sollte
man ihm nicht vorwer-
fen. Ein Gutteil seiner
Wähler hat gerade des-

halb für ihn gestimmt. Sie erwarten, dass er
mit den Konventionen bricht. Soll man es
also als erfrischend und kreativ empfin-
den, dass er nicht einfach die gewohnte
China- und Russlandpolitik fortsetzt? Sein
Telefonat mit Taiwans Präsidentin Tsai Ing
Wen bringt Bewegung in die Beziehung zu
China. Und die Auswahl eines Unterneh-
mers mit guten persönlichen Beziehungen
zu Wladimir Putin als Außenministers
könnte denen in Deutschland entgegen-
kommen, die fordern, der Westen solle
ausprobieren, ob mehr Dialog mit Putin
zu besseren Ergebnissen führt als die Sank-
tionspolitik. Einerseits.
Andererseits haben die ersten Duftmarken,
die Trump in der Außenpolitik setzt, Irrita-
tionen ausgelöst. Sein Abweichen von tra-
ditionellen Verhalten macht schlagartig
klar, welchen Wert die Berechenbarkeit hat.
Sie ist nicht einfach nur eine altmodische
Tugend, sondern gehört zu den Stützpfei-
lern von Stabilität und Friedenssicherung.

Mit Bedacht Wer die Außenpolitik einer
Supermacht neu ausrichten möchte, sollte
nicht disruptiv vorgehen, sondern mit Be-
dacht und seine Absichten erklären. Sonst
kann die Kursänderung Gefahren herauf-
beschwören. Verantwortungsbewusste au-
ßenpolitische Wenden verlangen Geduld
und sorgfältige Vorbereitung, siehe Barack
Obamas Öffnung nach Iran und Kuba so-
wie früher Willy Brandts Ostpolitik. Auch

überlegte Ansätze können scheitern: Oba-
mas Angebot eines neuen Umgangs mit
der islamischen Welt in der Kairoer Rede
vom Sommer 2009 wurde durch den ge-
waltsamen Verlauf des „Arabischen Früh-
lings“ überholt. Wo auf dieser Skala ist
Trump einzuordnen?
Sein öffentliches Nachdenken im Wahl-
kampf darüber, ob die Bündniszusage der
Nato unbedingt gilt oder
nur für Alliierte, die mindes-
tens zwei Prozent des BIP
für Verteidigung ausgeben,
rief Stirnrunzeln hervor. Es
könnte manche in Moskau
auf den gefährlichen Ge-
danken bringen, zu testen,
wie weit die Solidarität im
Zweifel reicht. Trump löste
reale Ängste im Baltikum
und in Polen aus.
Was also ändert sich in der
US-Außenpolitik mit dem
Wechsel von Obama zu
Trump? Gegenfrage: Wie viel belastbares
Wissen haben wir da überhaupt? Schon
das ist ein Novum. Die deutsche Außenpo-
litik kennt die Herausforderung, dass sie
über die Absichten ihrer Gegner bis zu ei-
nem gewissen Grade nur spekulieren kann.
Bei einem engen Verbündeten ist das neu.
Wo verläuft bei Trump die Grenze zwi-
schen Andersmachen, Unwissen und ei-
nem Verhalten wie der sprichwörtliche Ele-
fant im Porzellanladen der internationalen
Diplomatie?
Im Wahlkampf kam Außenpolitik nur auf
dem Niveau von Schlagworten vor: Den IS
wollte Trump mit „Bombenteppichen“ be-
kämpfen. China für angebliche Währungs-

manipulation und unfaire Handelsprakti-
ken bestrafen. Die für Amerika schlechten
Freihandelsabkommen kündigen. Eine
Mauer nach Mexiko bauen. Und mit Putin
werde er sich womöglich gut verstehen, der
zeige Führungsqualitäten.
Daraus ergeben sich aber noch keine kon-
kreten Handlungsabsichten. Wie will er
mit Deutschland, Europa, Russland, dem

Nahen Osten und China
umgehen? Hinweise liefert
bisher allein seine Perso-
nalpolitik. Für manche
Weltregionen fehlen sogar
solche Signale, etwa für
Deutschland und die arabi-
sche Welt. Für andere Re-
gionen sind sie wider-
sprüchlich. Und in man-
chen Beziehungen entsteht
der Eindruck, dass die Ge-
schäftsinteressen des Busi-
nessmans Trump und sei-
ner Familie in das Handeln

des „President Elect“ Trump hineinspielen.
Die „New York Times“ publizierte Ende
November ein Dossier zu solchen Interes-
senkonflikten in 20 Ländern, darunter Bra-
silien, die Philippinen und die Türkei.

Mitakteure Das Hauptinteresse in den
USA gilt derzeit drei Fragen. Sein Umgang
mit Russland? Erklären sich überraschende
Manöver aus Unkenntnis oder sind sie kal-
kulierte Vorstöße auf Neuland? Und wie
groß ist sein Handlungsspielraum ange-
sichts einflussreicher Mitakteure, von den
Ministern über den Kongress und das si-
cherheitspolitische Establishment bis zur
Privatwirtschaft?

Trumps Russlandpolitik (siehe auch Beitrag
unten) rückt in den Fokus, weil seine Ent-
scheidung für den Ölmanager Rex Tillerson
als Außenminister zusammenfiel mit den
Vorwürfen der Geheimdienste, Putin habe
die US-Wahl gezielt zu Trumps Gunsten be-
einflussen wollen. Tillerson, heißt es, wolle
die Sanktionen mildern und das Verhältnis
zu Moskau entspannen. Doch Trumps Per-
sonalpolitik ist wider-
sprüchlich. Er holt auch
Skeptiker in sein Kabinett,
die Russland neben dem IS
für einen der Hauptgegner
der USA halten wie Vertei-
digungsminister James
Mattis und CIA-Chef Mike
Pompeo.
Der Kongress wird die po-
tenziellen Wahlmanipula-
tionen untersuchen und
damit Schlagzeilen produ-
zieren. In dieser öffentli-
chen Atmosphäre dürfte es
schwer fallen, einen Putin-freundlichen
Kurs durchzusetzen – zumal es in den USA
im Gegensatz zu Deutschland keine nen-
nenswerte Lobby für die These gibt, der
Westen habe Russland nach dem Ende des
Ost-West-Konflikts unfair behandelt. Unter
Republikanern sind die Falken gegen Putin
besonders stark. Die Senatoren John
McCain und Lindsey Graham werden ihre
Bedenken gegen Putin-Freunde wie Tiller-
son in den Anhörungen im Senat deutlich
machen.
Auch gegenüber China sind die Signale dop-
peldeutig (siehe Beitrag auf Seite 12 oben).
Das Telefonat mit Taiwans Präsidentin brach
mit der US-Politik der letzten Jahrzehnte. Er

will zudem eine gebürtige Taiwan-Chinesin,
Elaine Chao, zur Verkehrsministerin ma-
chen. US-Botschafter in Peking soll aber Ter-
ry Branstad werden, ein persönlicher Be-
kannter des chinesischen Präsidenten Xi –
was Peking ausdrücklich lobte.
Wie schlüssig ist Trumps Vorgehen über-
haupt? Die Reihenfolge, in der Gratulanten
zu seinem Wahlsieg zu ihm durchgestellt

wurden, wirkte erratisch.
Dem irischen Premier ge-
lang das vor seiner briti-
schen Kollegin und der
Bundeskanzlerin. Und wa-
rum war Trump nett zum
philippinischen Präsiden-
ten Rodrigo Duterte? Weiß
er nicht, dass Duterte ein
Demagoge ist, der Obama
als „Sohn einer Hure“ be-
schimpft hatte? Im Ge-
spräch mit Pakistans Pre-
mier Nawaz Sharif nahm
Trump angeblich eine Ein-

ladung an – möglicherweise in Unkenntnis
der Gründe, die Obama bewogen hatten,
kein einziges Mal dorthin zu reisen. Was
wiederum Indien, einen Verbündeten der
USA, rätseln lässt, ob Trump eine Neuori-
entierung der US-Außenpolitik vollzieht.
Und Deutschland? Die Europäer müssten
mehr für ihre Verteidigung ausgeben, sagt
Trump. Ansonsten gibt es keine Hinweise.
Im Wahlkampf hatte er Kanzlerin Merkel
für verrückt erklärt; mit ihrer Flüchtlings-
politik habe sie die Kontrolle verloren. Das
wird bald genauso vergessen sein wie Au-
ßenminister Steinmeiers Bewertung
Trumps als Hassprediger. Deutschland ist
Amerikas einflussreichster Partner in

Europa; die USA sind Deutschlands ent-
scheidende Hilfe bei der Terrorabwehr so-
wie der größte Exportmarkt. Zudem
stammt Trumps Großvater aus Kallstadt in
der Pfalz; das wird bei der Charmeoffensi-
ve vor dem ersten Treffen Trump-Merkel ei-
ne Rolle spielen.
Auch die Hinweise auf Trumps Pläne im
Nahen und Mittleren Osten sind spärlich.
Er hat David Friedman als US-Botschafter
in Israel nominiert: einen Anhänger der
Siedler-Bewegung. Doch er hat auch mehr-
fach die Absicht geäußert, den Friedens-
prozess als Moderator neu zu beleben.

Strategien Vieles ist noch unklar. Ob
Trump überhaupt klare Vorstellungen einer
strategischen US-Außenpolitik hat. Wie
weit er sich für Details interessiert. Und
wie viel Zeit und Energie er überhaupt auf
internationale Beziehungen verwenden
möchte. Die Erfahrung lehrt: Die Ge-
schichte fragt nicht danach. Sie meldet sich
mit Ereignissen zu unerwarteten Zeitpunk-
ten und kann einer Präsidentschaft eine
Richtung geben, die der Gewählte gar nicht
im Blick hatte. Für George W. Bush war das
der Terrorangriff an 9/11. Obama wurde
vom Arabischen Frühling kalt erwischt. Zu-
dem gibt es Akteure, auf die ein US-Präsi-
dent wenig Einfluss hat und auf die er
doch reagieren muss: von Nordkoreas
Atomtests über Terroranschläge bis zu Cy-
ber-Attacken. Auch Trump wird oft reagie-
ren müssen, statt nach seinen Plänen agie-
ren zu können. Christoph von Marschall T

Der Autor ist Redakteur des „Tages-
spiegels“ und berichtete von 2005 bis

2013 als Korrespondent aus Washington .

Donald Trump auf einer Matrjoschka-Figur (Mitte) auf einem Moskauer Markt, eingerahmt von den Abbildern seines Vorgängers Barack Obama (rechts) und Russlands Präsident Wladimir Putin (links) © picture-alliance/NurPhoto
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Der Feind meines Feindes
RUSSLAND Der Kreml zeichnete Donald Trump als Freund des Landes. Mit seinem Sieg fehlt nun zwar der Sündenbock im Weißen Haus, dafür setzt man auf mögliche geopolitische »Deals«

Man könnte meinen, dass der scheidende
amerikanische Präsident in Russland be-
liebt gewesen wäre. Schließlich wickelte Ba-
rack Obama die Interventionen seines Vor-
gängers ab und läutete den Rückzug Ameri-
kas ein. Die Erfahrungen in Afghanistan, im
Irak, in Libyen waren entscheidend dafür,
dass der syrische Diktator Giftgas gegen sein
Volk einsetzen konnte, ohne dass diese „ro-
te Linie“ Obamas Militärschläge zur Folge
hatte. Die halbherzige Unterstützung des
Aufstands eröffnete dem russischen Präsi-
denten Putin den Freiraum, den er seit ein-
einviertel Jahren in Syrien nutzt – auch, um
ein Zeichen zu setzen gegen den Interven-
tionismus, den der Westen betreibe. Denn
dafür stand in Moskau sogar der zögerliche
Obama, schon um den Russen ein Feind-
bild zu geben.
Oft ist in Moskau von amerikanisch orches-
trierten „Farbenrevolutionen“ die Rede, die
man auch im „arabischen Frühling“ erken-
nen wollte. Die russische Führung sieht sich

dadurch selbst bedroht; sie hat nicht verges-
sen, wie Hillary Clinton als Obamas Außen-
ministerin die Massenproteste gegen die
Fälschung der Duma-Wahl 2011 rechtfertig-
te. Putin wollte gar ein „Signal“ erkennen,
das Clinton den Demonstranten gegeben
habe. Moskaus Intervention in der Ukraine
2014 ist auch eine Reaktion auf diese Be-
drohung. Militärisch stehen die Zeichen
seither auf neuer Konfrontation mit der
Nato. Regelmäßig werden in Russland un-
angekündigte Truppenübungen mit Zehn-
tausenden Soldaten abgehalten. Zugleich
stuft man die Stationierung von 4.000
Nato-Soldaten im Baltikum und in Polen
als Aggression ein. Auch das dient dem Bild
Russlands als „belagerter Festung“, in der
sich das Volk hinter dem Führer schart.
Im Kern ist die Bedrohung durch den Wes-
ten aber keine militärische Frage, sondern
eine der Werte. Es geht um Russlands Groß-
machtstatus, für den die Wirtschaftsmacht
nicht reicht, und darum, dass Wandel

Macht und Pfründe der Führung gefährden
würde. Daher sind besonders die – in Russ-
land entwerteten – demokratischen Wahlen
zu diskreditieren. Man inszenierte den Au-
ßenseiter Donald Trump zu Hause als „gro-

ßen Freund Russlands“ und unterstützte
ihn auch mit den Auslandsmedien RT und
Sputnik, verbreitete Märchen über eine
schwere Erkrankung Clintons, Fälschungen
der Stimmzettel und eine Gründung des

„Islamischen Staats“ durch Obama und
Clinton. Trump griff die Geschichten auf
und auch solche, die nach amerikanischen
Angaben auf russische Hackerangriffe auf
die Demokraten zurückgehen.

Überraschung Der Kreml hatte sich und die
Bevölkerung aber auf den Sieg Clintons ein-
gestellt, man war überrascht über Trumps
Sieg. Einerseits ist Putin nun erst einmal das
wichtigste Feindbild weggebrochen und er
hat für einen wichtigen Trumpf, die Unbe-
rechenbarkeit, Konkurrenz bekommen. An-
dererseits verstärkt Trumps Einzug ins Wei-
ße Haus den Trend zu Amerikas Rückzug,
wirft sogar Fragen nach der Nato-Bündnis-
solidarität auf. Trump bedient wie Putin de-
mokratiezersetzende Erzählstränge, etwa,
wenn er gegen Journalisten giftet und fal-
sche Informationen verbreitet. Die Bot-
schaft ist für beide Männer, dass alles ver-
handelbar und also käuflich ist. Putin be-
vorzugt erklärte Geschäftemacher wie

Trump (der zudem für Schmeicheleien
empfänglich scheint) und dessen designier-
ten Außenminister Rex Tillerson, der als Öl-
manager ein alter, von Putin mit dem
„Freundschaftsorden“ ausgezeichneter Be-
kannter ist. „Deals“ über Syrien und die
Ukraine würden Putin auch ohne das alte
Feindbild die Legitimität sichern – und da-
bei muss es nicht einmal bleiben. Trump
lässt alles möglich erscheinen. Friedrich
Schmidt T

Der Autor ist politischer Korrespondent
der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung“

für Russland, Weißrussland, den Kaukasus
und Zentralasien mit Sitz in Moskau.

Der designierte US-Außenminister Rex Tillerson (rechts) - hier 2012 bei der Auszeichnung mit
dem „Freundschaftsorden“ durch Russlands Präsidenten Wladimir Putin © picture-alliance/dpa

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Im Süden nichts Neues
LATEINAMERIKA Der »Hinterhof« dürfte auch in den nächsten Jahren außerhalb des Zentrums der US-Außenpolitik stehen. Das muss für Washingtons südliche Nachbarn kein Nachteil sein

Seit Jahr und Tag oszilliert die Politik der
Vereinigten Staaten gegenüber Lateinamerika
zwischen Interventionismus und Vernachläs-
sigung. Bald waren die USA mit Krieg und
direkter Einflussnahme in ihrem „Hinterhof“
erfolgreich, bald war im Gegenteil Desinte-
resse förderlich für Washington. Nicht erst
während der Präsidentschaft Barack Obamas
hatte sich die Außen- und Sicherheitspolitik
des Weißen Hauses auf andere Weltgegenden
zu konzentrieren. Schon unter Amtsvorgän-
ger George W. Bush musste Washington vor
allem im Nahen und Mittleren Osten deut-
lich mehr Energie und Ressourcen einsetzen
als in Lateinamerika: Die epochale Wirkung
der Terroranschläge vom 11. September 2001
dauert auch anderthalb Jahrzehnte später
unvermindert fort. Dazu kommen der Auf-
stieg Chinas, die Schulden- und Flüchtlings-
krisen in Europa, die Rückkehr Russland als
geostrategischer Konkurrent.
Obama versuchte zwar, sich aus dem Irak zu-
rückzuziehen und auch das militärische En-

gagement in Afghanistan zu reduzieren. Er
musste sich aber der harten Wirklichkeit in
der islamisch-arabischen Welt unterwerfen:
Obamas Doktrin vom „Verebben des Krie-
ges“ blieb Wunschdenken.
Auch aus der mit großem
Aplomb verkündeten
„Schwerpunktverlagerung
nach Asien“ (Pivot to Asia)
ist nicht viel geworden. Das
angestrebte Freihandelsab-
kommen zwischen Amerika
und dem Pazifischen Raum
steckt in den Vorverhand-
lungen fest.
Man muss diese – gewollte
oder ungewollte – Kontinui-
tät vor Augen haben, um ei-
ne Bilanz der Lateinameri-
ka-Politik Obamas zu ziehen und eine Prog-
nose für die nächsten Jahre unter Trump zu
wagen. Viel spricht dafür, dass auch unter
dem Republikaner Lateinamerika nicht im
Mittelpunkt des außen- und sicherheitspoli-
tischen Interesses Washington stehen wird.
Das muss nicht schlecht sein für die Entwick-
lungen in der westlichen Hemisphäre von
Alaska bis Feuerland.
Von der wütenden Rhetorik des Wahlkämp-
fers Trump gegenüber Mexiko dürfte nur we-

nig übrig bleiben. Ob die ominöse Mauer
am Rio Grande gebaut wird, steht dahin. Elf
Millionen illegale Einwanderer – davon fast
sechs Millionen Mexikaner – abzuschieben,

ist schon logistisch ein Ding
der Unmöglichkeit. Im Frei-
handel der Nachbarstaaten
werden jeden Tag Güter und
Dienstleistungen im Wert
von rund 1,4 Milliarden
Dollar ausgetauscht, und
diesen für beide Seiten wirt-
schaftlich überlebenswichti-
gen Austausch wird der eins-
tige Geschäftsmann Trump
nicht einfach unterbinden.
Die Zusammenarbeit im
Krieg gegen die Drogenkar-
telle wurde in den vergange-

nen Jahren immer intensiver. Dieser Prozess
wird unter Trump gewiss fortgesetzt.

Federstrichpolitik Den klarsten Bruch der
Kontinuität in der Lateinamerika-Politik Wa-
shingtons vollzog Obama in der Kuba-Poli-
tik. Die Wiederaufnahme der diplomati-
schen Beziehungen und die Lockerung der
Sanktionen gegen Havanna wurden in ganz
Lateinamerika positiv aufgenommen. Trump
hatte anfangs Obamas Kuba-Politik gelobt,

vollzog kurz vor dem Wahltag vom 8. No-
vember aber eine Kehrtwende. Er werde die
Annäherungspolitik beenden und umkeh-
ren, sollte das kommunistische Regime in
Havanna auch weiterhin den
Kubanern alle politischen
Freiheiten verweigern, drohte
Trump nun. Tatsächlich
könnte er mit der gleichen
Federstrichpolitik wie Oba-
ma sämtliche Präsidentener-
lasse seines Vorgängers rück-
gängig machen und auch
den US-Botschafter aus Ha-
vanna wieder abziehen.
Trumps Kuba-Politik ist die
große Unbekannte in der
künftigen Lateinamerika-Po-
litik Washingtons.
Dagegen spricht viel dafür, dass Trump das
von Obama gegebene Versprechen einlösen
wird, den Friedensprozess in Kolumbien mit
bis zu 450 Millionen Dollar zu unterstützen.
Washington spielte bei den vierjährigen Ver-
handlungen der Regierung in Bogotá mit der
marxistischen Farc-Guerilla zwar keine
Hauptrolle, unterstützte aber den Prozess,
der schließlich im November 2016 zum En-
de des längsten Bürgerkriegs in Lateinameri-
ka führte.

Obamas Initiative zur Stabilisierung El Salva-
dors, Guatemalas und Honduras war – wie so
vieles in der amerikanischen Lateinamerika-
Politik – von innenpolitischen Interessen ge-

leitet. Es galt, den Flücht-
lingsstrom unbegleiteter
Minderjähriger aus den
Staaten des sogenannten
nördlichen Dreiecks einzu-
dämmen. Doch die reale Be-
drohung durch Drogenkar-
telle und kriminelle Ban-
den, vor der Kinder und Ju-
gendliche in Massen fliehen,
lässt sich nicht durch einige
Diplomatentreffen und ein
paar Millionen Dollar für
die dortigen Sicherheitsbe-
hörden abwehren.

Im letzten Jahr seiner Amtszeit hatte Obama
auch einfach nur Glück mit Lateinamerika.
Es verebbte die „rote Welle“ linker Regierun-
gen in wichtigen Staaten des Halbkonti-
nents. In Brasilien, Argentinien und Peru ka-
men konservative Regierungen an die Macht,
die eine Annäherung an Washington betrie-
ben statt den schalen Antiamerikanismus der
Vorgänger am Köcheln zu halten.
Die erste schwere Prüfung für die neue Re-
gierung in Washington wird Venezuela be-

reiten. Dort wird das sozialistische Regime
unter Präsident Nicolás Maduro seine
Macht mit allen Mitteln verteidigen und
den weiteren Zerfall des einst reichen Lan-
des mit den größten Ölreserven der Welt in
Kauf nehmen. Auch in Venezuela hat Oba-
ma sein im Fall Kuba erprobtes Konzept des
unerbittlichen Pragmatismus‘ angewendet:
Um der diplomatischen Begegnung „auf
Augenhöhe“ willen und aus Respekt vor
dem jeweiligen Regime wurden Menschen-
rechte und Demokratie so gut wie nicht the-
matisiert. Deshalb fühlen sich Dissidenten
auf Kuba und Oppositionspolitiker in Vene-
zuela von der Regierung Obama im Stich
gelassen.
Trump hat versprochen, er werde zuerst und
vor allem „Amerika wieder großartig ma-
chen“. Was das für die Länder Lateinamerikas
und für deren gut 620 Millionen Einwohner
bedeutet, kann niemand mit Bestimmtheit
voraussagen. Washingtons relative Vernach-
lässigung seiner südlichen Nachbarn in den
vergangenen 15 Jahren war alles andere als
eine Katastrophe für Lateinamerika. Es könn-
te dabei bleiben. Matthias Rüb T

Der Autor berichtet als Lateinamerika-
Korrespondent der „Frankfurter

Allgemeinen Zeitung“ aus São Paulo.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Ob Donald
Trump die
ominöse

Mauer am
Rio Grande
bauen lässt,
steht dahin.

Die Bezie-
hungen zu Kuba
sind die große
Unbekannte in
der künftigen

Lateinamerika-
Politik.

A
nfangs hat Peking noch be-
tont gelassen auf die Wahl
Donald Trumps zum Nach-
folger von US-Präsident
Barack Obama reagiert.
Trump hatte im Wahl-

kampf mit hohen Einfuhrzöllen oder dem
Ausstieg aus dem Klima-Abkommen von Pa-
ris gedroht, das Chinas Präsident Xi Jinping
und Obama maßgeblich mit ausgehandelt
haben. Trump kündigte außerdem an, Chi-
na spätestens am 100. Tag seiner Amtszeit
als Währungsmanipulator brandmarken zu
lassen, der seine Währung künstlich niedrig
halte. Dieses Etikett würde die USA zu Straf-
zöllen berechtigen. Peking blieb auch ange-
sichts dieser Äußerungen noch gelassen. Prä-
sident Xi Jinping gratulierte Trump zum
Wahlsieg und betonte dabei: „Kooperation
ist das einzig Richtige für die USA und Chi-
na“.
Doch dann telefonierte Trump Anfang De-
zember mit Taiwans Präsidentin Tsai Ing-
wen. Und legte damit den Finger in Chinas
tiefste Wunde. Seit sich die Insel im Bürger-
krieg 1949 abspaltete, wird sie von der
Volksrepublik als abtrünnige Provinz ange-
sehen. China trotzt allen Partnern ein Be-
kenntnis zum Ein-China-Prinzip ab, wo-
nach es nur ein China gibt, zu dem auch
Taiwan gehöre. Niemand darf aus Sicht Pe-
kings die de-facto unabhängige, demokra-
tisch regierte Insel wie einen Staat behan-
deln; das Prinzip gehört zu den Grundfesten
des chinesischen Staatsverständnisses. Doch
Trump sagte im US-Fernsehen, er fühle sich
keineswegs an die Ein-China-Politik gebun-
den – „es sei denn, wir verbinden dies mit
einem Deal auf einem anderen Gebiet wie
dem Handel“. Damit erklärte der künftige
Präsident das Prinzip – wie so viele interna-
tionale Verträge – mal eben zur Verhand-
lungsmasse.

Spannungen Seit die USA und China vor 37
Jahren diplomatische Beziehungen aufnah-
men, war das Verhältnis zwischen ihnen stets
von gewisser Spannung geprägt. Man koope-
rierte, war aber nie eng befreundet. Doch
bisher rüttelte keine Seite leichthin an den
Grundfesten dieser Beziehungen. Wie ernst
Trump seine Aussagen zu Taiwan gemeint
hat, ist unklar – wie so oft. Und so reagierte
China vorerst kühl, aber kontrolliert. „Die
Anerkennung des Ein-China-Prinzips ist das
politische Fundament der Entwicklung der
US-China-Beziehungen“, betonte Chinas Au-
ßenamtssprecher Geng Shuang. Werde dieses
in Frage gestellt, seien „stetiges Wachstum
der US-China-Beziehungen sowie die bilate-
rale Kooperation bei Schlüsselthemen un-
möglich“. Wer Chinas Kern-Interessen scha-
de, „schieße sich selbst in den Fuß“, warnte
Außenminister Wang Yi. China werde nie
um das Ein-China-Prinzip feilschen, schrieb
Wang Tao, Leiterin für Wirtschaftsforschung
bei der Schweizer Bank UBS in Hongkong.
„Für China gibt es kein Abwägen zwischen
Handel und Taiwan.“
Damit wird China von der Unberechenbar-
keit des US-Milliardärs ebenso getroffen wie
Europa und der Rest der Welt. Die staatli-
chen Zeitungen des Landes hatten vor der
Wahl für einen Sieg Trumps vorwiegend
wirtschaftspolitische Konflikte vorhergesagt.
Bei einer möglichen Präsidentin Hillary
Clinton war man vor der Wahl von mehr
geopolitischen Streitereien ausgegangen –
etwa im Südchinesischen Meer, das China
zum Leidwesen der von den USA unterstütz-
ten Anrainerstaaten fast komplett bean-
sprucht. Im Wahlkampf hatte Trump China
vor allem im Zusammenhang mit Wirt-
schaftsfragen angegriffen. Die Achillesferse
der USA ist das gewaltige Handelsdefizit mit
China – 337 Milliarden Dollar im Jahre
2015. China habe Millionen amerikanischer
Jobs gestohlen, wetterte Trump daher im
Wahlkampf immer wieder. Diese werde er
zurückholen. Er werde Zölle in Höhe von
45 Prozent auf chinesische Güter erheben.

Der Klimawandel sei ein von China in die
Welt gesetzter „Witz“. Kurz nach der Wahl
drohte die nationalistische Zeitung „Global
Times“ daher den USA bereits mit Konse-
quenzen, sollte Trump einen Handelskrieg
anzetteln: China könne Boeing-Orders
durch Airbus-Bestellungen ersetzen. Die Ver-
käufe amerikanischer Autos und Smartpho-
nes würden leiden, Importe von Soja und
Mais aus den USA gestoppt.
Viele seien verunsichert, sagte Kenneth Jar-
rett, Präsident der Amerikanischen Handels-
kammer in Shanghai. Die Regierung könne
zum Beispiel Chinas Staatsfirmen durch
Druck oder Anweisungen dazu drängen,
nicht mehr bei US-Firmen einzukaufen. „Je-
der versucht, Pekings Stimmung einzuschät-

zen, und das wird auch die wirtschaftlichen
Aktivitäten beeinflussen“, so Jarrett. US-Fir-
men werden mit neuen Investitionen vorerst
zögern. Chinesische Wirtschaftsexperten
hoffen derweil, dass Trumps Geschäftssinn
ihn am Ende doch zum Pragmatiker werden
lässt. Gemeinsame ökonomische Interessen
unterliegen nicht den politischen Verände-
rungen in beiden Ländern, glaubt etwa Tao
Wenzhao, Experte für China-USA-Beziehun-
gen an der staatsnahen Chinese Academy of
Social Sciences. Trump als smarter Ge-
schäftsmann wisse: „Ein Handelskrieg wür-
de beiden Seiten schaden.“

In Staatsanleihen investiert Beide Staaten
sind in der Tat wirtschaftlich eng verfloch-

ten. China hat ebenso wie Japan große Sum-
men in amerikanische Staatsanleihen inves-
tiert. Ende September hielt das Land US-
Schuldscheine im Wert von 1,16 Milliarden
US-Dollar. Umgekehrt sind die Direktinves-
titionen amerikanischer Firmen in Produkti-
onsstätten in China nach wie vor hoch. Be-
rechnet nach einer neuen, auf Transaktionen
basierenden Datenbestandsmethode der
Rhodium Group und des National Commit-
tee on US-China Relations, investierten US-
Unternehmen zwischen den Jahren 1990
und 2015 rund 228 Milliarden Dollar in
China. In die umgekehrte Richtung flossen
immerhin 64 Milliarden US-Dollar. Dieses
Geld schuf laut der Studie in den USA
100.000 Jobs, während US-Firmen in China

mehr als 1,6 Millionen Menschen beschäf-
tigten.
Eine von Trumps Ankündigungen aus dem
Wahlkampf würde China derweil sogar be-
grüßen: Das Aus für den von Obama ausge-
handelten transpazifischen Freihandelspakt
TPP. Dieser umfasst viele Staaten auf beiden
Seiten des Pazifik – und schließt China aus-
drücklich aus. Und nicht nur das. Das Ende
von TPP macht Chinas eigene Initiative in
Asien für die Nachbarstaaten attraktiver: Die
Regional Comprehensive Economic Partner-
ship (RCEP), eine pan-asiatische Freihan-
delszone, für die China seit Jahren wirbt –
auch als Gegengewicht zu TTP. Die 16
RCEP-Länder – die Mitglieder des südost-
asiatischen Staatenbundes ASEAN, die 2012

den Anstoß zu der RCEP-Idee gaben, sowie
China, Japan, Südkorea, Indien, Australien
und Neuseeland – repräsentieren gemein-
sam 30 Prozent des weltweiten BIP und fast
die Hälfte der Weltbevölkerung. Die Ver-
handlungen sind kompliziert; Indien etwa
fürchtet ein noch größeres Handelsdefizit
mit China, Japan die Öffnung seiner Agrar-
märkte. Trotzdem hatte Japans Ministerprä-
sident Shinzo Abe kürzlich angekündigt, bei
einem Scheitern von TPP den Fokus auf
RCEP zu verschieben. Das Ende von TPP
könnte also dazu führen, dass Asien am En-
de enger zusammenrückt und sich dabei um
China schart.

Spannungen Parallel spielt die Sorge der
Anrainerstaaten am Südchinesischen Meer,
die USA könnten sich unter Trump aus der
Region zurückziehen, China in die Hände.
In dem Gewässer erheben mehrere Staaten,
darunter Vietnam, Malaysia oder die Philip-
pinen, ebenfalls Anspruch auf einzelne In-
selgruppen und Riffe. Die Spannungen in
der rohstoffreichen und als Handelsroute
wichtigen See waren zuletzt gestiegen, nach-
dem China Landgewinnung auf umstritte-
nen Riffen vornahm. Die Philippinen ver-
klagten Peking vor dem Internationalen Ge-
richtshof und bekamen Recht – was China
ignorierte. In Vietnam gingen Menschen ge-
gen China auf die Straße. Sie alle wussten
Amerika auf ihrer Seite, denn die USA
schickten regelmäßig Patrouillenboote. Hil-
lary Clinton hatte China als Außenministe-
rium offen zur Zurückhaltung gemahnt.
Trump indes hat an diesem Thema bisher
keinerlei Interesse erkennen lassen. Er streif-
te den Konflikt allein in einem seiner typi-
schen Tweets: „Hat China uns gefragt, ob es
okay ist, seine Währung abzuwerten ..., un-
sere Produkte stark zu besteuern ... oder ei-
nen massiven Militärkomplex im Südchine-
sischen Meer zu bauen? Ich glaube nicht!“
Der neue philippinische Präsident Rodrigo
Duterte schwenkte bereits auf Chinas Linie
um und kündigte eine „Trennung“ von den
USA in Wirtschaft und Militär an. Im Ge-
genzug gewährte China seinem Land Zu-
gang zum von beiden Staaten beanspruch-
ten, aber von China kontrollierten Scarbo-
rough Shoal, dessen Gewässer wichtige phi-
lippinische Fischereigründe sind. Laut Be-
richten denkt die Führung von Malaysia
über einen ähnlichen Schwenk nach.
Im Wahlkampf forderte Trump zudem Ja-
pan und Südkorea auf, mehr für die Statio-
nierung der US-Truppen auf ihrem Boden
zu zahlen – und drohte indirekt mit Abzug.
Zwar ist seit seinem Wahlsieg davon keine
Rede mehr. Doch dürfte es China durchaus
recht sein, wenn Trump den US-Alliierten in
seinem Hinterhof Bedingungen stellt.

Wettrüsten In dieser von Unsicherheit ge-
prägten Phase tut Peking gut daran, abwar-
tend zu agieren. Die Welt schaut genau hin.
Ein ernster Konflikt zwischen den beiden
Giganten würde niemanden unberührt las-
sen. Steigen die Spannungen an der Taiwan-
straße, befürchten Experten ein Wettrüsten
in Ostasien. Handelskonflikte zwischen bei-
den Staaten könnten globale ökonomische
Beben auslösen. Sollte etwa China sich ent-
schließen, aus Protest gegen Strafzölle gro-
ße Mengen seiner US-Staatsanleihen abzu-
stoßen, wäre das nicht nur schmerzhaft für
Trump, der Geld für sein Infrastrukturpro-
gramm braucht. Wenn massenhaft US-
Staatsanleihen auf den Markt geworfen wer-
den, würden deren Kurse drastisch sinken
und im Gegenzug die Renditen steigen –
und damit die Zinsen in den USA. Heftige
Reaktionen der Aktien- und Devisenmärkte
wären wohl die Folge, mit Konsequenzen
für den Welthandel. Dies würde auch China
selbst schaden. Man kann nur hoffen, dass
es dazu nicht kommt. Christiane Kühl T

Die Autorin berichtet als freie
Korrespondentin aus Peking.

Der künftige US-Präsident hat im Wahlkampf ein Ende des transpazifischen Handelsabkommens (TPP) gefordert. Das könnte Chinas Position sogar stärken. © picture-alliance/Schwarwel

Zeichen auf Sturm
CHINA Peking reagiert kühl auf die Provokationen des künftigen US-Präsidenten.

Die Führung spielt das Szenario eines Handelskrieges durch, hofft aber, dass
Donald Trumps Geschäftssinn ihn letztlich doch als Pragmatiker handeln lässt
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Elefant und Pony
GEHEIMDIENSTE Die Verflechtungen mit Amerika haben eine lange Tradition

Hans-Georg Maaßen wollte es genau
wissen. Im Herbst 2013 trat der Präsi-
dent des Bundesamtes für Verfassungs-
schutz mit einem ungewöhnlichen An-
liegen an die Berliner US-Botschaft he-
ran. Er bat darum, Experten seines Hau-
ses auf dem Dach nachschauen zu las-
sen, ob von dort aus etwa
das Kanzleramt abgehört
wurde. Maaßen war nicht
der einzige, dem damals
liebgewordene Gewiss-
heiten abhanden kamen.
Die Enthüllungen des
amerikanischen Geheim-
dienstkritikers Edward
Snowden über das Trei-
ben der National Security
Agency (NSA) hatten auf
deutsche Spitzenpolitiker
und -beamte verstörend
gewirkt.
Bis dahin war die Bundesregierung der
Meinung, dass der „engste Verbündete“
Vertrauen in die Rechtlichkeit seines Ver-
haltens verdiente. „Nein, daran kann ich
mich nicht erinnern“, antwortete Günter
Heiß, Geheimdienstkoordinator im
Kanzleramt, dem NSA-Untersuchungs-
ausschuss des Deutschen Bundestags auf
die Frage, ob es schon vor der Snowden-
Affäre Hinweise auf unliebsame Aktivitä-
ten von US-Spionagediensten gegeben
habe.

Metadaten Kanzleramtschef Ronald Po-
falla (CDU) konnte gar nicht schnell ge-
nug Entwarnung geben, als sich im Au-
gust 2013 herausstellte, dass „Der Spie-
gel“ bei der Lektüre der Snowden-Akten
einem Missverständnis aufgesessen war.
Die 500 Millionen Metadaten, die mo-

natlich aus dem Horch-
posten in Bad Aibling an
die NSA flossen, stamm-
ten offenbar nicht von
deutschen Bürgern, son-
dern von Pakistanern oder
Afghanen.
Doch der Strom weiterer
Enthüllungen riss nicht
ab. Im Oktober 2013 kam
heraus, dass die NSA wohl
auch das Mobiltelefon der
Kanzlerin angezapft hatte.
Notgedrungen wandelte
sich in Berliner und Pulla-

cher Amtsstuben der Blick auf den engs-
ten Verbündeten. Die Affäre habe „nach-
denklich gemacht und Vertrauen in Fra-
ge gestellt“, sagte Außenminister Frank-
Walter Steinmeier dem Ausschuss.
So kam im Bundesnachrichtendienst
(BND) erstmals der Gedanke auf, die
Suchmerkmale der NSA in Bad Aibling
kritisch zu sichten. Es fanden sich knapp
40.000 gegen Ziele in Ländern der Euro-
päischen Union und der Nato gerichtete
Selektoren. Im Februar 2014 verschärfte

das Auswärtige Amt in Berlin die zuvor
recht locker gehandhabten Richtlinien
für die Zulassung amerikanischer Ver-
tragsfirmen der US-Streitkräfte in
Deutschland. „Es hat sich seit Snowden
gravierend was verändert“, war auch der
Eindruck des früheren IT-Direktors im
Bundesinnenministerium, Martin Schall-
bruch. Vorbehalte gegen die Nutzung
von Verschlüsselungstechniken seien in
Behörden rapide geschwunden.
Dabei reichte die Tradition einer harmo-
nischen geheimdienstlichen Verflech-
tung bis in die Nachkriegszeit zurück.
Die „Hauptstelle für das Befragungswe-
sen“, die bis zum Jahr 2014 Asylbewer-
ber ausforschte, war zunächst eine Grün-
dung der Westalliierten, bevor sie dann
1956 vom Bundesnachrichtendienst
übernommen wurde. Bis zuletzt saßen
Agenten des US-Militärgeheimdienstes
mit am Tisch. Bad Aibling war seit den
1950er Jahren eine Anlage der US-Ar-
mee. Erst die rot-grüne Regierung dräng-
te 2001 darauf, dass der BND Hausrecht
bekam. Die NSA behielt aber einen Fuß
in der Tür, was die Deutschen als Beitrag
zur technischen „Ertüchtigung“ des BND
begrüßten.

Unerlässlich „Die Amerikaner sind der
Elefant, wir sind das Pony“, pflegte Au-
gust Hanning, BND-Präsident in den
Jahren von 1998 bis 2005, das Verhältnis

zur NSA zu beschreiben. Als nach 2001
die weltweite Terrordrohung beide Sei-
ten noch enger zusammenrücken ließ,
hätte nach Hannings Überzeugung des
BND seine Aufgabe ohne US-Hilfe nicht

erfüllen können. „Mit welchem Partner
sollte ich denn sonst arbeiten, wenn ich
nicht mehr mit der NSA arbeiten dürf-
te?“, fragt auch ein ranghoher Verfas-
sungsschützer. Winfried Dolderer T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Was verbirgt sich auf dem Dach der US-Botschaft in Berlin? © picture-alliance/dpa

Die NSA
hatte sogar
das Mobil-
telefon von
Kanzlerin
Merkel

angezapft.

Ungewisse Leitplanken
DEUTSCHLAND-USA Das Verhältnis wird sich verändern. Unklarheiten um Moskau und eine neue Sicherheitsarchitektur

M
isst man die Bezie-
hungen von Mächten
an dem, was maßgeb-
liche Politiker überei-
nander sagen, stehen
dem deutsch-ameri-

kanischen Verhältnis trübe Zeiten bevor. Und
dies ausgerechnet in einer Epoche, in der
Russland die europäische Nachkriegsord-
nung herausfordert und der islamistische Ter-
ror spätestens mit dem Anschlag auf einen
Weihnachtsmarkt in Berlin Deutschland er-
reicht hat. Er sei ein „Hassprediger“, sagte
Frank-Walter Steinmeier (SPD), derzeit deut-
scher Außenminister und bald Bundespräsi-
dent, über Donald Trump während dessen
Wahlkampf. Kanzlerin Angela Merkel (CDU)
erinnerte am Tag nach Trumps Wahl an ge-
meinsame Werte wie Demokratie, Freiheit
und Menschenwürde und bot „auf der Basis
dieser Werte“ dem künftigen Präsidenten der
Vereinigten Staaten „eine enge Zusammenar-
beit an“.
Umgekehrt machte Trump im Wahlkampf
Merkel für „die „massive Einwanderung“ ver-
antwortlich, die ein „Desaster für Deutsch-
land und das deutsche Volk“ sei. Dadurch sei
das Verbrechen auf ein Niveau gestiegen, „das
niemand je erwartet“ hätte. Und weiter: „Es
ist eine Katastrophe.“

Gemeinsame Prinzipien Washington, die
einzige Weltsupermacht, und Berlin, das in
den USA als führende Kraft Europas wahrge-
nommen wird, scheinen angesichts der aktu-
ellen Herausforderungen zu einer noch tiefe-
ren Kooperation innerhalb der Nato wie auf
bilateraler Ebene nahezu verdammt. Doch
ausgerechnet in dieser Situation haben die

USA einen Mann ins Weiße Haus gewählt,
der alle vermeintlichen Gewissheiten über
Amerikas Innen- und Außenpolitik infrage
stellt. Und Deutschland sieht ebenfalls Ver-
änderungen entgegen, weil große Teile der
Bevölkerung daran zweifeln, dass die in ge-
waltiger Zahl zuströmenden Migranten und
Flüchtlinge integriert werden können. Darum
dürfte mit großer Wahrscheinlichkeit bei der
Bundestagswahl 2017 mit der AfD eine neue
Partei ins nationale Parlament einziehen.
Zukunft ist nie kalkulierbar. Doch in den Be-
ziehungen zwischen Deutschen und Ameri-
kanern gab es seit dem Ende
des Zweiten Weltkrieges
trotz diverser Umbrüche ge-
meinsame Prinzipien und
Interessen, die von Politi-
kern auf beiden Seiten des
Atlantiks wie Leitplanken ge-
nutzt wurden. Am Vorabend
des Amtsantrittes von Trump
wirken diese Leitplanken so
unzuverlässig wie ein mor-
scher Zaun am Rande einer
Hochgeschwindigkeitsstre-
cke.
Ende der 1940er Jahre rette-
ten die USA durch die Luftbrücke West-Berlin
vor dem Zugriff der Sowjetunion und in den
folgenden Dekaden des Kalten Krieges West-
deutschland insgesamt. Dann fiel 1989 die
Mauer, zu deren Abriss Präsident Ronald Rea-
gan den letzten sowjetischen Generalsekretär
Michail Gorbatschow bereits 1987 in Berlin
aufgerufen hatte. Reagans Nachfolger George
H.W. Bush überwand Widerstände in Paris
und London gegen die deutsche Wiederverei-
nigung.

Als Al Qaida am 11. September 2001 New
York und Washington angriff, versicherte
Kanzler Gerhard Schröder (SPD) den USA
die „uneingeschränkte Solidarität“. Aber er
verweigerte im März 2003 die Gefolgschaft
beim Feldzug gegen den Irak. Die bilateralen
Beziehungen stürzten auf ihren Tiefpunkt.
Bis Barack Obama kam. Seine Popularität
war in Deutschland zunächst größer als in
den USA. 200.000 verzückte Anhänger ver-
sammelten sich im Juli 2008 an der Berliner
Siegessäule, um der Rede des Senators zuzu-
hören, der zu diesem Zeitpunkt noch nicht

einmal offizieller Präsident-
schaftskandidat der Demo-
kraten war. Der Honeymoon
schien 2013 beendet, als Ed-
ward Snowden streng gehei-
me Programme der NSA und
Details über die Abhörpraxis
des Auslandsgeheimdienstes
bis ins Kanzleramt hinein
enthüllte.
Doch die Deutschen söhnten
sich während des diesjähri-
gen amerikanischen Wahl-
kampfes wohl auch mit Blick
auf den gänzlich unbeliebten

republikanischen Kandidaten Trump mit
Obama aus. 89 Prozent der Bundesbürger
sagten im Juni in einer Umfrage des Mei-
nungsforschungsinstituts Pew, Obama tue in
der internationalen Politik das Richtige – da-
mit lagen sie vor Frankreich (84 Prozent)
und Großbritannien (79 Prozent) und weit
über dem Schnitt der befragten zehn EU-
Staaten (77 Prozent).
„Wenn ich auf die vergangenen acht Jahre zu-
rückblicke“, lobte Obama bei seinem Ab-

schiedsbesuch in Berlin Mitte November
Kanzlerin Merkel, „hätte ich mir keinen
standfesteren und verlässlicheren Partner auf
der Weltbühne wünschen können.“
Die Gastgeberin äußerte sich ähnlich freund-
lich und zog einen Schlussstrich unter den
NSA-Skandal, als sie „die Zusammenarbeit
unserer Nachrichtendienste“ anpries und
hinzufügte: „Heute sehen wir angesichts der
weltweiten Bedrohung durch den islamisti-
schen Terror, durch IS, wie wichtig die inter-
nationale Kooperation der Dienste und gera-
de auch mit den Diensten der Vereinigten
Staaten von Amerika ist. Wir
brauchen diese Kooperati-
on.“
Worauf könnte diese Koope-
ration in der Ära Trump
gründen? Merkel und Oba-
ma hatten sich für den trans-
atlantischen Freihandelsver-
trag TTIP eingesetzt. Er spiel-
te im US-Wahlkampf keine
Rolle. Aber Trump wandte
sich (wie schließlich auch
seine Gegenkandidatin Hil-
lary Clinton) scharf gegen
das transpazifische Freihan-
delsabkommen TPP. Auch das nordamerika-
nische Freihandelsabkommen Nafta mit Me-
xiko und Kanada will er aufkündigen.
Zwar sollte man Wahlkampfparolen nicht
zum Nennwert nehmen. Doch erkennbar
lehnt der künftige US-Präsident multilaterale
Verträge ab. Er will allenfalls bilateralen Ab-
kommen zustimmen. In diesem Klima hat
TTIP kaum Realisierungschancen, zumal es
auch auf europäischer Seite längst massiv
umstritten ist. Trumps Äußerungen aus dem

Wahlkampf, die Nato sei möglicherweise
„obsolet“, werden sich rasch relativieren. Zu
erwarten ist jedoch, dass der 45. US-Präsident
die Rolle seines Landes auf der internationa-
len Bühne reduzieren und eine ausgewogene-
re Verteilung der Lasten verlangen wird.
Als Deutschland wiedervereinigt wurde, wa-
ren 200.000 US-Soldaten in der alten Bun-
desrepublik stationiert. 2006 waren es im-
merhin noch 72.500 Militärangehörige. In
der Dekade seither hat sich ihre Zahl auf
34.000 Soldaten in 179 US-Militärbasen in
Deutschland mehr als halbiert. Dieser Trend

wird sich fortsetzen.
Die „New York Times“
schlug nach Trumps Wahl
vor, dass „Frau Merkel nicht
nur Europa führt, sondern
außerdem Amerika bei der
Führung der Nato ersetzt“.
Doch Deutschland (Verteidi-
gungsbudget 37 Milliarden
Euro) kann auf keinen Fall
jene Lücken schließen, die
ein militärisches Disengage-
ment der USA (Verteidi-
gungsbudget 575 Milliarden
Euro) reißen würde. Zur Er-

innerung: Noch bei einer Nato-Übung 2014
nutzte die Bundeswehr schwarz angemalte
Besenstiele, um die Bewaffnung des Schüt-
zenpanzers Boxer zu simulieren.
Gleichwohl ist Trumps Forderung nach einer
gerechteren Lastenverteilung innerhalb der
Nato nachvollziehbar. Auf ein Budget von
mindestens zwei Prozent ihres Bruttoinlands-
produkts haben sich die Mitgliedsstaaten ver-
ständigt. Aber während die USA bei 3,61 Pro-
zent liegen und Großbritannien immerhin

auf 2,21 Prozent kommt, sind es in Deutsch-
land nur 1,19 Prozent. Diese Unterfinanzie-
rung haben vor Trump bereits andere Ameri-
kaner kritisiert, darunter Obamas vormaliger
Verteidigungsminister Robert Gates. Er wurde
weitgehend ignoriert.

Europäer ermahnt Trumps Drohung wird
hingegen ernst genommen. Der Rückruf der
Europäer in die sicherheitspolitische Verant-
wortung mag zur Unzeit kommen und
harsch formuliert sein. Aber dass die USA
nicht auf ewige Zeiten den Löwenanteil zur
Verteidigung des alten Kontinents leisten
würden, war abzusehen. Beunruhigender ist,
dass Trump in Russland offenkundig einen
Verbündeten sieht und seinen autoritären
Amtskollegen Putin zu bewundern scheint.
Dass der Milliardär die von CIA und FBI fest-
gestellte Einflussnahme russischer Hacker auf
den US-Wahlkampf nicht einräumen will,
mag nachvollziehbar sein. Dass er aber mit
dem Exxon-Chef Rex Tillerson einen Putin-
Freund zum Außenminister macht, deutet
(neben ähnlichen Personalentscheidungen)
eine gefährliche geopolitische Kursverschie-
bung der USA an. Putin wird quasi ermutigt,
seine Destabilisierungspolitik gegenüber der
Ukraine und Osteuropa fortzusetzen.
Der neue Mann im Weißen Haus kann alle
Kritiker widerlegen und ein verlässlicher, ver-
trauenswürdiger Präsident werden. Aber weil
Optimismus alleine noch kein sicherheitspo-
litisches Konzept darstellt, ist Deutschland
gut beraten, sich auf unsichere Zeiten einzu-
richten. Ansgar Graw T

Der Autor ist Korrespondent von
„Welt/N24“ in den USA.

Abschiedsbesuch: US-Präsident Barack Obama (links) und Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) im November 2016 im Kanzleramt in Berlin . © picture-alliance/AP Photo
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Zur Ausgabe 49-50 vom 5. Dezember
2016, ,,Pauken für das nationale Erbe“
auf Seite 8:
Es muss befürchtet werden, dass die
Revision des Geschichtsbildes in Polen
auch die Arbeit am gemeinsamen
Deutsch-Polnischen Geschichtsbuch
beeinflussen wird. In diesem Sommer
ist der erste Band in Berlin vorgestellt
worden, der von der Frühgeschichte bis
zum Mittelalter reicht. Die folgenden
Bände bis in die Gegenwart werden
dann die strittigen Ereignisse der Bezie-
hungsgeschichte behandeln, wo es bis
heute unterschiedliche Sichtweisen
(Vertreibungen, Potsdamer Abkommen
u.a.) gibt.

Karlheinz Lau
per E-Mail

SEITENBLICKE

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

AUFGEKEHRT

Von Flensburg
lernen

Flensburg hatte einst eine für
Europa beschwingende und rum-
reiche Bedeutung. Im 18. Jahr-
hundert, als die Nordlichter in

Flensburg noch Dänen waren, erblühte
dieses Fleckchen Erde unter dem erheb-
lichen Einfluss der hohen Prozente als
europäisches Mekka des Rum-Ver-
schnitts. Es half, dass man in Dänisch-
Westindien Zucker en masse produzier-
te. Rum und Ruhm sind aber bekannt-
lich so bekömmlich wie vergänglich, die
Geschichte wechselhaft und folglich
kennt man Flensburg heute nur noch,
weil dort das Kraftfahrt-Bundesamt sitzt.
Kein Ruhmesblatt.
Aus dieser Mahnung der Geschichte ha-
ben unsere tschechischen Nachbarn
nichts gelernt: Statt Rum zu machen be-
ziehungsweise zu trinken, meckern die
Tschechen gerade rum. Eben wegen
Rum. Hintergrund ist eine Offerte aus
dem ehemaligen Bruderstaat Kuba. Der
Inselstaat war mit seinem sozialistischen
Experiment so unglaublich erfolgreich,
dass noch Schulden in Höhe von rund
276 Millionen Dollar aus Zeiten des Kal-
ten Krieges bestehen. In Überwindung
der bösen Geldwirtschaft schlug laut
Medienberichten Kuba vor, die ausste-
henden Summen in Naturalien, sprich:
Rum, zu begleichen. Vermutlich weil
Rum einen hohen Gebrauchswert hat
und sich nach dem dritten bis siebten
Glas jedwedes Gefühl der Entfremdung,
wenn es denn nicht ganz verschwindet,
doch zumindest richtig anfühlt. Und die
marxistische Werttheorie ist dann auch
vergessen. Doch die Tschechen lassen
sich offenbar nicht rumkriegen: Sie wol-
len harte Währung, nicht harten Alko-
hol. Das wundert nicht, sprießen in dem
Land doch bekanntlich die Pils wie Pilze
auf dem Boden. Cuba Libre, aber bitte
in Peso! Sören Christian Reimer T

VOR 15 JAHREN...

Der Euro kam
um Mitternacht
1.1.2002: Einführung der Gemein-
schaftswährung Teuro. Krise. Rettungs-
schirm. Die Assoziationen, die der Euro
bei vielen auslöst, sind nicht gerade po-
sitiv. Sicher ist sowieso: So eine emotio-
nale Bindung wie zu ihrer D-Mark ha-
ben die Deutschen bis heute nicht zu
der Gemeinschaftswährung aufgebaut.
Obwohl sie mittlerweile seit 15 Jahren
in ihren Geldbeuteln ist. Was der Bun-

destag im April 1998 beschlossen hatte
und an den Finanzmärkten schon 1999
angekommen war, wurde am 1. Januar
2002 für alle Realität: Der Euro wurde
eingeführt – in Deutschland und elf wei-
teren EU-Staaten.
Die Bürger waren zu diesem Zeitpunkt
schon auf Tuchfühlung mit ihrem neuen
Geld gegangen. Nicht nur, indem die
Preise in vielen Läden schon seit Mona-
ten in Euro und D-Mark ausgewiesen
wurden. Zwei Wochen vor der Einfüh-
rung, am 17. Dezember 2001, wurden
sogenannte Münzhaushaltsmischungen,
die „Starter-Kits“, ausgegeben: Plastiktüt-
chen mit Euro-Münzen im Wert von
10,23 Euro. Kaufpreis und Gegenwert:
20 D-Mark. Zahlen konnte man mit die-
sen Münzen allerdings erst ab 1. Januar,
0 Uhr. Zwar war der Euro ab diesem
Zeitpunkt einziges gesetzliches Zah-
lungsmittel, doch die D-Mark hatte eine
Gnadenfrist: Dank einer Selbstverpflich-
tung des Handels konnten die Deut-
schen noch bis 28. Februar mit der alten
Währung einkaufen. Ob aus Nostalgie
oder Sammelleidenschaft: Bis heute hor-
ten die Deutschen D-Mark-Bestände in
Milliardenhöhe. Laut Bundesbank wa-
ren Mitte 2016 noch rund 12,76 Milliar-
den D-Mark im Umlauf – umgerechnet
6,53 Milliarden Euro. Benjamin Stahl T

Bundesfinanzminister Hans Eichel (SPD)
zeigt 2001 seine ersten Euro-Scheine.
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PERSONALIA

>Gottfried Tröger †
Bundestagsabgeordneter 1994-1998,
CDU
Am 16. Dezember starb Gottfried Tröger im
Alter von 81 Jahren. Der Diplom-Landwirt
aus dem St. Egidien/Kreis Zwickau trat 1962
der Demokratischen Bauernpartei in der
DDR bei und schloss sich 1990 der CDU an.
Von 1990 bis 1994 war er Mitglied des
Sächsischen Landtags. Tröger gehörte im
Bundestag dem Ausschuss für Angelegen-
heiten der Europäischen Union an.

>Karl-Walter Fritz
Bundestagsabgeordneter 1965-1969,
SPD
Karl-Walter Fritz vollendet am 27. Dezem-
ber sein 85. Lebensjahr. Der Versicherungs-
kaufmann aus Wiesbaden wurde 1953
SPD-Mitglied, war von 1962 bis 1969 Vor-
sitzender des dortigen SPD-Unterbezirks
und von 1960 bis 1964 Stadtverordneter.
Fritz, Direktkandidat des Wahlkreises Wies-
baden, arbeitete im Bundestag im Finanz-
ausschuss mit.

>Bernd Neumann
Bundestagsabgeordneter 1987-2013,
CDU
Am 6. Januar begeht Bernd Neumann sei-
nen 75. Geburtstag. Der Pädagoge aus Bre-
men wurde 1962 CDU-Mitglied, war von
1971 bis 1973 stellvertretender Bundesvor-
sitzender der Jungen Union und stand von
1979 bis 2008 an der Spitze der CDU in
Bremen. Von 1975 bis 2008 gehörte er dem
CDU-Bundesvorstand an. Mitglied der Bre-
mischen Bürgerschaft war er von 1971 bis
1987 und stand seit 1971 zudem an der
Spitze der CDU-Fraktion. Neumann amtierte
von 1991 bis 1998 als Parlamentarischer
Staatssekretär beim Bundesminister für Bil-
dung, Forschung und Technologie und wur-
de mit Beginn der Ära Merkel 2005 Staats-
minister bei der Bundeskanzlerin und Be-
auftragter der Bundesregierung für Kultur
und Medien. Neumann hatte sich in seiner
bis 2013 dauernden Amtszeit vor allem für
die Filmförderung und den Wiederaufbau
des Stadtschlosses in Berlin mit dem Hum-
boldt-Forum eingesetzt.

>Joachim Müller
Bundestagsabgeordneter 1985-1987,
Die Grünen
Am 7. Januar wird Joachim Müller 70 Jahre
alt. Der Diplom-Kaufmann und promovier-
te Wirtschaftswissenschaftler war Grün-
dungsmitglied der Grünen in Bremen. Dort
gehörte er von 1979 bis 1983 auch der
Bürgerschaft an. Im Deutschen Bundestag
engagierte sich Müller im Haushaltsaus-
schuss sowie im Ausschuss für Forschung
und Technologie. bmh T

Haben Sie Anregungen, Fragen oder
Kritik?
Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1
11011 Berlin
redaktion.das-parlament@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht die Meinung
der Redaktion wieder. Die Redaktion
behält sich vor, Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von „Das
Parlament“ erscheint am 9. Januar.

BUNDESTAG LIVE

Topthemen vom 16. – 20.1.2017

Lebensmittelkennzeichnung (Do)
Programm der EU-Kommission (Fr)

Phoenix überträgt live ab 9 Uhr

Auf www.bundestag.de:
Die aktuelle Tagesordnung sowie die
Debatten im Livestream

Arabische Nachwuchstalente gesucht
IPS Mit einem Stipendium vier Wochen hinter die Kulissen des Bundestags blicken

Arabische Nachwuchstalente, die sich in
ihren Heimatländern aktiv für demokrati-
sche Grundwerte engagieren, sind eingela-
den, im September 2017 vier Wochen hin-
ter die Kulissen des Deutschen Bundesta-
ges in Berlin zu blicken: Im Rahmen des
Internationalen Parlamentsstipendiums
(IPS) für arabische Staaten werden die
Teilnehmer das parlamentarische System
der Bundesrepublik kennenlernen. Eine
Woche werden sie zudem als Praktikanten
in einem Wahlkreisbüro eines Abgeordne-
ten verbringen.
Bewerber müssen die Staatsangehörigkeit
eines arabischen Landes besitzen, zu Be-
ginn des Stipendiums jünger als 35 Jahre

sein, ein Hochschulstudium abgeschlos-
sen haben und über sehr gute Kenntnisse
der deutschen Sprache verfügen. Voraus-
gesetzt wird zudem Interesse an politi-
schen Zusammenhängen und politisches
beziehungsweise gesellschaftliches Enga-
gement. Bewerbungsschluss ist der 31. Ja-
nuar 2017.

30 Jahre IPS Das IPS-Programm für arabi-
sche Staaten wurde in Folge des Arabi-
schen Frühlings ins Leben gerufen. 2012
kamen die ersten Stipendiaten nach Ber-
lin. Der „große Bruder“ des Sonderpro-
gramms, das IPS-Regelangebot, feierte im
vergangenen Jahr sein 30-jähriges Beste-

hen. In diesem Rahmen werden jährlich
bis zu 120 Stipendien an junge Menschen
vergeben, die für fünf Monate das politi-
sche Leben in Berlin kennenlernen. Für
das Regelprogramm im kommenden Jahr
(1. März bis 31. Juli) sind die Bewerbungs-
fristen bereits abgelaufen.
Details zu den Bewerbungsmodalitäten für
das IPS-Programm für arabische Staaten
sind auf der Seite des Deutschen Bundes-
tags unter www.bundestag.de/ips_arabisch
zu finden. Bewerbungen sind an die jewei-
lige deutsche Vertretung im Land zu schi-
cken. Informationen zum Regelprogramm
des IPS sind auf www.bundestag.de/ips ab-
rufbar. scr T

Das war das
Jahr 2016
im Bundestag
RÜCKBLICK Armenien-Resolution, Kon-
trolle der Nachrichtendienste, Reform des
Sexualstrafrechts – 750 Mal stimmten die
Abgeordneten im Jahr 2016 ab und fassten
zahlreiche Beschlüsse. Dabei lag ein
Schwerpunkt auf der Asylpolitik. Ethisch
komplexe Themen wie die Armenien-Reso-
lution standen ebenfalls zur Diskussion.
Einige Höhepunkte:
Die Flüchtlingssituation bestimmte wie
im Jahr zuvor die Debatten und Abstim-
mungen im Deutschen Bundestag. So be-
schlossen die Abgeordneten zu Beginn des
Jahres ein Gesetz zur Registrierung und
zum Datenaustausch im Asyl- und Aufent-
haltsrecht (18/7258). Die Einführung ei-
nes beschleunigten Asylverfahrens
(18/7645) sowie die erleichterte Auswei-
sung straffälliger Ausländer (18/7646) be-
schlossen die Abgeordneten einen Monat
später. Seit Dezember strukturiert das Asyl-
bewerberleistungsgesetz (18/10521) Sozial-
leistungen neu. Das im Juli verabschiedete
Integrationsgesetz (18/9090) soll für Asyl-
bewerber die Ausbildungsförderung und
den Arbeitsmarktzugang verbessern.
„Nein heißt Nein“ – die unter diesem Leit-
satz viel diskutierten Änderungen im Sexu-
alstrafrecht verankerte der Bundestag am
7. Juli im Strafgesetzbuch (18/9097). Neu-
gefasst wurde der Paragraf 177, der das
Strafmaß für sexuelle Übergriffe, sexuelle
Nötigung und Vergewaltigung regelt.

TEILHABE Nach einer umfassenden Debat-
te und zahlreichen Änderungen beschloss
der Bundestag kurz vor Ende des Jahres das
Bundesteilhabegesetz (18/9522, 18/9954,
18/10102). Schwerpunkt ist die Neufassung
des Neunten Buches des Sozialgesetzbu-
ches. Eine wesentliche Änderung betrifft
die Eingliederungshilfe:
Große Diskussionen löste die Armenien-
Resolution aus. Bei einer Gegenstimme
und einer Enthaltung hatte der Bundestag
am 2. Juni einen gemeinsamen Antrag von
CDU/CSU, SPD und Bündnis 90/Die Grü-
nen (18/8613) angenommen. Die Resolu-
tion erinnert an die Ermordung von Arme-
niern und christlichen Minderheiten im
Osmanischen Reich 1915 und 1916. Die
Resolution führte zu Spannungen mit der
Türkei, da diese die damit verbundene Ein-
schätzung der Geschehnisse als Völker-
mord nicht akzeptiert. Laura Heyer T

ORTSTERMIN: DIE »AMERICAN ACADEMY«

Transatlantischer Dialog am Wannsee
Wer die US-Botschaft in Berlin besuchen möchte, muss
sich ins politische Zentrum begeben. Neben dem Bran-
denburger Tor hat die diplomatische Vertretung ihren
Sitz. US-„Botschafter“ kann man aber noch an ganz ande-
rer Stelle antreffen: In der American Academy am Wann-
see. 1994 von US-Diplomat Richard Holbrooke gegrün-
det, fördert die private Einrichtung den Dialog zwischen
der alten und der neuen Welt.
Mit der S-Bahn geht es in den Berliner Südwesten, Aus-
stieg am Bahnhof Wannsee, dann fünf Gehminuten
durch die Villenkolonie am Sandwerder. Auf der Uferseite
liegt das weiße zweistöckige Gebäude aus dem 19. Jahr-
hundert, in dem die American Academy untergebracht
ist. Das Eisentor öffnet sich, Programmdirektor Thomas
Rommel kommt durch die Tür. Er erklärt die Arbeit der
Einrichtung: „Die Academy versteht sich als Ort, an dem
hochqualifizierte Geistes- und Sozialwissenschaftler, aber
auch Journalisten, Künstler und Policy-Experten aus den
USA ihre Forschung voranbringen und sich mit der Stadt
vernetzen“, sagt der Literaturwissenschaftler, der seit Sep-
tember an der Academy arbeitet und zuvor Rektor des

Bard College in Berlin war. Zwölf Stipendiaten arbeiten
sechs Monate an ihrem Projekt und stehen mit Berliner
Wissenschaftlern und Kulturschaffenden in Kontakt. Sie
wohnen in der Akademie, tauschen sich regelmäßig aus:
„So kann Interdisziplinarität auf natürliche Weise im All-
tag entstehen“, erklärt Rommel.
Exklusiv, aber öffentlich – diese Prinzipien sind der Aka-
demie wichtig. Die Stipendiaten sollen „die fachliche
Spitze der USA“ abbilden. Eine Gutachterkommission
wertet jährlich hunderte Bewerbungen aus. Aber jeder
soll durch öffentliche Veranstaltungen an der Arbeit teil-
haben können, nicht nur die klassisch bildungsorientier-
ten Gruppen, sagt Rommel.
Primäre Interessen seien „das Netzwerken“ und der „in-
tellektuelle und kulturelle Austausch“. „Die Fellows kom-
men als Botschafter Amerikas hierher und sie gehen als
Botschafter Berlins zurück“, sagt Rommel. Ein Dialog ent-
stehe auch bei den Diskussionsveranstaltungen: „Über
die Fachdiskussion hinaus gibt es eine Vermittlung von
Gesprächs- und Debattenkultur“, sagt Rommel begeistert.
Das 2013 gegründete „Richard Holbrooke Forum for the

Study of Diplomacy and Governance“ wird ab Frühjahr
2017 zusätzlich Veranstaltungen anbieten.
Der Dialog zwischen Deutschland und den USA sei wich-
tig, weil die Länder eine besondere Freundschaft verbin-
de, betont Rommel. „Die Verbindung ist hier spürbar“,
sagt er.
Ist der transatlantische Dialog nach der Wahl von Donald
Trump noch wichtiger geworden? „Es ist nun besonders
wichtig, ein Forum für den Austausch verschiedener Vor-
stellungen zu haben“, meint Rommel. Als unabhängige
und überparteiliche Institution sei die Akademie dafür
besonders geeignet. d
Die Einrichtung finanziere sich ausschließlich durch pri-
vate Gelder, Rommel zeigt die Spendentafel, die im Ein-
gangsbereich hängt. Hauptspender sind die Nachfahren
der jüdischen Bankiersfamilie Arnhold, die vor dem
Zweiten Weltkrieg in der Wannsee-Villa lebte und 1938
vor den Nationalsozialisten fliehen musste. Die Familie
veranstaltete damals regelmäßig Diskussionsabende. „Die
American Academy knüpft heute an diese Tradition an“,
erzählt Rommel. Eva Bräth T

Die „American Academy“ in Berlin und ihr Programmdirektor Thomas Rommel setzen auf die Vernetzung von Experten aus den USA und Deutschland. © Annette Hornischer
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Wahl in den USA
In Amerika gibt es bald einen neuen Präsidenten

Wahl in den USA
Die USA sind ein Land. 
Man kennt es meistens 
einfach unter dem Namen: Amerika.

In den USA war eine Wahl. 
Und zwar vor ein paar Wochen.

Die Menschen dort haben 
einen neuen Präsidenten gewählt.

Er heißt: Donald Trump. 
Den Nach-Namen 
spricht man ungefähr so aus: Tramp.

Im folgenden Text steht mehr dazu.

Was macht der Präsident 
von den USA?
Der Präsident ist 
der wichtigste Politiker in den USA.

1) �Er ist der Chef von der Regierung. 
Die Regierung sind die Politiker, 
die ein Land leiten.

2) �Außerdem ist er auch 
das Staats-Oberhaupt.

Das bedeutet: 
Er spricht mit anderen Ländern 
im Namen von allen Menschen 
in den USA.

3) �Und er ist auch der Chef 
von den amerikanischen Soldaten.

Der Präsident 
hat also sehr viele Aufgaben.

Und er kann sehr viel entscheiden.

Oft sagt man darum auch: 
Der Präsident von den USA 
ist der mächtigste Mensch 
auf der Welt.

Das heißt: Kein anderer Politiker 
kann so viel entscheiden.

Darum ist die Wahl in den USA 
auch für die ganze Welt 
eine wichtige Sache.

Die Bewerber für die Wahl

Für die Wahl gab es mehrere Bewerber. 
Also Menschen, 
die man wählen konnte.

Sie kamen 
aus verschiedenen Parteien.

Parteien sind Gruppen von Menschen.

Sie haben sich zusammen-getan. 
Denn sie haben ähnliche Ideen, 
welche Politik man machen sollte.

leicht  

erklärt!



Wahl in den USA  •  In Amerika gibt es bald einen neuen Präsidenten

Eine Bewerberin hieß: Hillary Clinton.

Ein anderer Bewerber hieß: 
Donald Trump.

Die beiden waren die wichtigsten 
Bewerber bei der Wahl.

Denn: Sie gehören 
zu den 2 größten Parteien in den USA.

Die meisten Menschen 
wählen diese beiden Parteien.

Und der Präsident gehört 
schon seit vielen Jahren immer 
zu einer von den beiden Parteien.

Man konnte also schon vor der Wahl 
sehr sicher sagen: 
Entweder gewinnt Hillary Clinton. 
Oder Donald Trump.

Wer ist Hillary Clinton?

Hillary Clinton ist eine Politikerin.

Sie hatte schon 
verschiedene Aufgaben als Politikerin.

Zum Beispiel: 
Sie war Außen-Ministerin von den USA.

Ein Außen-Minister 
kümmert sich darum, 
auf welche Art sein Land 
mit anderen Ländern zu tun hat.

Er hat also eine sehr wichtige Aufgabe.

Außerdem ist Hillary Clinton 
die Ehe-Frau von Bill Clinton.

Er war früher einmal 
der Präsident von den USA. 
Und zwar von 1993 bis 2001.

Wer ist Donald Trump?

Donald Trump 
ist von Beruf Geschäfts-Mann.

Das bedeutet: 
Ihm gehören mehrere Firmen.

Zum Beispiel: 
- Firmen, die Häuser vermieten 
- Hotels 
- Golf-Plätze

Er hatte auch lange Zeit 
eine eigene Sendung im Fernsehen.

Donald Trump ist Milliardär.

Das bedeutet: 
Ihm gehört sehr, sehr viel Geld.

Und: Er hat bisher 
noch nicht als Politiker gearbeitet.

Der Wahl-Kampf

Was ist ein Wahl-Kampf?

Eine wichtige Zeit von einer Wahl 
ist der Wahl-Kampf.

Dabei machen die Bewerber 
Werbung für sich.

Das heißt: Sie wollen die Wähler 
von sich überzeugen.

Sie wollen ihnen zeigen: 
Ich wäre der beste Präsident.

Und sie wollen, 
dass möglichst viele Wähler 
für sie stimmen.

Das machen sie 
auf verschiedene Arten.

Zum Beispiel:

- �Sie sagen, was sie nach der Wahl 
alles machen wollen.
Wie sie zum Beispiel das Leben von 
den Menschen verbessern wollen.
Oder wie sie 
das Land voran-bringen wollen.

- �Sie sagen, warum sie 
ein guter Präsident wären.

- �Sie sagen, dass andere Bewerber 
nicht so gut wären.

Was war besonders 
an dem Wahl-Kampf?

Über den letzten Wahl-Kampf 
haben die Menschen 
besonders viel gesprochen.

Denn es sind ein paar 
ungewöhnliche Dinge passiert.



1) Beleidigungen von Donald Trump

Eine besondere Sache 
von Donald Trump war: 
Er hat im Wahl-Kampf 
oft Menschen beleidigt.

Zum Beispiel:

- �Er hat über Menschen 
aus dem Land Mexiko gesagt: 
Sie sind Kriminelle.

- Es ist auch ein Video aufgetaucht.

In ihm spricht Trump 
schlecht über Frauen.

- �Und er hat auch 
Hillary Clinton beleidigt.

Er hat zum Beispiel gesagt: 
Sie ist der Teufel.

Viele Menschen finden das schlimm. 
Sie sagen: So jemand 
kann nicht Präsident werden.

Aber viele Menschen 
finden es auch gut. 
Sie sagen: Trump hat recht.

2) Versprechen von Donald Trump

Donald Trump hat im Wahl-Kampf 
auch viele Versprechen gemacht.

Er hat gesagt, was er nach der Wahl 
alles machen will.

Manche Versprechen 
haben für viel Aufregung gesorgt.

Zum Beispiel:

Er will eine Mauer 
zwischen den USA und Mexiko 
bauen.

Mexiko ist ein Land 
direkt neben den USA.

Die Mauer soll verhindern, 
dass Menschen aus Mexiko 
in die USA kommen.

Viele Menschen 
finden die Idee schlecht.

Sie sagen: 
- Sie kostet zu viel Geld. 
- Und sie funktioniert nicht.

Aber viele Menschen 
finden die Idee auch gut.

3) Geheimnisse von Hillary Clinton

Hillary Clinton hatte auch Probleme 
im Wahl-Kampf.

Vor allem wegen der folgenden Sache:

Clinton war früher 
mal Außen-Ministerin.

Damals kannte sie viele Geheimnisse.

Zum Beispiel 
über die Politik in den USA.

Darum muss eine Außen-Ministerin 
besonders vorsichtig sein.

Zum Beispiel, 
wenn Sie E-Mails schreibt. 
Das spricht man ungefähr so: I-Mäil.

Denn: E-Mails können geklaut werden. 
Das bedeutet: 
Jemand kann die E-Mails lesen. 
Auch wenn er das 
eigentlich gar nicht soll.

Darum benutzt man 
besondere Computer. 
Dann können die E-Mails 
nicht geklaut werden.

Hillary Clinton hat aber eine Zeit lang 
einen normalen Computer benutzt.

Darum haben 
ihr manche vorgeworfen: 
Sie hat nicht ordentlich 
auf Geheimnisse aufgepasst.

Sogar die Polizei 
hat sich die Sache angeschaut.

Das war im Wahl-Kampf 
immer wieder ein Thema.

Wer wird gewinnen?

Die Wahl war also besonders.

Denn: Beide Bewerber 
hatten viele Unterstützer.

Aber auch viele Menschen, 
die sie nicht gut fanden.

Darum haben sich viele Leute 
vor der Wahl gefragt: 
Wer wird gewinnen?
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Es gibt Experten.

Sie versuchen,
schon vor der Wahl eine Antwort
auf diese Frage zu fi nden.

Dazu machen sie
zum Beispiel Umfragen.

Dabei fragen sie die Menschen,
wen sie bei der Wahl
wählen möchten.

Kurz vor der Wahl
dachten viele Experten noch:
Hillary Clinton
wird gewinnen.

Doch das war nicht so.

Die Wahl

Die Wahl war dann
am 8. November 2016.

Es war eine sehr spannende Wahl.

Lange Zeit hatten Hillary Clinton
und Donald Trump
gleich viele Stimmen.

Doch am Ende
hat Donald Trump gewonnen.

Das bedeutet:
Donald Trump
wird der neue Präsident von den USA.

Meinungen zur Wahl

Es gibt viele Menschen,
die das schlecht fi nden.

Dafür gibt es verschiedene Gründe.

Zum Beispiel:
Sie mögen die Dinge nicht,
die er im Wahl-Kampf gesagt hat.

Ein wichtiger Grund ist aber auch noch:

Donald Trump war bisher
kein Politiker.

Er kennt sich nicht so gut
in diesem Beruf aus.

Darum fragen sich viele Leute
zum Beispiel:
Wird er die Aufgabe
überhaupt schaff en?

Und sie sind sich unsicher,
welche Entscheidungen
er als Politiker treff en wird.

Bei Hillary Clinton ist das anders.

Sie arbeitet schon
seit sehr vielen Jahren in der Politik.
Genauer: Seit ungefähr 40 Jahren.

Und sie hat schon wichtige Aufgaben 
als Politikerin erledigt.

Darum können sich die Leute
bei ihr besser vorstellen,
was sie als Präsidentin gemacht hätte.

Die Wahl in den USA war dieses Mal 
also besonders spannend.

Und das Ergebnis
hat viele Menschen überrascht.

Nächstes Jahr wird Donald Trump 
also der Präsident von den USA.
Genauer: Am 20. Januar.

Dann muss man schauen,
wie gut er seine Arbeit erledigt.

leicht 
erklärt!


